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Hierzulande treibt die Fra-
ge, wie weit die Geschlech-
terneutralität in der Sprache 
getrieben werden soll, mit-
unter seltsame Blüten. Eine 
interessante Beobachtung 
macht der Bürgermeister da-
gegen bei seiner Tochter: Jun-
ge Frauen legen offenbar im-
mer häufiger keinen Wert auf 
das ewige Gendern. Seite 15
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Den Flächenverbrauch maßvoll begrenzen will die CSU-Fraktion 
im Bayerischen Landtag. Den Grünen-Gesetzentwurf lehnt die 
Regierungspartei mehrheitlich ab. Unser Bild zeigt (v. l.): Hans 
Maier, Erwin Huber und Dr. Uwe Brandl (vgl. Bericht auf Seite 2). r

Kommunen im Koalitionsvertrag von Union und SPD:

Hoffnungsvolle  
Ansätze 

Union und SPD haben sich auf einen Koalitionsvertrag 
für die Bildung einer neuen Bundesregierung geeinigt. 
CSU-Parteivorsitzender und Verhandlungsführer Horst 
Seehofer zeigte sich „hochzufrieden“ mit den Koalitions-
verhandlungen: „Wir haben eine ganze Menge Gutes für 
die Menschen in unserem Land vor. So werden wir die 
Spaltung und Polarisierung in unserem Land überwin-
den.“  Inhaltlich konnte die Christlich-Soziale Union zent-
rale Wahlversprechen wie eine faktische Asyl-Obergrenze, 
deutlich mehr Polizisten, eine verbesserte Mütterrente, 
die Abschaffung des Soli und die Einführung eines Baukin-
dergelds durchsetzen. 

In dem vorliegenden Koaliti-
onsvertrag sieht der Präsident 
des Bayerischen Landkreistags, 
Landrat Christian Bernreiter 
(Deggendorf) Licht und Schat-
ten. „In den Bereichen Gesund-
heit, Zuwanderung, Digitalisie-
rung, Breitband, eGovernment 
und vielen weiteren sehen wir 
den Koalitionsvertrag mit ‚kom-
munaler‘ Tinte gedruckt. Das 
ist ein Durchbruch!“, so Bern-
reiter. Gleichzeitig kritisierte er, 
dass sich die Koalitionsparteien 
in anderen Bereichen, etwa bei 
der Eingliederungshilfe, nicht zu 
den Kommunen bekennen. 

Auskömmliche  
Krankenhausfinanzierung

Seit Jahren kämpfe er mit Ber-
lin um eine auskömmliche Kran-
kenhausfinanzierung. Im Koa-
litionsvertrag stehe nun, dass 
Personalkosten ab jetzt in ei-
nem eigenen Verfahren neben 
den Fallpauschalen berücksich-
tigt werden sollen. Offen sei al-
lerdings, ob dies zu einem voll-
ständigen Ausgleich führt. Zu-
dem gebe es eine andere exis-
tenzgefährdende Entwicklung 
für die medizinische Versorgung 
in der Fläche, für die es dringend 
einer Lösung bedarf. Die Rede 
ist von „Personaluntergrenzen“, 
die seit 1. Januar gelten. „Viel-
fach wird hier speziell ausgebil-
detes Fachpersonal gefordert, 
das gar nicht auf dem Markt ist. 
Das würde dann durch die Hin-
tertür das Aus für viele Fachab-
teilungen in der Fläche bedeu-
ten“, so Bernreiter. 

Im Breitbandbereich soll der 
flächendeckende Ausbau mit Gi-
gabit-Netzen bis zum Jahr 2025 

kommen, bestehende Funklö-
cher und weiße Flecken beim 
Mobilfunk zügig geschlossen 
und unter anderem in schwer 
zu versorgenden Gebieten nati-
onales Roaming erlaubt werden. 

Flächendeckende Gigabit- 
Netze bis zum Jahr 2025

„Hier ist der von uns vor der 
Wahl geforderte Schub endlich 
da! Leider ist aber offen geblie-
ben, wer die Funklöcher und 
weißen Flecken schließen soll. 
Hier sollte die Verantwortlich-
keit klar bei den Mobilfunkbe-
treibern liegen, die sich nicht auf 
dichter besiedelte Gebiete be-
schränken dürfen“, so der Land-
kreistagschef. 

Stattgegeben wurde zudem der 
zentralen Forderung des Baye-
rischen Landkreistags nach Er-

Freistaat eilt beim Tourismus von Rekord zu Rekord:

Der Mythos 
Bayern wirkt 
Ilse Aigner: Aber der Erfolg ist kein Selbstläufer 

Zahlreiche Wünsche und Anregungen der Branche
Bayern eilt als Tourismusland von Rekord zu Rekord. Mit 
Stolz und Genugtuung verkündete Bayerns Wirtschaftsmi-
nisterin Ilse Aigner in der Jahrespressekonferenz Touris-
mus, dass der Freistaat zum sechsten Mal in Folge bei der 
Tourismusbilanz ein Rekordergebnis erzielt habe, was die 
Ministerin mit der Bemerkung kommentierte, „mir gehen 
langsam die Superlative aus“. Und im laufenden Jahr dürf-
te Bayern vermutlich kaum schlechter abschneiden, denn 
es gibt zwei Jubiläen zu feiern, die natürlich touristisch ge-
nutzt werden und den Mythos Bayern pflegen sollen: „200 
Jahre Verfassungsstaat“ und „100 Jahre Freistaat“.

Die „hervorragende Jahresbi-
lanz für 2017 weist aus, dass die 
Zahl der Gästeankünfte um 4,9 
% auf 37,3 Mio. und die Zahl der 
Gästeübernachtungen um 3,7 % 
auf 94,4 Mio. zugenommen hat. 
„Damit“, so Aigner, „haben wir 
die magische Zahl von 90 Mio. 
Übernachtungen, die wir im 

Vorjahr angesprochen haben, 
deutlich hinter uns gelassen. Be-
sonders erfreulich sei, dass der 
gesamte Freistaat seinen Anteil 
daran habe und Stadt und Land 
gleichermaßen profitierten. Al-
le vier Tourismusregionen hät-
ten sich sehr gut entwickelt. Dif- 
 (Fortsetzung auf Seite 6)

Bayerischer Städtetag:

Kindeswohl im Blick
Für vernünftige Konzepte für das digitale Klassenzimmer und ei-
ne gute Ganztagsbetreuung plädiert der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags, Augsburgs Oberbürgermeister Dr. Kurt Gribl. 
Seiner Auffassung nach trägt der Freistaat eine Mitverantwortung 
bei der dauerhaften Finanzierung einer leistungsfähigen digitalen 
Infrastruktur an Schulen. 

Dabei geht es nach Gribls An-
sicht nicht nur um die Anschaf-
fung von Laptops, Tablets, in-
teraktiven Whiteboards und 
Smartboards, sondern um die 
Einbettung in ein pädagogisches 
Gesamtkonzept, das auch Stan-
dards für die technische Aus-
stattung und die Systembetreu-
ung umfassen muss. Benötigt 
werde ein Konzept mit einem 
Zeitplan und Zielvorgaben, da-
mit Kinder an allen Schulen in 
allen Regionen Bayerns gleiche 
Chancen erhalten.

Bei der Ausstattung der Schu-
len mit Informationstechnologie 
seien Bund, Freistaat und Kom-
munen gefordert. Der Freistaat 
müsse die IT-Ausstattung der 
Schulen und ihren Betrieb dau-
erhaft mitfinanzieren. 

Schulfinanzierungsgesetz 
muss angepasst werden

Die Pädagogik habe sich mit 
den neuen digitalen Möglichkei-
ten weiterentwickelt, weshalb 
das Bayerische Schulfinanzie-

rungsgesetz an die Vorausset-
zungen des Internet- und Com-
puterzeitalters anzupassen sei. 
Der Bayerische Städtetag er-
wartet, dass sich Freistaat und 
Bund angemessen an den Kos-
ten des Investitionsaufwands 
beteiligen. Darüber hinaus geht 
es um die laufenden Kosten für 
den Betrieb und Systembetreu-
ung der IT-Ausstattung, die Kos-
ten für die Wiederbeschaffung 
von Geräten und die Aktuali-
sierung der Software. Förder-
mittel des Bundes dürften nicht 
mit Fördermitteln des Freistaats 
verrechnet oder vom Freistaat 
einbehalten werden. 

Masterplan Bayern Digital II

Im Rahmen eines Master-
plans Bayern Digital II hat der 
Bayerische Ministerrat ein In-
vestitionsprogramm beschlos-
sen, das auch auf die digita-
le Bildung zielt. Darin sind et-
wa Glasfaseranschlüsse und 
20.000 WLAN-Hotspots für al-
le bayerischen Schulen vorge-
sehen. Angestrebt wird die Ein-
führung des digitalen Klassen-
zimmers an allen Schulen. Der 
Entwurf des Nachtragshaus-
halts 2018 sieht für die Digitali-
sierung im Schulbereich für die 
nächsten Jahre rund 160 Millio-
nen Euro vor (100 Millionen für 
die Verbesserung der IT-Aus- 
 (Fortsetzung auf Seite 2)

stattung der flüchtlingsbeding-
ten Mehrkosten bei den Kos-
ten der Unterkunft für Flücht-
linge über 2018 hinaus. Bis 2021 
entlastet der Bund Länder und 
Kommunen bei den Flüchtlings-
kosten (Integrationspauschale, 
Kosten der Unterkunft, Unbe-
gleitete minderjährige Flücht-
linge) in den Jahren bis 2021 mit 
insgesamt 8 Mrd. Euro. 

Begrenzung des  
Familiennachzugs

Das Festhalten an der Begren-
zung des Familiennachzugs für 
subsidiär Schutzbedürftige ist 
aus Sicht des Präsidenten ein Sig- 
nal, auf das viele Menschen ge-
wartet hätten. 

Auch die Unterstützung bei 
der digitalen Schule ist Bernrei-
ter zufolge grundsätzlich zu be-

grüßen. Allerdings seien 5 Mrd. 
Euro gestreckt auf fünf Jahre bei 
Weitem nicht ausreichend. 

Bessere Ansätze  
für Arbeitslose

Positiv werden zudem bes-
sere Ansätze für Arbeitslose 
und deren Angehörige bewer-
tet. Durch Verbesserungen im 
sog. SGB II-Bereich kann künf-
tig die komplette Familie in den 
Blick genommen werden. „Das 
in Bayern bereits im Einsatz be-
findliche Konzept CURA ist ein 
Vorläufer eines solchen Regel- 
instruments und bestätigt die 
hohe Wirksamkeit eines sol-
chen ganzheitlichen Ansatzes. 
„Bislang war dieses Projekt auf 
kreisfreie Städte beschränkt. 
Die Ausweitung auf die Land- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Kommunalforum Alpenraum am 15. März in Kundl: 

Von der analogen zur 
digitalen Gemeinde

Die Digitalisierung stellt die Kommunen vor große Herausforde-
rungen. Zukunftstrends, E-Government-Potenziale und kommu-
nales Infrastrukturmanagement beleuchten Experten beim 6. 
Kommunalforum Alpenraum am 15. März 2018 im Lindner-In-
novationszentrum in Kundl in Tirol.

Im Kommunalforum Alpen-
raum treffen sich die Repräsen-
tanten des Bayerischen Gemein-
detags, des Österreichischen 
Gemeindebunds, des Tiroler Ge-
meindeverbands, des Südtiroler  
Gemeindenverbands und Forum 
Land. Initiator der Veranstal-
tung ist der Tiroler Fahrzeugher-
stellers Lindner.  

Vorgestellt werden die Ergeb-
nisse des kommunalen Digitali-
sierungsbarometers. Dabei wird 
aufgezeigt, was die Gemeinden 
in puncto Digitalisierung bereits 
leisten und wo Nachholbedarf 
besteht. 

Partner nehmen kostenlos teil

Mitglieder der Kooperations-
partner sowie Vertreter aus 
bayerischen, österreichischen 
und italienischen Kommunen 
und Behörden nehmen kosten-
los teil. Weitere Frühbucher be-
zahlen 85 Euro, danach beträgt 
die Teilnahmegebühr 155 Euro. 

Programm und Anmeldung: 
www.kommunalforum-
alpenraum.eu

3. Bayerisches InfrastrukturForum in Nürnberg:

Tagungsort Heimatministerium
Das neu errichtete Bayerische Heimatministerium in Nürn-
berg ist Veranstaltungsort für das 3. Bayerische Infrastruk-
turForum der Bayerischen GemeindeZeitung am 8. März 
2018.

Die Gäste erwartet ein vielseitiges Programm, in dem es ne-
ben den Zielvorstellungen der Staatsregierung bezüglich der 
Heimatstrategie auch um die Bedeutung der Infrastruktur für 
die Entwicklung Bayerns geht. Die Änderung der Flächennut-
zung wird in Bezug gesetzt zu Zuwanderung und Urbanisie-
rung. Selbstverständlich werden Energie(-wende)themen und 
Verkehrs- und Mobilitätsthemen beleuchtet; es geht um die 
Wasserversorgung und um bezahlbares Wohnen sowie Finan-
zierungsfragen vielfältiger Infrastrukturaufgaben.
Information und Anmeldung unter: 
www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Aus Sicherheitsgründen erhalten nur angemeldete Besucher 
Zutritt zum Ministerium.
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Diewald 

945010 Beutelsbach 
am 19.2.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wolfgang Kistner 

90617 Puschendorf 
am 3.3.

Bürgermeister Michael Raith 
82276 Adelshofen 

am 18.2.

Bürgermeister Josef Jahner 
83349 Palling 

am 26.2.

Bürgermeister Ludwig Reger 
92444 Rötz 

am 28.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Schifferer 

94152 Neuhaus a. Inn 
am 7.3.

Bürgermeister Alfred Lengler 
86565 Gachenbach 

am 7.3.

Bürgermeister Gerhard Eichner 
91468 Gutenstetten 

am 21.2.

Bürgermeister Georg Steinhofer 
94154 Neukirchen vorm Wald 

am 26.2.

Bürgermeister 
Konrad Schickaneder 
84104 Rudelzhausen 

am 28.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin  

Monika Maier 
84155 Bodenkirchen 

am 2.3.

Landrat Dr. Roland Weigert 
86633 Neuburg a. d. Donau 

am 5.3.

Bürgermeister  
Uwe Gerlsbeck 

85414 Kirchdorf a. d. Amper 
am 17.2.

Bürgermeister Markus Loth 
82362 Weilheim 

am 22.2.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Landrat Armin Kroder 

91205 Lauf a. d. Pegnitz 
am 6.3.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Andreas Horsche 
84095 Furth 

am 24.2.

Bürgermeister Joachim Konrad 
87452 Altusried 

am 28.2.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

(Fortsetzung von Seite 1)
stattung an Schulen und Einfüh-
rung des digitalen Klassenzim-
mers, 35 Millionen Euro für Fach- 
unterrichtsräume an beruflichen 
Schulen, 27 Millionen Euro für 
Ausbildungsseminare und Se-
minarschulen). Nach Auffas-
sung des Bayerischen Städte-
tags hat es der Freistaat bis-
lang versäumt, das digitale Klas-
senzimmer in Förderrichtlinien 
zu definieren. Die kommuna-
len Spitzenverbände erwarten, 
dass Bayern dafür einen Rah-
men vorgibt und seine finanziel-
le Mitverantwortung durch Än-
derung des Schulfinanzierungs-
gesetzes umsetzt. 

Gribl: „Bevor wir über Medien- 
entwicklungspläne und Förder-
programme sprechen, muss für 
die Praxis an Schulen Klarheit 
über Standards und Schnittstel-
len herrschen. Ein befristetes 
Anschubprogramm zur Digita-
lisierung von Klassenzimmern 
kann nur ein erster Schritt sein, 
da die Ausstattung wegen des 
technologischen Fortschritts 
und der begrenzten Lebensdau-
er der Geräte eine Daueraufga-
be ist. So ist die IT-Systembe-
treuung eine aufwändige An-
gelegenheit, die auf Dauer ge-
schultes Personal benötigt. Das 
kostet Geld.“ 

Mit Blick auf das Vorhaben 
von Bund und Ländern, einen 
Rechtsanspruch auf Ganztags-
betreuung für Kinder im Grund-
schulalter zu schaffen, meinte 
Gribl: „ Dieser Anspruch weckt 
bei Eltern nachvollziehbare Er-
wartungen, die sich allerdings 
in der Praxis nur schwer erfüllen 
lassen.“ Der Bayerische Städ-
tetag hält es für unzureichend, 
dass die Schaffung von Ganz-
tagsangeboten allein im Rah-
men der kommunalen Jugend-
hilfe über das Sozialgesetzbuch 
VIII stattfinden soll. Das in Ver-
antwortung der Länder stehen-
de Schulsystem müsse bei der 
Ganztagsbetreuung von Grund-
schulkindern einen wichtigen 

Beitrag leisten. Dafür seien 
Ganztagsschulen auszubauen. 

Dabei ist es nach Gribls Wor-
ten „mit einer Mittagsbetreu-
ung und Angeboten zur Jugend-
hilfe am Nachmittag allein nicht 
getan“. Es brauche eine konzep-
tionelle Grundlage für eine gu-
te pädagogische Ganztagsbe-
treuung von Grundschulkindern 
durch die Schulen und ergän-
zende Jugendhilfeangebote.“ 
Für die Praxis werfe dies Fragen 
auf wie: Welche Räume sind nö-
tig? Müssen Schulen erweitert 
werden? Braucht es einen Um-
bau von Klassenzimmern oder 
den Neubau von Horten? Wel-
ches Personal muss eingestellt 
werden? Wie lässt sich das Sys-
tem Schule mit dem System Ju-
gendhilfe verzahnen? Wie lassen  
sich verbindliche Ganztagsschu-
le und offene Ganztagsschule 
(in staatlicher Verantwortung) 
sowie Kombi-Modelle in ge-
meinsamer Verantwortung und 
Horte als Angebote der Kinder- 
und Jugendhilfe (in kommuna-
ler Verantwortung) organisie-
ren und finanzieren? Wie wirken 
Lehrer und Erzieher zusammen? 
Was geschieht in Ferienzeiten? 
Und: Wer organisiert das Ange-
bot an den einzelnen Schulen?

Personal- und Raummangel

Gribl: „Die größten Probleme 
der Städte bei der Einführung 
eines Ganztagsanspruchs für 
Grundschulkinder ergeben sich 
in der Praxis aus dem Mangel 
an Raum und Personal. Ein wei-
teres Problem liegt in der Finan-
zierung: Bund und Land müssen 
die Finanzierung dieser gesamt-
gesellschaftlichen Aufgabe si-
cherstellen.“ 

Stichwort Straßenausbaubei-
träge: „Die Debatten um eine 
Abschaffung der Straßenaus-
baubeiträge haben vereinzelt 
die Illusion genährt, dass der 
Straßenausbau für Bürger nichts 
mehr kostet. Es führt aber 
nichts um die Tatsache herum: 

Der Straßenausbau benötigt ei-
ne sichere Finanzierung. Wer-
den die Kosten nicht mehr antei-
lig über Straßenausbaubeiträge 
von Grundstückseigentümern 
mit getragen, wird dies über 
den allgemeinen Steuertopf fi-
nanziert. Wenn die Eigentümer 
nicht mehr für den Sondervor-
teil mit herangezogen werden, 
zahlen letztlich alle Bürger“, be-
tonte der Geschäftsführer des 
Bayerischen Städtetags, Bernd 
Buckenhofer. 

Wenn der Landtag die Stra-
ßenausbaubeiträge abschafft, 
müssen laut Buckenhofer zu-
nächst Kommunen, die bislang 
die Beiträge gemäß Kommunal-
abgabengesetz erhoben haben, 
einen vollständigen finanziellen 
Ausgleich ihrer Einnahmeausfäl-
le erhalten. Zudem sei ein Sys-
tem zu schaffen, mit dem der 
Freistaat sich an den Straßen-
ausbaukosten in den Städten 
und Gemeinden angemessen 
beteiligt. Gelinge das nicht aus-
reichend, wäre der Landtag ver-
antwortlich für möglicherwei-
se notwendig werdende Grund-
steuererhöhungen zur Finanzie-
rung des Straßenausbaus. 

Finanzielle Kompensation

Buckenhofer zufolge steckt 
bei der finanziellen Kompen-
sation der Teufel im Detail. Die 
Kommunen benötigten konkre-
te Antworten auf eine Fülle an 
Fragen: Welcher Stichtag gilt für 
die Abschaffung der Straßenaus-
baubeiträge? Wie wird mit lau-
fenden Planungsmaßnahmen, 
aktuellen Bauprojekten und 
deren Abrechnung verfahren? 
Wie ist zum Beispiel zu verfah-
ren, wenn eine Stadt im Januar 
2018 einen Bescheid verschickt 
hat? Was geschieht, wenn ein 
Bauprojekt abgeschlossen wor-
den ist, aber noch keine Abrech-
nung erfolgt ist und noch keine 
Bescheide verschickt wurden? 
Was macht eine Stadt, wenn 
sie schon für einen abgeschlos-
senen Teilabschnitt eines Bau-
projekts einen Bescheid ver-
schickt hat, die Endabrechnung 

Flächenverbrauch begrenzen
CSU präsentiert Maßnahmenpaket im Landtag — Grünen-Gesetzentwurf abgelehnt

Sowohl CSU, als auch SPD und Freie Wähler lehnen den Gesetz-
entwurf der Grünen und das Volksbegehren gegen den Flächen-
fraß ab. Alle drei Parteien haben in der vergangenen Woche im 
Wirtschaftsausschuss des Landtags den Gesetzentwurf zurückge-
wiesen mit dem die Grünen den Flächenverbrauch in Bayern auf 
fünf Hektar pro Tag halbieren wollen. Gleichzeitig hat die CSU ei-
nen Antrag mit einem Anreizpaket zum Flächensparen im Aus-
schuss vorgelegt. In diesem 20-Punkte Paket, das mit den zustän-
digen Landesministerien abgestimmt wurde, geht es vor allem 
um Information und Beratung, intensiviertes Flächenmanage-
ment und die Nutzung von Innenentwicklungspotenzialen.

Der Ausschussvorsitzende, Er-
win Huber(CSU), sieht den An-
trag seiner Fraktion als Gegen-
konzept zum Gesetzentwurf 
und dem Volksbegehren der 
Grünen. 

Er enthalte hinsichtlich des 
Flächenverbrauchs keine aus-
drückliche Obergrenze. Eine Be-
grenzung würde nicht nur ein 
Problem für die großen Städ-
te wie München oder Nürn-
berg darstellen, sondern vor al-
lem den ländlichen Raum in  
seinen Entwicklungsmöglichkei-
ten besonders einschränken. 

Denn so dürfte eine Kommune 
mit 2.500 Einwohnern pro Jahr 
nur noch 3.500 Quadratmeter 
Fläche für neue Siedlungen, Ge-
werbeflächen oder Verkehrs- 
projekte verbrauchen. Dies sei 
absurd, meinte Huber. Denn ei-
nerseits wolle man den ländli-
chen Raum stärken, indem man 
ihm neue Entwicklungsmöglich-
keiten biete, andererseits wer-
de er dieser Möglichkeiten be-
raubt. Der ländliche Raum kön-
ne sich nur entwickeln, wenn 
man neue Arbeitsplätze, moder-
nen Wohnraum und eine zeitge-
mäße Infrastruktur schaffe. 

Mehr in die Höhe bauen

Daher enthalte der CSU-An-
trag u.a. den Vorschlag, auch in 
kleineren Städten in die Höhe zu 
bauen und Parkflächen von Mö-
belhäusern und Baumärkten in 
Tiefgaragen oder Parkdecks un-
terzubringen und nicht mehr 
durch Ausweisung großer Frei- 
flächen. Das Anreizpaket setze 
klar auf Verdichtung im Innen-
bereich durch flächensparen-
de Bebauung und Schließung 
von Baulücken. Außerdem ge-
he es um die Revitalisierung 
von nutzbaren Brachen. Um 
den Flächenverbrauch zu redu-
zieren müsse der Staat jedoch 
kräftig investieren, erklärte der 
CSU-Wirtschaftsexperte.

„Grüner Schnellschuss“

Auch die SPD lehnt den Ge-
setzentwurf der Grünen und das 
Volksbegehren ab. Landtagsvi-
zepräsidentin Inge Aures (SPD) 
bezeichnete den Grünen-Vor-
stoß als „Schnellschuss“ mit 
dem sie vollendete Tatsachen 
schaffen wolle. Sie sprach sich 
dafür aus, die Expertenanhö-
rung abzuwarten, die ihr Frakti-
onskollege Florian von Brunn im 

Umweltausschuss beantragt ha-
be. Erst danach solle der Land-
tag entscheiden, mit welchen 
Maßnahmen man den „Flächen-
fraß“ verringern könne. Von 
Brunn schloss sich der Kritik an. 
Es genüge nicht, den extrem ho-
hen Flächenverbrauch zu bekla-
gen. Seine Partei wolle vor allem 
wirksame Instrumente dagegen 
entwickeln und einsetzen. Dafür 
sei die Expertenanhörung hilf-
reich. Die wirtschaftspolitische 
Sprecherin der SPD, Annette 
Karl, bezeichnete das Anreizpa-
ket der CSU als „Absichtserklä-
rung ohne konkrete Vorgaben“.

Im Vorfeld erntete das Volks-
begehren der Grünen bereits 
massive Kritik von Parteiche-
fin Natascha Kohnen und dem 
Fürther Oberbürgermeister Dr. 
Thomas Jung, der auch Vorsit-
zender der sozialdemokrati-
schen Gemeinschaft für Kom-
munalpolitik in Bayern ist. Beide 
hatten die SPD-Mitglieder vor 
dem Volksbegehren gewarnt. 
Sie warfen den Grünen vor, sie 
hätten dies im politischen Al-
leingang gestartet um damit 
Wahlkampf zu betreiben. Für 
dieses wichtige Thema sei ein 
breites gesellschaftliches Bünd-
nis notwendig.

Grüne fordern Obergrenze

Grünen-Fraktionschef und Ini- 
tiator des Volksbegehrens, Lud-
wig Hartmann, wies die Vorwür-
fe der anderen Parteien zurück. 
Es sei unredlich zu behaupten, 
das Volksbegehren würde den 
Kommunen die Entwicklungs-
möglichkeiten abschneiden. Fünf 
Hektar am Tag reichten völlig 

aus, um den Bedarf an neuem 
Bauland zu decken. Man müsse 
nur intelligent planen und bau-
en. Die bisher u.a. von der SPD 
präsentierten Instrumente sei-
en stets wirkungslos verpufft. 
Daher sei eine Obergrenze un-
erlässlich, sagte Hartmann. Sein 
Parteikollege und Wirtschafts-
experte Martin Stümpfig, übte 
vor allem Kritik an dem Anreiz-
paket im CSU-Antrag. Hierbei 
handele es sich um einen „Auf-
guss längst vorhandener und er-
folgloser Maßnahmen zum Flä-
chensparen“.

Gemeindetag klar  
gegen Volksbegehren

In diesem Zusammenhang hat 
sich der Vorsitzende des Bay-
erischen Gemeindetags, der 
Abensberger Bürgermeister Dr. 
Uwe Brandl (CSU), klar gegen 
das Volksbegehren ausgespro-
chen. Allein das Wort „Flächen-
fraß“ sei für ihn ein Kampfbe-
griff und passe nicht. Auch er 
wolle den Flächenverbrauch re-
duzieren und begrenzen, jedoch 
zusammen mit den Kommunen 
und nicht gegen sie. Brandl for-
derte Instrumente für die Kom-
munen, um vorhandene unbe-
baute Flächen nutzen und so 
dem Verdichtungsgebot im In-
nenbereich nachkommen zu 
können. Die Gemeinden müss-
ten die Möglichkeit haben, die 
Eigentümer brachliegender Flä-
chen zu veranlassen diese selbst 
zu bebauen oder sie an die Kom-
mune zu veräußern. 

Auch in kleineren Städten 
müsse man künftig drei- oder 
vier- statt wie bisher nur maxi-
mal zweigeschossig bauen kön-
nen. Wie auch Wirtschaftsex-
perte Huber setzt der Gemein-
detagspräsident auf ein umfas-
sendes Maßnahmenbündel. rm

Finanzmittel für Wohnungsbau 
auf Höchststand

Bauminister Herrmann verhindert EU-Sanierungsquote
Die Fördermittel für den Wohnungsbau in Bayern sollen in die-
sem Jahr um mehr als 65 Millionen Euro auf 685 Millionen Eu-
ro angehoben werden. Dies sieht der Nachtragshaushalt 2018 
der Obersten Baubehörde vor, den jüngst der Haushaltsaus-
schuss des Bayerischen Landtags abgesegnet hat. Innen- und 
Bauminister Joachim Herrmann begrüßte diese Entscheidung 
ausdrücklich.

Für Herrmann entwickelt sich damit der im Oktober 2015 be-
schlossene Wohnungspakt Bayern immer mehr zur „Erfolgs- 
story". So könne der Freistaat noch mehr Wohnungen fördern. 
Bereits 2017 seien die Finanzmittel für den Wohnungsbau mit 
insgesamt 618 Millionen Euro so hoch wie zuletzt Anfang der 
1990er Jahre gewesen. Er wolle das Erfolgsmodell weiter fort-
führen und künftig noch mehr Wohnungen bauen und bauen 
lassen, sagte der Minister. Dies gelinge jedoch nur durch steti-
ges Weiterfördern. Das Bauen müsse noch attraktiver gemacht 
und willigen Bauherren dürften keine Steine in den Weg gelegt 
werden. Immer höhere Standards seien hier nicht förderlich. 
Derzeit befinde sich die Zahl der genehmigten Wohnungen in 
Bayern im Gegensatz zum Bundestrend auf einem hohen Stand.

Eine weitere Chance sieht Herrmann auch in der Anhebung 
der Einkommenshöchstgrenzen bei der Förderung. So könnten 
künftig auch Familien mit einem etwas höheren Einkommen als 
bisher unterstützt werden und in Bayern noch mehr Haushalte 
von der Wohnraumförderung profitieren. Hierzu laufe momen-
tan jedoch noch ein Gesetzgebungsverfahren. Abschließend 
forderte Herrmann Bayerns Städte und Gemeinden auf, weiter-
hin neues Wohnbauland auszuweisen.

In diesem Zusammenhang kann der Bauminister auf eine er-
folgreiche Intervention in Brüssel gegen neue Auflagen beim 
privaten Wohnungsbau sowie teure EU-Auflagen bei der ener-
getischen Sanierung von öffentlichen Gebäuden verweisen. 
Wie Herrmann mitteilte, habe er hier eine Sanierungsquote 
verhindern können. Eine derartige Verpflichtung hätte z.B. bei 
Schulen, Krankenhäusern und Sozialwohnungen eine gravieren-
de finanzielle Belastung für die Kommunen bedeutet. Vor allem 
für finanzschwache Gemeinden in strukturschwachen Gebie-
ten wäre dies eine völlig unverhältnismäßige Belastung gewe-
sen. Zudem hätte sich dies auch auf den Wohnungsbestand der 
Kommunen und deren städtische Tochterunternehmen ausge-
wirkt. Darüber hinaus wären die kommunalen Wohnungsunter-
nehmen gezwungen, einen höheren Anteil ihrer Finanzmittel 
für Sanierungsmaßnahmen aufzuwenden. Dies wiederum hät-
te sich negativ auf die Neubauaktivitäten der Gemeinden aus-
gewirkt. rm

aber noch nicht? In diesem Zu-
sammenhang ist nach Bucken-
hofers Überzeugung nicht aus-
zuschließen, „dass die Abschaf-
fung der als ungerecht empfun-
denen Straßenausbaubeiträge 
neue Ungerechtigkeitsgefühle 
auslöst“.

Aktuelle Zahlen zum Gesamt-
aufkommen der ausstehenden 
Straßenausbaubeiträge in Bay-
ern für bereits beschlossene 
und auf den Weg gebrachte 
Ausbaumaßnahmen liegen noch 
nicht vor. Derzeit läuft dazu eine 
Umfrage des bayerischen Innen-
ministeriums bei Städten und 
Gemeinden. 

Wie Buckenhofer darlegte, 
„muss der Freistaat den Kommu-
nen in einem ersten Schritt sämt-
liche Beitragseinnahmen für 
laufende Straßenausbaumaßnah- 
men erstatten, die in den Haus-
halten veranschlagt sind“. Für 
die Zukunft müssten ihnen ver-
stetigte Mittel für den Straßen-
ausbau zur Verfügung stehen. 
Bei der Mittelausstattung dür-
fe man nicht auf die bisherigen 
Ist-Einnahmen abstellen, weil 
in den nächsten Jahren insbe-
sondere die in den 1960er und 
1970er Jahren gebauten Stra-
ßen zur Erneuerung anstehen.

„Da Eigentümer nach der Ab-
schaffung der Straßenausbau-
beiträge keine eigenen Beiträ-
ge mehr leisten müssen, kön-
nen Wünsche von Anliegern 
wachsen: Sie werden Druck auf 
die Rathäuser ausüben, um ei-
nen schnellen Ausbau oder eine 
vorzeitige Erneuerung der Stra-
ßen vor der eigenen Haustür zu 
erreichen. Zahl und Kosten der 
Straßenausbauten werden künf-
tig steigen. Dem muss durch ei-
ne angemessene und dynami-
sche staatliche Mittelausstat-
tung Rechnung getragen wer-
den“, hob der Geschäftsführer 
hervor. Städte und Gemeinden 
benötigten jetzt Klarheit über 
den Stichtag, ab dem die Bei-
tragserhebung nicht mehr zu-
lässig ist. Alle daraus resultie-
renden Einnahmeausfälle seien 
vom Freistaat in vollem Umfang 
zu erstatten.  DK

Kindeswohl im Blick ...

Bayerischer  
Energiepreis 2018

Bewerbungen sind bis  
9. März 2018 online möglich 
Innovative Energieprojek-
te und bayerische Spitzen-
technologie werden 2018 
von Wirtschaftsministerin 
Ilse Aigner wieder mit dem 
Bayerischen Energiepreis 
ausgezeichnet. 

Der renommierte Preis 
wird für die erfolgreiche 
Umsetzung neuer kreati-
ver Ideen und den verant-
wortungsvollen Umgang mit 
Energie vergeben. Bewer-
ben können sich alle, die ein 
innovatives Energieprojekt 
erfolgreich umgesetzt ha-
ben, eine zukunftsweisende 
Technologie anwenden oder 
ein Spitzenprodukt vorzu-
weisen haben. 

Das Engagement von Kom- 
munen, Unternehmen, Hoch- 
schulen, Vereinen, Teams 
und Privatpersonen rund 
um das Thema Energie soll 
mit diesem Preis gewürdigt 
werden.
www.bayerischer-energie-
preis.de/

http://www.bayerischer-energiepreis.de/
http://www.bayerischer-energiepreis.de/
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EINE WELT BEGINNT VOR ORT
Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) steht Kommunen in Deutschland als Partner in allen Fragen kommunaler Entwicklungspolitik zur 
Seite. Dabei beraten, informieren und fördern wir sie in unseren Zukunftsthemen Fairer Handel und Faire Beschaffung – Global Nachhaltige Kommune – 
Kommunale Partnerschaften und internationale Kommunalbeziehungen – Migration und Entwicklung.

Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) ist Teil der ENGAGEMENT GLOBAL gGmbH und arbeitet im Auftrag des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.
ENGAGEMENT GLOBAL gGmbH | Service für Entwicklungsinitiativen | Tulpenfeld 7 | 53113 Bonn | www.engagement-global.de 
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt | www.service-eine-welt.de | info@service-eine-welt.de

Im Auftrag des

SIND SIE INTERESSIERT?Machen Sie mit bei einem Einsteigerseminar für kom-munale Entwicklungspolitik! 
Kontakt: 
katrin.blume@engagement-global.deTelefon +49 228 20717-615

wenn wir auf politischer Ebene über die großen Herausforde-
rungen und strategischen Steuerungsziele der Zukunft sprechen, 
gehört der Vereinbarung von Ökologie und Ökonomie immer 
wieder zu den wichtigsten Punkten. 

In der aktuellen Diskussion steht in Bayern be-
sonders das Thema Flächenverbrauch, nicht zu-
letzt aufgrund des derzeit laufenden Volksbegeh-
rens. Als Kommunen sind wir davon in besonde-
rer Weise betroffen. Immerhin geht es auch um 
einen Grundsatz der kommunalen Selbstverwal-
tung, die Planungshoheit vor Ort. 

Für die Kommunalpolitische Vereinigung ist 
klar: Unser Boden gehört zu Bayerns wertvollsten 
Ressourcen. Er ist Lebensraum für Pflanzen und 
Tiere (Erhalt der ökologischen Vielfalt), natürli-
cher Wasserfilter sowie Speicher für Trinkwasser, 
Regen (Hochwasserschutz) und Kohlenstoff (Hu-
mus), landwirtschaftliche Nutzfläche für die Pro-
duktion gesunder Lebensmittel, Frischluftversor-
ger der Städte sowie Freifläche für die Erholung. 
Doch tagtäglich wird in Bayern eine Fläche von 13 Fußballfeldern 
neu als Siedlungs- und Verkehrsfläche ausgewiesen. Dieser Flä-
chenverbrauch trägt zur Beeinträchtigung des Bodens und zum 
Verlust oder zur Zerschneidung von Lebensräumen bei. Hand-
lungsbedarf ist also durchaus gegeben. 

Deshalb haben wir uns als KPV gemeinsam mit dem Arbeits-
kreis Umweltsicherung und Landesentwicklung (AKU), der Baye- 

rischen Architektenkammer und dem Landesbund für Vogel-
schutz eingehend bei einer Veranstaltung mit dem Sachverhalt 
auseinandergesetzt, um mögliche Lösungswege aufzuzeigen.

Konkret haben wir folgende Maßnahmen zum Flächensparen 
in Bayern erarbeitet, die es zu prüfen und gegebenenfalls umzu-
setzen gilt: 
• Ein erster Punkt ist die Bekämpfung von Brachflächen und 
Leerständen. Diese stellen ein großes Potenzial zur Nutzung 
durch Gewerbe und Wohnen dar. Deshalb ist es zunächst wich-
tig, ein Baulücken- und Brachflächenkataster für ganz Bayern zu 
erstellen. 
• Des Weiteren gilt es, Steueranreize zu schaffen, um das Inte- 
resse von Industrie, Handwerk und Gewerbe an einer effizienten 
und kompakteren Bauweise zu fördern. Das heißt: Wer weniger 
Fläche verbaut, zahlt weniger Steuern – wer mehr Fläche ver-
baut, zahlt mehr Steuern. 
• Auch die Aufstockung des Städtebauförderungsprogramms 
zur Revitalisierung von Industrie- und Gewerbebrachen soll ver-
zehnfacht und auf 30 Millionen Euro erhöht werden. 
• Eine weitere Möglichkeit zum Flächensparen stellt eine Um-
stellung auf eine effizientere Bauweise dar. So könnte eine Min-
destgeschosszahl für öffentliche Gebäude abhängig von benö-
tigten Räumen und Mitarbeiterzahl eingeführt werden. 
• Zudem muss das Problem des Flächenverbrauchs vor Ort an-
gepackt werden. Daher schlagen wir den Einsatz von Flächen-
managern in jedem Landkreis vor. Diese kümmern sich um die 
Vernetzung der Kommunen bei Bauvorhaben und unterstützen 
sie beim Erfassen und Nutzen von Baulücken und Leerständen.
• Hand in Hand mit diesem Schritt setzen wir auch auf eine län-

gerfristige Planung der Stadtentwicklung. Deshalb möchten wir 
eine „Task Force“ zur Beratung der Kommunen beim zuständigen 
Landesministerium verankern.
• Statt Ausgleichsflächen heranzuziehen, erscheint es uns in vie-
len Fällen sinnvoller, größere Gebiete, die besonders schützens-

wert sind, herausgehoben zu fördern und einen 
Naturschutzfonds zu schaffen. Einzahlungen in 
diesen Fonds sollen dann als Kompensation für 
Ausgleichsflächen erfolgen.
• Ferner fordern wir, dass Wohnen, Gewerbe 
und Einzelhandel wieder zusammen im Stadt-
zentrum möglich sein müssen. So begegnen wir 
einer Entwicklung, bei der immer mehr Gewerbe 
und Nahversorgungsmärkte von der Innenstadt 
an die Stadtrandgebiete umziehen und infolge-
dessen immer mehr Häuser im Stadtzentrum zu 
Leerständen mutieren. 
• Ein weiterer Aspekt ist eine flexiblere Gestal-
tung der Denkmalschutzauflagen. Dieser ver-
hindert oftmals vernünftige und flächensparen-
de Lösungen für Bauherren. Der Erhalt des Ge-
bäudes muss natürlich im Vordergrund stehen. 

Gleichzeitig müssen Veränderungen möglich sein.
• Außerdem muss es Förderanreize geben, wenn mehrere Ge-
meinden eine gemeinsame Bauleitplanung durchführen.

Wir stellen uns als KPV in diesem Zusammenhang klar gegen 
das Volksbegehren, da es u. a. mit seiner restriktiven Begrenzung 
auf fünf ha pro Tag verbrauchter Fläche in Bayern erhebliche De-
fizite aufweist.

Denn wir dürfen nicht außer Acht lassen: Unser Wohlstand 
in Bayern hängt in höchstem Maße von einer funktionierenden 
Wirtschaft ab. Entwicklungsmöglichkeiten wie z. B. Neuansied-
lungen von Unternehmen dürfen nicht blockiert werden. Dies gilt 
gerade für den ländlichen Raum. 

Zudem stehen wir in betroffenen Regionen vor der riesigen 
Aufgabe dem Wohnungsmangel entgegenzuwirken und bezahl-
baren Wohnraum zu schaffen. Würde das Bauland wie durch das 
Volksbegehren pauschal verknappt, kommt es nicht nur in Ein-
zelfällen zu immensen Bau- und Mietpreissteigerungen. Dies wä-
re ein fatales Zeichen. Eine Orientierung des Flächenverbrauchs 
rein nach den Einwohnerzahlen ist also sowohl für den Wohnbau, 
als auch die Gewerbeansiedlung wenig zielführend. Zugleich darf 
auch die Entwicklung der Städtebilder nicht vergessen werden. 
Wird nur noch in die Höhe gebaut, finden wir unter Umständen 
in kleinen Kommunen mit historisch gewachsenen Kernen bald 
stadtbildprägende Hochhäuser – auch nicht der richtige Weg.

Darüber hinaus bestehen Bedenken, ob die Forderungen des 
Volksbegehrens verfassungskonform sind. Die kommunale Pla-
nungshoheit der Städte und Gemeinden würde bei einer Umset-
zung in ein Gesetz massiv beschnitten werden.

In Summe geht es uns als KPV darum, das Bewusstsein für die 
Notwendigkeit des Schutzes von Böden weiter zu verbreiten und 
auf eine intelligente und effizientere Flächennutzung hinzuwir-
ken, die Wertschöpfung und wirtschaftlichen Erfolg ermöglicht 
sowie gleichzeitig Natur und Landschaft nachhaltig schützt.

Wir haben durch unsere Sammlung an Ideen nachgewiesen, 
dass es auch abseits der überzogenen und einseitigen Forderung 
eines Volksbegehrens eine Vielzahl an Handlungsmöglichkeiten 
gibt. Jetzt ist der Landtag am Zug, unsere Impulse mit aufzuneh-
men und einen Gesetzentwurf auszuarbeiten, der mit Hand und 
Fuß die Interessen der Ökologie und gleichzeitig der Ökonomie 
vertritt sowie die Handlungsmöglichkeiten der Kommunen bei-
behält.

Maßnahmen zum  
Flächensparen

Liebe Leserinnen und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

GZ-Umfrage im Freistaat:

Status quo kommunaler 
Entwicklungshilfe

Projekte – Potenziale – Verbesserungsvorschläge
Fluchtursachen entgegenzuwirken und Bleibeperspektiven für 
die Menschen vor Ort zu schaffen, zählt fraglos zu den wichtigs-
ten aktuellen Herausforderungen für Politik und Gesellschaft in 
Deutschland. Initiativen gibt es unzählige und das macht Hoff-
nung. Dass aber auch Kommunen ihren Beitrag zur Entwicklungs-
arbeit leisten können, ist noch wenig bekannt. Wie es um die Si-
tuation im Freistaat bestellt ist, darüber gaben 45 Kommunen 
im Rahmen einer von der Bayerischen GemeindeZeitung durch-
geführten Fragebogenaktion Auskunft. Dabei stellte sich heraus, 
dass mehr als die Hälfte dieser Gemeinden, Städte und Landkrei-
se Beratungsbedarf hat. 

Für so manche Kommune 
mag diese Umfrage nun ein An-
stoß dafür sein, sich dem The-
ma verstärkt zu widmen. Auf 
Wunsch werden dem Bundes-
ministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) deshalb Ergebnis-
se und Kontaktdaten zur Verfü-
gung gestellt. 

Koordinierungsstellen  
für Helferkreise

Zum Zeitpunkt der Fragebo-
genaktion konnten lediglich 14 
Befragte auf eine Stelle verwei-
sen, die sich in der Kommune 
um kommunale Entwicklungs- 
hilfeprojekte kümmert. Der Markt 
Dietmannsried (Landkreis Ober- 
allgäu) verwies auf eine Koor-

dinierungsstelle des Helferkrei-
ses Asyl, die Stadt Freising auf 
ein „Faires Forum“ im Rahmen 
des Agendaprozesses. In der 
Gemeinde Wellheim (Landkreis 
Eichstätt) haben sich laut Aus-
kunft viele Privatpersonen zu 
einem sog. Helferkreis zusam-
mengeschlossen, der die Flücht-
linge in allen Lebenslagen wie 
beispielsweise bei Behörden-
gängen unterstützt. 

Die Stadt Augsburg hat auf-
grund eines Beschlusses des 
Ausschusses für Organisation, 
Personal, Migration und Inter-
kultur einen Antrag gestellt, sich 
am Programm des BMZ „Ser-
vicestellen Kommunen in der Ei-
nen Welt (SKEW) – Koordination 
kommunaler Entwicklungspoli-

 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Eine Welt-Preis 2018
Überall in Bayern setzen sich Menschen auf vielfältige Weise 
für globale Gerechtigkeit, Menschenrechte, Solidarität, Frie-
den und weltweite Bewahrung der Natur ein. Dieses bürger-
schaftliche Engagement zu stärken und in das Bewusstsein 
der Öffentlichkeit zu tragen ist das Ziel des Bayerischen Eine 
Welt-Preises, der im Juni 2018 zum vierten Mal vom Freistaat 
Bayern, vertreten durch die Bayerische Staatskanzlei, gemein-
sam mit dem Eine Welt Netzwerk Bayern e.V. verliehen wird.

Die Auszeichnung findet im Rahmen eines bayernweiten 
Empfangs zur Würdigung des bürgerschaftlichen Eine Welt-En-
gagements statt, zu dem neben den Bewerbern um den Baye-
rischen Eine Welt-Preis weitere Eine Welt-Akteure eingeladen 
werden. 

Bis 23. März 2018 können sich über das Eine Welt Netzwerk 
Bayern e.V. (www.eineweltpreis.de) Eine Welt-Initiativen, Nicht-
regierungsorganisationen, Bildungseinrichtungen (Kindergär-
ten, Schulen, Hochschulen), Kirchengemeinden und Weltlä- 
den – jeweils mit Sitz in Bayern – bewerben. 

Zusätzlich gibt es eine Kategorie für bayerische Kommunen. Aus-
gezeichnet wird eine Kommune für vorbildliches kommunales Eine 
Welt-Engagement, z.B. in den Bereichen Stärkung des bürgerschaft-
lichen Eine Welt-Engagements, Förderung globalen Lernens, fairer 
Handel, nachhaltige Beschaffung, kommunale Partnerschaftsarbeit 
oder Integration von Flüchtlingen. Der „Bayerische Eine Welt-Preis 
2018“ für Kommunen ist mit 1.000 Euro dotiert.  DK

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

http://www.eineweltpreis.de
mailto:katrin.blume%40engagement-global.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung%2004/2018
https://skew.engagement-global.de/
mailto:info%40service-eine-welt.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung%2004/2018
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(Fortsetzung von Seite 3)
tik – Initiative zur Förderung ei-
ner Personalstelle zur Koordina-
tion und Umsetzung entwick-
lungspolitischen Engagements 
in Kommunen“ zu beteiligen. 
Die Laufzeit des Projekts beträgt 
zwei Jahre. Es wird zu 90 % vom 
Bund gefördert. 

In Erlangen wiederum wer-
den Projekte der Kommunalen 
Entwicklungszusammenarbeit 
mit der Partnerstadt San Car-
los vom Büro für Chancengleich-
heit und Vielfalt/Internationale 
Beziehungen durchgeführt. Ei-
ne Stelle für allgemeine kommu-
nale Entwicklungshilfeprojekte 
gab es zum Zeitpunkt der Frage-
bogenaktion freilich noch nicht.

Für die Koordination insbe-
sondere privater Entwicklungs-
hilfeinitiativen sind laut Umfra-
ge beispielsweise in Erding die 
Stadtverwaltung (Sachgebiet 
Stadtmarketing), in Freising das 
„Faire Forum“, in Erlangen der 
Dritte Welt Laden und im Land-
ratsamt Donau-Ries u.a. das 
Büro des Landrats zuständig. Im 
Landkreis Eichstätt wurde ein 
sog. Kümmerer installiert, der 
die Kommunen bei der Bewäl-
tigung der verschiedenen Auf-
gaben unterstützt und Kontak-
te anbietet.          

Immerhin gab mehr als die 
Hälfte der auskunftsfreudigen 
Kommunen an, konkrete Projek-
te mit zu betreuen. So entstand 
beispielsweise aus dem Asyl-
helferkreis der Marktgemeinde 
Dietmannsried das Projekt „Fit 
for work“. 

In der Zusammenarbeit mit 
Asylsuchenden stellten die Un-
terstützer nach eigenem Bekun-
den immer wieder fest, dass der 
Wunsch nach Arbeit zwar groß, 
der Einstieg in reguläre, feste 
Arbeit jedoch durch Sprach- und 
aufenthaltsrechtliche Hürden 
oft hoch und lange nicht über-
windbar ist. Die Idee ist, neben 
dem Einüben von praktischen 
Fertigkeiten in unterschiedli-
chen handwerklichen Bereichen 
(wie z.B. Metall-, / Holz-, / Gla-
serarbeiten / Gestalten in Farbe) 
gezielt Sprachübungen durchzu-
führen, um das Gelernte auch 
sprachlich einordnen und an-
wenden zu können.

Durch die Arbeit in Kleinst-
gruppen und der Kombination 
des praktischen Lernens durch 
Sehen, Handeln und Sprechen 
über realitätsbezogene Themen 
wird die Arbeit sehr intensiv ver-
mittelt, ohne dass der Spaß und 
die Freude am Austausch dabei 
zu kurz kommt. Ganz nebenbei 
werden so auch wichtige soziale 
Kompetenzen wie Pünktlichkeit 
und strukturiertes Arbeiten wei-
tergegeben. Zudem ermöglicht 
der intensive Austausch auch ei-
ne gezielte Förderung der jewei-
ligen Fähigkeiten. Das Erlern-
te soll bei einer Abschiebung im 
Heimatland anwendbar sein.

Die Initiative „fit for work“ 
wurde im November 2016 be-
gonnen. Die Workshops sollen 
über die Helferkreise auch den 
Flüchtlingen aus den Nachbar-
gemeinden angeboten werden.

Während Unterschleißheim 
auf eine Klimapartnerschaft mit 
dem Disctrict Ho in Ghana ver-
weisen kann, berichtete Erlan-
gen von zahlreichen Projekten 
der Städtepartnerschaft Erlan-
gen-San Carlos. Dazu zählen der 
Ausbau der medizinischen Ver-
sorgung und Projekte im Bereich 
Menschenrechte und LGBTI so-
wie Trinkwasserversorgung. 

Im Landratsamt Donau-Ries 
wiederum gab Landrat Ste-
fan Rößle als Ziel aus, in Afrika 
bis 2020 insgesamt zehn Schu-
len über Bürgerspenden, Spon-
soren bzw. Projektpartner aus 
dem Landkreis Donau-Ries zu 
bauen. Zudem wurde in Zusam-
menarbeit mit der Bundeswehr 
eine Afghanistanhilfe installiert. 

Als konkrete Projekte, die 
Bürgerinnen und Bürger in Ih-

rer Kommune aus eigener Initi-
ative begleiten, nannte die Was-
serburger Zeitung die Unter-
stützung des Missionsarztes Dr. 
Brei in Tansania beim Aufbau ei-
nes Krankenhauses bzw. beim 
Betrieb eines zweiten Kranken-
hauses.  

In Zusammenarbeit mit dem 
Förderverein  „Zukunft für Kin-
der“ unterstützen  Schüler der 
Staatlichen Realschule Meitin-
gen (Landkreis Augsburg) das 
Kinderhilfsprojekt „Future for 
Children“ - Zukunft für Kinder in 
Sri Lanka. In der KAB Herbertho-
fen/Erlingen hat die konkrete 
Unterstützung bedürftiger und 
notleidender Menschen bereits 
eine lange Tradition. So wird ein 
sehr enger Kontakt zu einem 
Krankenhaus in Bolivien ge-
pflegt und dieses sowohl finan-
ziell als auch durch Sachspen-
den unterstützt. 

Ambitionierte Projekte

Eine ganze Reihe ambitionier-
ter Entwicklungshilfeprojekte 
gibt es im oberbayerischen Er-
ding. Dazu zählen: Maquila – So-
lidaritätsfond für Textilarbeite-
rinnen, die Unterstützung des 
Kinderkrankenhauses St. Pe-
mien (Haiti), der Don Bosco 
Schwestern in Damaskus und 
des Lehrlingsheims La Paz, die 
Hilfsaktion für Erdbebenopfer in 
Nepal, Schulprojekte in Mada- 
gaskar, Äthiopien, Kenia und 
Tansania,  diverse Dorfprojek-
te sowie das Projekt GEFAIDO 
(gender facilitation integrated 
development), das die Mikrofi-
nanzierung für Maasai-Frauen 
zum Thema hat.

Im Landkreis Donau-Ries wur-
de das Projekt „4 Steine für Af-
rika“ ebenso genannt wie das 
über regionale Spenden aufge-
baute Hilfsprojekt „Hotel Mater-
nel“, das ein Waisenhaus in der 
Hauptstadt von Burkina Faso un-
terstützt. Dort werden die Kin-
der unter anderem auch medizi-
nisch versorgt und pädagogisch 
betreut. Zudem unterstützt und 
betreibt die Dechentreiter Stif-
tung in Asbach-Bäumenheim 
ein Kinderkrankenhaus in Afgha- 
nistan/Kabul.

Der Verein friends without 
borders in Unterschleißheim 
(Landkreis München) unter-
stützt insbesondere zwei Dörfer 
in der Volta Region in Ghana. Die 
Schwerpunkte der Projekte lie-
gen im Bereich Bildung, Gesund-
heit und Umweltschutz. Einige 
Projekte wurden bereits umge-
setzt. So wurden in Deutschland 
gespendete Brillen und Spielsa-
chen übergeben sowie Gasko-
cher und Baumpflanzungen fi-
nanziert. Weitere Projekte wie 
der Bau eines Jugend- und Ge-
sundheitszentrums, Kampagnen 
gegen Frühschwangerschaften 
und das Anlegen eines Energie-
waldes sind in Planung.

Auf die Frage nach der mög-
lichen Erschließung von Poten-
zialen (Sabbatical, Zeit nach der 
Ausbildung, testamentarische 
Verfügungen, Partnerschaften 
von Unternehmen) machte die 
Gemeinde Wellheim darauf auf-
merksam, dass dies für Kleinun-
ternehmer, wie dort vorherr-
schend, personell und finanziell 
kaum machbar sei. Auch wurde 
die Meinung vertreten, dass es 
schwierig sei, speziell unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge 
für die schulische/berufliche Bil-
dung zu motivieren, wenn deren 
Bleibeperspektiven ungewiss 
sind. Hier stecke das größte Po-
tenzial, das jedoch nur der Ge-
setzgeber durch Änderungen im 
Asyl-/ und Bleiberecht grundle-
gend schaffen kann.

„Um auf mehr Manpower 
bzw. Humankapital zugreifen zu 
können, ist es nötig, Möglich-
keiten wie beispielsweise ‚Gap 
Years‘ nach Erlangen des ers-
ten Schulabschlusses, nach oder 
vor der Ausbildung sowie vor, 

zwischen oder nach dem Stu-
dium zu erschließen“, betonte 
die CSU-Stadtratsfraktion Augs-
burg. Allerdings bestünde auch 
Potenzial bei jenen, die sich be-
reits im Berufsleben befinden, 
denen jedoch von Arbeitgeber-
seite eine Freistellung nicht be-
willigt wird. Es gelte, den Zu-
gang zu Informationen, An-
sprechpartnern und möglichst 
niederschwelligen bürokrati-
schen Hürden einzurichten oder 
zu verbessern. Auch seien mög-
licherweise Förderungen nötig, 
damit die „Freiwilligen Helfer“ 
nicht zusätzlich finanziell belas-
tet werden.

Auf die Frage, ob die Hilfsor-
ganisationen genügend vernetzt 
sind, antwortete knapp die Hälf-
te aller an der Umfrage teilneh-
menden Kommunen mit „nein“. 
Nach Ansicht des Landratsamts 
München besteht hier noch Op-
timierungsbedarf. Die Kommu-
nen sollten künftig noch viel en-
ger mit den Hilfsorganisationen 
zusammenarbeiten, um den 
Aufbau von Parallelstrukturen 
zu vermeiden. 

Die Gemeinde Schleching 
(Landkreis Traunstein) ist eige-
nen Angaben zufolge auf Ver-
netzung angewiesen, weswe-
gen gute Kontakte zu Diako-
nie und Arbeiterwohlfahrt, zum 
Netzwerk Asyl Traunstein und 
zu den Bildungsträgern beste-
hen. Günstig sei die gegenseiti-
ge Informationspflege, die über 
die Arbeiterwohlfahrt in Traun-
stein vermittelt wird. Auch gebe 
es bayernweite Kontakte zu Hel-
ferkreisen, wodurch Erfahrun-
gen geteilt werden können.

Ein weiteres Ergebnis der Um-
frage ist, dass mehr als die Hälf-
te der Kommunen mit Proble-
men bei der Umsetzung ihrer 
Goodwill-Aktionen zu kämpfen 
hat. „Grenzen gibt es, wenn eh-
renamtliche Dienste gegenüber 
Geflüchteten stärker wahrge-
nommen werden als gegenüber 
der einheimischen Bevölkerung 
(Senioren). Das kann entschärft 
werden, indem sich die Geflüch-
teten auch für die Einheimi-
schen engagieren“, heißt es aus 
Schleching.  Grenzen gebe es für 
Ehrenamtliche, die gesetzliche 
Vorgaben des Ausländeramtes 
mit Blick auf die Bedürftigkeit 
Geflüchteter gelegentlich nicht 
nachvollziehen können. Dies 
fordere  nicht nur die Gemein-
de, sondern auch Behörden und 
Hilfsorganisationen heraus.

Jeder Euro soll ankommen

Wie die CSU-Stadtratsfrak- 
tion Augsburg darlegt, liegen die 
Probleme im Fundraising und in 
der öffentlichen Wahrnehmung. 
„Eher mit Herausforderungen“ 
sieht sich das Landratsamt Do-
nau-Ries konfrontiert: „Wir wol-
len nachhaltige kommunale Ent-
wicklungspolitik und wirtschaft-
liche Zusammenarbeit. Wichtig 
ist dabei, dass jeder Euro vor Ort 
in regionale Projekte ankommt.“

Verbesserungsvorschläge 
kommen u.a. aus der Gemein-
de Wellheim: Aus ihrer Sicht ar-
beiten auf kommunaler Ebene 
fast alle Verwaltungen „Hand in 
Hand“. Es fehle jedoch grundle-
gend „eine direkte Unterstützung 
durch Land und Bund. Hier wer-
den die Kommunen regelrecht ih-
rem Schicksal überlassen.“

Nach Auffassung des Landrats- 
amts München sollte der Aus- 
tausch zwischen Landkreisen, 
Städten und Gemeinden über 
entsprechende Initiativen geziel- 
ter fokussiert werden. Best- 
Practice-Beispiele aus einzelnen 
Kommunen sollten einfacher 
kommuniziert werden können. 

„Besonders hinsichtlich der 
Förderinstrumente der Entwick-
lungszusammenarbeit wäre es 
wünschenswert, dass es gezielt 
Programme für ehrenamtliche 
Akteure (z.B. Partnerschafts-
vereine) gibt, die Kleinprojekte 
mit einem möglichst geringen 
Antragsaufwand ermöglichen“,  
gab die Stadt Erlangen zu Proto-

koll. Bei Förderinstrumenten für 
Kommunen wäre es wünschens-
wert, dass es auch Förderun-
gen für Kooperationen zwischen 
Kommune und NGOs gibt. 

„Gerade in Nicaragua wird es 
für Kommunen aufgrund der zu-
nehmenden Zentralisierung von 
Entscheidungsprozessen immer 
schwieriger, internationale Pro-
jekte durchzuführen. Förderun-
gen für die Zusammenarbeit 
zwischen deutscher Kommune 
mit NGO im Partnerland wür-
den helfen, dass die Akteure der 
Partnerschaft handlungsfähig 
bleiben. Hierfür fehlen Förder-
instrumente“, monierte die Er-
langer Stadtverwaltung.  DK

(Fortsetzung von Seite 1)
kreise wäre ein großer Mehr-
wert für die ganze Gesellschaft“, 
unterstrich der Landrat. 

Bernreiter bemängelte aller-
dings das Fehlen einer Zusage, 
kommunale Mehrkosten durch 
das Bundesteilhabegesetz durch 
den Bund zu übernehmen. Auch 
die Dynamisierung der 5 Mrd. 
Euro Kommunalentlastung fin-
de sich nicht im Koalitionsver-
trag. Bei der Schaffung eines An-
spruchs auf Ganztagsschule sei-
en stattdessen sogar mehr Be-
lastungen der Landkreise zu 
befürchten, wenn sie die Kos-
ten über die Jugendhilfe tragen 
müssen. 

Nach Auffassung des Bayeri-
schen Gemeindetags müssen 
jetzt schnellstmöglich klare Ver-
hältnisse geschaffen werden. 
Laut Verbandspräsident Dr. Uwe 
Brandl sind im Koalitionsvertrag 
viele gute Ansätze für eine ech-
te Erneuerung in Deutschland zu 
finden, „aber nicht wenige Fra-
gen bleiben aus kommunaler 
Sicht offen oder sind falsch be-
antwortet worden“. 

Dass Zuständigkeiten gebün-
delt werden sollen und – nach 
bayerischem Vorbild – ein ei-
genes Ministerium für Heimat 
entstehen soll, wertet Brandl 
als ein wichtiges Signal für ein 
neues Miteinander von Stadt 
und Land. Den Ankündigungen 
müssten aber jetzt auch ent-
sprechende Taten folgen. Die 
Einsetzung einer Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhält-
nisse“ sei ein richtiger Schritt, 
entscheidend aber werde sein, 
welche konkreten Maßnahmen 
tatsächlich in Angriff genom-
men und welche finanziellen 
Mittel letztlich zur Verfügung 
gestellt werden sollen.

Problem Wohnungsnot

Uneingeschränkt begrüßt wird, 
dass sich die Koalition des bren-
nenden Problems der Woh-
nungsnot noch stärker als bis-
her annehmen will. Ob die für 
den sozialen Wohnungsbau an-
gedachten zwei Milliarden Eu-
ro reichen werden, sei aller-
dings mehr als fraglich, betonte  
Brandl: „In den vergangenen 20 
Jahren hat Bayern 50 % seiner 
Sozialwohnungen verloren. Wir 
brauchen hier dringend kräfti-
ge Impulse und zusätzliches En-
gagement des Staates.“ 

Äußerst positiv zu werten sei 
die Ankündigung, jene Eigen-
tümer höher besteuern zu wol-
len, die bebaubare Grundstücke 
zu Spekulationszwecken hor-
ten. Dies sei eine Forderung, die 
der Bayerische Gemeindetag 
seit Jahren erhebt. Aufgegriffen 
worden seien auch die Vorschlä-
ge des Gemeindetags für steu-
erliche Erleichterungen zuguns-
ten von Landwirten, die ihre Flä-
chen für den Wohnungsbau zur 
Verfügung stellen.

Auch für Bayerns Kommunen 
wichtig sei die eindeutige Aus-
sage im Koalitionsvertrag, dass 
der Bund sich bei den Integrati-
onskosten der Kommunen wei-
terhin mit zwei Milliarden Euro 
pro Jahr beteiligen wird. Das rei-

Hoffnungsvolle Ansätze ...
che allerdings bei Weitem nicht 
aus. „Ich erwarte, dass der Frei-
staat diese Mittel zu hundert Pro-
zent an die Gemeinden weiter-
reicht, die die Belastungen zu tra-
gen haben“, stellte Brandl klar.

Enorme Schwierigkeiten sieht 
der Bayerische Gemeindetag 
dort, wo der Koalitionsvertrag 
Rechtsansprüche für den Bürger 
auf kommunale Leistungen vor-
sieht. Dies gelte in besonderer 
Weise für die geplante Einfüh-
rung eines Rechtsanspruchs auf 
Ganztagesbetreuung für Grund-
schulkinder.  Brandl: „Das ist si-
cherlich ein begrüßenswertes 
Ziel. Verspricht man dem Bürger 
allerdings etwas, was schlicht 
nicht erreichbar ist, führt dies 
nur zu erheblicher Enttäuschung 
und zu Politikverdrossenheit bei 
den Bürgerinnen und Bürgern.“

Bund muss die Kommunen 
nachhaltig entlasten

Bayerns Gemeinden verfüg-
ten weder über die nötigen Fi-
nanzmittel, noch über die da-
für erforderlichen Flächen, um 
entsprechende Betreuungsein-
richtungen zu bauen. Im Übri-
gen werde auch bis zu dem anvi-
sierten Termin 2025 qualifizier-
tes Fachpersonal im notwendi-
gen Umfang einfach nicht zur 
Verfügung stehen. Abgelehnt 
wird in diesem Zusammenhang 
auch der geplante Rechtsan-
spruch auf Breitbandanschluss. 
Insoweit müssten die Betreiber 
in die Pflicht genommen werden 
und nicht die Gemeinden.

Schmerzlich vermisst der Bay-
erische Gemeindetag zudem ein 
ausdrückliches Bekenntnis da-
zu, dass die erhöhte Gewerbe-
steuerumlage und die Solidar-
paktumlage mit dem 31.12.2019 
enden. „Wir fordern, dass der 
Bund bei den gegebenen Zusa-
gen bleibt und die Gemeinden 
hier nachhaltig entlastet“, so 
der Präsident.  

Städtetagspräsident Markus 
Lewe aus Münster und sein 
Stellvertreter Dr. Ulrich Maly 
(Nürnberg) sprachen ihrerseits 
von einem „Koalitionsvertrag  
mit kommunalfreundlicher Hand 
schrift zu wichtigen Zukunfts-
aufgaben“, in dem mehrere 
Forderungen des Deutschen 
Städtetages aufgegriffen wor-
den seien.

Lewe und Maly zufolge ist die 
Wohnraumoffensive dringend 
nötig, um vor allem in wach-
senden Städten mit angespann-
tem Wohnungsmarkt mehr be-
zahlbaren Wohnraum zu schaf-
fen. Außerdem trage sie dazu 
bei, Wohneigentum zu fördern. 
„Wir begrüßen, dass der Bund 
angesichts der gesamtstaat-
lichen Bedeutung der Aufga-
be den sozialen Wohnungsbau 
über das Jahr 2019 hinaus mit-
finanziert – mit jeweils 1 Milliar-
de Euro in den Jahren 2020 und 
2021. Das Baukindergeld halten 
wir für gut, um breiteren Bevöl-
kerungsschichten die Bildung 
von Wohneigentum zu erleich-
tern. Wichtig ist zudem die Zu-
sage des Bundes, den Kommu-
nen bundeseigene Grundstücke 
für den Wohnungsbau zu ver-
günstigten Konditionen zur Ver-
fügung zu stellen.“

Die Bundesmittel für die kom-
munale Verkehrsinfrastruktur 
nach dem Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz werden von 
heute 330 Millionen Euro bis 
zum Jahr 2021 auf jährlich eine 
Milliarde Euro erhöht und da-
nach jährlich dynamisiert. Die 
Städte fordern seit langem vom 
Bund, den Ausbau des ÖPNV 
stärker zu unterstützen. „Das 
geschieht jetzt zumindest beim 
Bundesprogramm für große 
kommunale Verkehrsprojekte“, 
so die Verbandsvertreter.

Die Tatsache, dass die Grund-
steuer auf eine feste Basis ge-
stellt werden soll, ist nach ih-
ren Angaben „für die Städte ele-

mentar, weil zu befürchten ist, 
dass das Bundesverfassungsge-
richt die geltenden Regeln für 
die Grundsteuer in Kürze ver-
werfen wird“.

In die richtige Richtung gehen 
laut Lewe und Maly die Aussa-
gen zur Luftreinhaltung und das 
Ziel, Fahrverbote zu vermeiden. 
Freilich blieben Fragen offen – 
zum Beispiel, wieweit die ange-
sprochenen Nachrüstungen von 
Diesel-Pkw reichen sollen. „Ei-
ne Blaue Plakette ist nicht vorge-
sehen. Das ist bedauerlich, weil 
wir befürchten müssen, dass Ge-
richte für einzelne Städte Fahr-
verbote anordnen werden, die 
dann auch sachgerecht umge-
setzt werden können müssen.“

Der Städtetag bedauert, dass 
die Parteien keine weitere Ent-
lastung der Kommunen bei ste-
tig wachsenden Sozialausgaben 
vereinbart haben. Umso mehr 
werde es darauf ankommen, 
dass die geplanten Maßnahmen 
bei den sozialen Ausgaben, wie 
zum Beispiel die bessere Quali-
tät in der Kinderbetreuung, sich 
finanziell nicht zu Lasten der 
Kommunen auswirken.

„Im Großen und Ganzen ist für 
Deutschlands Kommunen ein 
solides Ergebnis bei den Koaliti-
onsverhandlungen erzielt wor-
den“, bilanzierte Christian Haase 
MdB, KPV-Bundesvorsitzender 
und kommunalpolitischer Spre-
cher der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion.  „Auf der Haben-Seite 
können wir die Zusage der Fort-
schreibung der kommunal ent-
lastend wirksamen Finanzpro-
gramme verbuchen. Das garan-
tiert eine erfolgreiche kommu-
nale Selbstverwaltung, wie sie 
im Grundgesetz verankert ist“, 
so Haase. „Auch das Großpro-
jekt flächendeckender Ausbau 
mit Gigabit-Netzen bis 2025 be-
grüße ich.“

Kein Griff in die  
kommunalen Kassen

„Der Vertrag sichert zu, die 
kommunalen Steuerquellen zu 
sichern. Wir vertrauen darauf, 
dass, auch wenn es nicht expli-
zit erwähnt wird, damit auch 
die Beendigung der Solidarpak-
tumlage zu Lasten der westdeut-
schen Länder gemeint ist. Es darf 
da keinen Griff in die kommuna-
len Kassen geben. Das würde für 
westdeutsche Kommunen ei-
ne dynamisch wachsende Be-
lastung von 3,5 Milliarden Eu-
ro ab dem Jahr 2020 bedeuten“, 
machte Haase deutlich.  

Aus kommunaler Sicht auch 
kritisch sieht Haase die Aus- 
gestaltung des Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsbetreuung im 
Grundschulalter. Diese soll im 
Kinder- und Jugendhilferecht 
(SGB VIII) verankert werden. 
„Damit wird ein Rechtsanspruch 
gegenüber den Kommunen be-
gründet, obwohl das Ziel ein-
deutig in Länderhoheit liegt. Bei 
der Ausgestaltung wird es dar-
um gehen müssen, dass im Sin-
ne der Konnexität die Mehr-
kosten der Kommunen vollum-
fänglich ausgeglichen werden, 
denn ‚wer bestellt, der bezahlt‘, 
so ist es auch im Koalitionsver-
trag nochmal festgehalten wor-
den“, stellte Haase fest. „Die 
im Finanztableau aufgeführten 
zwei Milliarden Euro für die Um-
setzung sind nicht mehr als ein 
Tropfen auf den heißen Stein. 
Neben der noch fehlenden Ge-
bäudeinfrastruktur ist nicht zu 
erkennen, wie der Bedarf an pä-
dagogisch ausgebildetem Be-
treuungspersonal auch nur an-
nähernd gedeckt werden kann.“

Ob eine neue Große Koalition 
unter Führung von Kanzlerin An-
gela Merkel tatsächlich zustan-
de kommt, darüber entscheiden 
freilich letztlich die SPD-Mitglie-
der. In den nächsten Wochen 
sollen knapp 464.000 Sozialde-
mokraten bei einem Mitglieder- 
entscheid über den neuen Ver-
trag abstimmen. Das Ergebnis 
des Mitgliedervotums könnte 
Anfang März vorliegen.  DK

Status quo kommunaler ...
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Fachbesucher-Themen in Halle C1!

Heute ist die Zukunft  
von gestern. Und morgen? 
Handwerk: Die nächste Generation.

Im Handwerk hat die Zukunft schon aus Tradition Zukunft! 
Wir stellen uns jeder Herausforderung. Und jetzt neu auf:

Wir kooperieren mit Hochschulen, wir vernetzen uns mit anderen Branchen, teilen Werkzeuge  
und Werkstätten. Wir digitalisieren unsere Unternehmen, wir geben unseren Talenten mehr  
Spielräume und den starken Frauen Verantwortung. Wir denken neu und setzen leidenschaftlich um. 
Wir freuen uns auf die Zukunft!

(Wie die auch für Sie vorteilhaft wird, sehen Sie auf der IHM.)

Das ist die nächste Generation Arbeitswelten. Wir sind die nächste Generation Handwerk.

Willkommen auf der Internationalen Handwerksmesse 2018.
Wir zeigen, was kommt.

IHM_BayGemeinde_284x140.indd   1 06.02.18   14:18

Internationale Handwerksmesse in München:

Neue Produkte,  
modernes Denken

„Handwerk: Die nächste Generation. Wir zeigen, was kommt.“ So 
lautet das offizielle Motto der Internationalen Handwerksmesse 
2018 vom 07. bis 13. März auf dem Messegelände München. Auf 
insgesamt rund 75.000 Quadratmetern stellen rund 1.000 Aus-
steller - von der kleinen Kreativ-Manufaktur bis zum handwerk-
lichen Global Player - neue Produkte und Innovationen vor. Mit 
dabei sind unter anderem Schreiner, Zimmerer, Ofenbauer, Me-
tall- und Elektrohandwerker, Goldschmiede und Maßschneider. 

Auf der Messe finden die 
drei Kundengruppen des Hand-
werks – Endverbraucher, Unter-
nehmen und öffentliche Hand 
– zahlreiche Anbieter an einem 
Ort, können Pläne besprechen 
und sich individuell beraten las-
sen. Für diese Zielgruppen wird 
ein umfassendes Angebot dar-
geboten: von Bau- und Ausbau-
vorhaben bis zur Betriebsaus-
stattung.  

Neue Unternehmenskultur

„Das Messemotto steht für 
ein modernes Denken und ein 
neues Verständnis im Hinblick 
auf Kunden, Lösungen und Un-
ternehmensführung im Hand-
werk“, erklärt Dieter Dohr, Vor-
sitzender der Geschäftsführung 
der GHM Gesellschaft für Hand-
werksmessen mbH. Das Hand-
werk mit seiner Qualität, seinen 
Möglichkeiten, Ideen zu ver-
wirklichen, seiner Leidenschaft 
und seinen individuellen Lösun-
gen ist gefragt wie nie. 

Hinzu kommt eine neue Un-
ternehmenskultur mit smarten 
Kundenservices, moderns-
ten Produktionstechniken und 
dem selbstverständlichen Ein-
satz digitaler Werkzeuge, mit 
vernetztem Arbeiten auch über 
Branchengrenzen hinweg, mehr 
Flexibilität, selbstverantwort-
lichen Mitarbeitern und – na-
türlich – Frauen in Führungspo-
sitionen. 

Kunden, Lösungen 
und Arbeitswelten

Besucher sehen und erleben 
auf der Internationalen Hand-
werksmesse dynamische, in-
novative Betriebe, herausra-
gende Handwerksunterneh-
men, die kreative Arbeits- und 
Geschäftsmodelle, zukunftswei-
sende Ideen und Lösungen vor-
stellen. Sie alle stehen gemein-
sam für die nächste Generation 
Handwerk bezüglich Kunden, 

Lösungen und Arbeitswelten. 
„Die Wirtschaft verändert 

sich, die Ansprüche von Ver-
brauchern, von Unternehmen, 
aber auch von Mitarbeitern 
steigen“, erklärt Dohr. Drei Fak-
toren seien entscheidend, wenn 
Betriebe auch in Zukunft Erfolg 
haben wollen: die absolute Ori-
entierung an den Wünschen des 
Kunden und seine Zufriedenheit 
als Ziel allen Handelns, das An-
bieten von individuellen, be-
sonderen Produkten und Leis-
tungen von höchster handwerk-
licher Qualität sowie eine mo-
derne Unternehmensführung 
mit neuen Formen der Zusam-
menarbeit, des Projektmanage-
ments und branchenübergrei-
fenden Kollaborationen. „Diese 
drei stellen wir auf der Interna-
tionalen Handwerksmesse 2018 
in den Mittelpunkt.“ 

„Land des Handwerks“

Neu ist: Alle Themen für das 
Handwerk und seine Partner, 
der gesamte B2B-Bereich, wer-
den in Halle C1 auf einer Flä-
che von 2.000 Quadratme-
tern gebündelt. Zentrale An-
laufstelle ist dabei das „Land 
des Handwerks“, wo sich Vor-
zeigebetriebe präsentieren, 
die von Handwerksorganisatio-
nen aus ganz Deutschland vor-
geschlagen wurden. Neue Pro-
dukte und Lösungen aus dem 
und für das Handwerk zeigt die 
Sonderschau „INNOVATION GE-
WINNT!“. Zudem finden Fach-
besucher dort den Messestand 
des Kompetenzzentrums Digita-
les Handwerk.

Die nächste Generation

Unter dem Motto „Hand-
werk. Die nächste Generati-
on: Wir zeigen, was kommt“ 
präsentieren sich Betriebe, die 
hinsichtlich Kundenservice, di-
gitaler Fertigung und Unter-
nehmenskultur neue Wege ge-

hen. Mit dabei sind handwerk-
liche Global Player, wie die Ge-
org Ackermann GmbH, die Teile 
der Inneneinrichtung der Euro-
päischen Zentralbank in Frank-
furt fertigte, und junge Unter-
nehmer wie Gregor Stapper auf 
dessen „Keks Kreator“-Website 
Kunden individuelle Leckereien 
designen, die dann in der Hand-
werksbäckerei hergestellt wer-
den. 

Sonderschau  
INNOVATION GEWINNT! 

Darüber hinaus erleben Besu-
cher auf der Sonderschau INNO-
VATION GEWINNT! die neues-
ten Erfindungen aus dem Hand-
werk. Einige von ihnen sind Kan-
didaten für die mit je 5.000 Euro 
dotierten Bundes- und Bayeri-
schen Staatspreise, die am Mes-
sesonntag an Aussteller für he-
rausragende Leistungen verlie-
hen werden. Schließlich zeige 
die Internationale Handwerks-
messe, so Hans Peter Wollseifer, 
Präsident des Zentralverban-
des des Deutschen Handwerks, 
„die kreativsten Innovationen 
und die besten Betriebe, die das 
Handwerk zu bieten hat“. 

„Treffpunkt Fachbesucher“

Insgesamt erwecken im neu-
en „Treffpunkt Fachbesucher“ 
über 70 zum Teil weltweit  
erfolgreiche Unternehmen, 
Best-Practice-Beispiele aus 
dem Handwerk und Start-ups 
das Messemotto zum Leben. Sie 
stellen vor, welche neuen Wege 
die nächste Generation im Hin-
blick auf Kunden, Lösungen und 
Arbeitswelten geht. Sie erklä-
ren, wie sie Kunden durch Pre-
miumprodukte und mit Hilfe 
von Social Media zu Fans ma-
chen, wie sie junge Fachkräf-
te für sich begeistern, wie sie 
durch die Digitalisierung Pro-
zesse optimieren und neue 
Märkte erschließen. In Vorträ-
gen im Fachforum liefern sie 
Ideen und Anregungen, die sich 
in Betrieben aller Gewerke um-
setzen lassen, und stehen an 
ihren Ständen für individuelle 
Fragen zur Verfügung.

Eine Reihe Best-Practice-Bei-
spiele präsentiert auch das 
Kompetenzzentrum Digitales 

Handwerk. Das Besondere da-
bei: Auf der Messe lernen Fach-
besucher dessen ganzes Portfo-
lio an einem Ort kennen. Denn 
dort sind alle seine Schaufens-
ter vertreten, die sonst nur in 
den jeweiligen Regionen zu se-
hen sind. 

Vorgestellt wird auch der „Di-
gi-Check“, durch den der Digita-
lisierungsgrad eines Unterneh-
mens ermittelt und Entwick-
lungspotenziale aufgezeigt wer-
den. Fachbesucher können ihn 
nach vorheriger Anmeldung di-
rekt auf der Messe durchfüh-
ren. Das Angebot ist kostenfrei, 
persönliche Beratung inklusi-
ve. Darüber hinaus informie-
ren auch Experten der Hand-
werksorganisationen und des 
Netzwerks der Beauftragten 
für Innovation und Technologie 
(BIT) über Digitalisierung und 
Prozessoptimierung. 

„YoungGeneration“ 
und „AutoBerufeAktuell“

Bunt und laut geht es bei 
„YoungGeneration“ und „Auto-
BerufeAktuell“ in Halle C2 zu. 
Dort können Schüler und Ju-
gendliche über 40 Handwerks-
berufe ausprobieren. Dazu gibt 
es Informationen direkt und 
auf Augenhöhe, denn als An-
sprechpartner sind junge Hand-
werker vor Ort, die selbst gera-
de eine Ausbildung absolvieren 
oder vor kurzem abgeschlossen 
haben. Natürlich beraten auch 
erfahrene Meister und Vertre-
ter der Handwerksorganisatio-
nen zu Ausbildung und Karriere- 
chancen im Handwerk. 

Hotspots der Innovations- 
und Gründungsszene

Spannendes erwartet Besu-
cher bereits im Eingang West. 
Dort stellen rund 20 Start-ups 
Ideen und Produkte vor, von 
Designpreis gekürten Schnür-
tieren aus Filz und Leder bis zu 
Möbeln, die Kunden via On-
line-Konfigurator selbst desig-
nen können. Passend dazu prä-
sentieren sich „Maker Space“ 
und „FabLab München e.V.“, die 
als „Hotspots der Innovations- 
und Gründungsszene“ gelten. 
In ihren Hightech-Werkstät-
ten in München bieten sie Inte- 
ressierten Zugang zu moderns-
ten Maschinen und Werkzeu-
gen, schließlich hat nicht jeder 
Platz für eine eigene Werkstatt 
zu Hause. Auf der Messe geben 
sie einen Einblick und informie-
ren über ihr Angebot. 

In der „Handwerk & Design“- 
Halle B1 zeigen etwa 250 Aus-

steller Schönes und Exklusi-
ves aus dem Handwerk. Gestal-
ter, Designer und junge Kreati-
ve bieten außergewöhnlichen 
Schmuck, Mode und Acces-
soires und die dazugehörige 
«Handwerk & Design»-Bühne 
täglich ein umfangreiches Rah-
menprogramm. So stellen zum 
Beispiel am Messesonntag die 
Gewinner des Münchner Mo-
depreises ihre Kollektionen 
vor, am Mittwoch zuvor steigt 
die Wahl von Miss und Mister 
Handwerk. 

In Halle B1 finden sich auch 
die internationalen Sonder-
schauen, wie die SCHMUCK, zu 
der jedes Jahr Besucher aus al-
ler Welt nach München reisen, 
und die EXEMPLA, wo Betriebe 
unter dem Titel „Handwerk und 
das kulturelle Erbe“ ihr Können 
in eigens aufgebauten Werk-
stätten zeigen. 

„FOKUS.GESUND  
BAUEN & LEBEN“

Beispiele für Einrichtungs-
lösungen nach Maß, sei es für 
Büro, Praxis, Kanzlei oder die ei-
genen vier Wände zeigt die Ge-
meinschaftsschau der Tischler 
Schreiner in Halle B2. Dort sind 
im Rahmen des Wettbewerbs 
„Die Gute Form“ auch die bes-
ten Gesellenstücke von Auszu-
bildenden aus ganz Deutsch-
land zu sehen. Um natürliche 
Baustoffe und Wohngesund-
heit geht es bei „FOKUS.GE-
SUND BAUEN & LEBEN“ (Halle 
B2) mit Betrieben, die sich auf 
nachhaltiges und ökologisches 
Bauen, Renovieren und Moder-
nisieren spezialisiert haben. Im 
dazugehörigen Forum referie-
ren Experten über Themen wie 
Baubiologie und Energieeffizi-
enz und stehen für kostenfreie 
Beratungsgespräche zur Verfü-
gung. 

GEPLANT+AUSGEFÜHRT

Daneben präsentiert die Aus- 
stellung GEPLANT+AUSGEFÜHRT 
auf Schautafeln besondere Bau- 
und Ausbauprojekte, die für das 
perfekte Zusammenspiel von 
Handwerker und Architekt/In-
nenarchitekt stehen. 

Vom Umbau eines ehema-
ligen Milchviehbetriebs in ein 
Wohngebäude über die Einrich-
tung eines Steakhauses in ei-
nem denkmalgeschützen Ge-
bäude bis hin zu möblierten 
Studentenapartments im „Stu-
dio House Berlin“: Das Spekt-
rum der diesjährigen Ausstel-
lung GEPLANT+AUSGEFÜHRT ist 
breit gefächert. Sie stellt priva-

ten, kommunalen und gewerb-
lichen Bauherren insgesamt 30 
bemerkenswerte Bauprojekte 
vor, die von einer Fachjury aus 
über 130 Einreichungen ausge-
wählt wurden. Die Besten da-
von, ebenfalls bestimmt durch 
die Fachjury, werden am 8. 
März mit den GEPLANT+AUS-
GEFÜHRT-Preisen geehrt. Dar-
über hinaus verleiht die Deut-
sche Handwerks Zeitung einen 
Publikumspreis. 

Bungalow setzt Akzente

Beispiel für ein besonde-
res Wohnhaus ist der L-förmi-
ge Bungalow in Germering bei 
München. Er stammt aus den 
1960er Jahren, wurde entkernt 
und erhielt eine neue Raumauf-
teilung. Nun öffnet sich der 
Blick vom Eingang aus in den 
großzügigen Wohn- und Ess-
bereich sowie auf die Terras-
se. Die Innenräume zeichnen 
sich durch eine einheitliche und  
reduzierte Materialität aus. 
Neben Sicht-Estrich kommen  
Eichenholz, Muschelkalk und 
weiß beschichtete Oberflächen 
zum Einsatz während Textilien 
farbige Akzente setzen. 

Ein Verwaltungsbau der be-
sonderen Art ist der Büroturm 
an der Autobahn zwischen 
Nürnberg und Regensburg. Be-
eindruckend sind vor allem die 
schimmernde Chamäleonhaut 
mit wechselndem Farbenspiel 
außen und der Blick zum Him-
mel durch das offene Atrium 
über die sieben Geschosse im 
Inneren. 

Passgenaue Lösungen

„GEPLANT+AUSGEFÜHRT be-
tont die Bedeutung der Zusam-
menarbeit von Architekten/In-
nenarchitekten und Handwer-
kern für ein gutes Bauergebnis“, 
erläutert Juryvorsitzende Prof. 
Lydia Haack, Architektin, Stadt-
planerin und Landesvorsitzende 
des Bundes Deutscher Architek-
ten (BDA) zur Auswahl der Pro-
jekte. 

„Gerade kleine Unternehmen 
müssen mit Qualität überzeu-
gen und passgenaue Lösungen 
anbieten, um auf dem Markt zu 
bestehen.“ Dieter Dohr, Vorsit-
zender der Geschäftsführung 
der GHM Gesellschaft für Hand-
werksmessen mbH, erklärt: 
„Architekten, Innenarchitekten 
und Planer sind oft auf der Su-
che nach den geeigneten Be-
trieben, die anspruchsvolle Plä-
ne umsetzen können. Die Mes-
se hilft dabei, diese Partner zu 
finden.“ DK

http://www.ihm.de
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Bericht der Enquete-Kommission im Bayerischen Landtag: 

Gleichwertige Lebensverhältnisse 
im ganzen Freistaat

Im Rahmen einer Pressekonferenz hat die Enquete-Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern“ unter Vor-
sitz von Berthold Rüth, MdL, ihren Abschlussbericht präsentiert. 
Dieser wurde fraktionsübergreifend einstimmig vorgelegt und 
offiziell an Landtags-Vizepräsident Reinhold Bocklet überreicht.

Kerninhalt des Berichts sind 
Handlungsempfehlungen zu den 
Indikatoren Verteilungsgerech-
tigkeit, unter anderem mit Breit-
bandversorgung, bei der Mobili-
tät und im Wohnbereich; Chan-
cengerechtigkeit, dabei Öf- 
fentliche Einrichtungen und In-
frastruktur oder finanzielle Un-
terstützung für die Regionen und 
die Energiewende als Programm 
für Strukturentwicklung; Gene-
rationengerechtigkeit, dabei un-
ter anderem im Bereich Nach-
haltigkeit und Tourismus sowie 
Verfahrensgerechtigkeit im Sin-
ne breiter Bürgerbeteiligung. 

Beim Thema Wohnen emp-
fiehlt die Kommission u. a. die 
Schaffung lärm- und abgasärme-
rer Wohnqualität durch verbes-
serten Lärmschutz und Verringe-
rung der Schadstoffbelastung, die 
Orts- und Landschaftsbild-erträg-
liche Aussiedlung von emittieren-
den Gewerbebetrieben, die För-
derung der Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung in gewach-
senen Ortskernen durch konse-
quente Baulandpolitik und inter- 
kommunale Abstimmung sowie 
den Einsatz bewährter Instru-
mente wie ISEK, ILEK, Städtebau- 
förderung und Dorferneuerung. 

Förderung hochwertiger 
Mietwohnungen

Auch wird die Förderung qua-
litativ hochwertiger, barriere-
armer Mietwohnungen in den 
Ortskernen, insbesondere auch 
für junge Menschen, Familien, 
ältere Menschen und vulnerable 
Bevölkerungsgruppen ebenso 
befürwortet wie die verstärk-
te Mobilisierung von bestehen-
dem Baurecht, der Ausbau des 
öffentlich geförderten Woh-
nungsbaus, die Wiederbele-
bung des kommunalen sowie 
des genossenschaftlichen Woh-
nungsbaus, die Förderung von 
altersgerechten und für meh-
rere Generationen geeigneten 
Wohnprojekten in Ortskernen, 
die Unterstützung der Kommu-
nen beim Abbau regulatorischer 
Hemmnisse beim Wohnungsbau 
und schließlich die „Verstetigung 
und Weiterentwicklung von 
Städtebauförderung und Dorfer-
neuerung als Instrumente einer 
sozial, wirtschaftlich und ökolo- 
gisch ausgewogenen Ortserneue- 
rungspolitik in ländlichen Regio-
nen auf hohem Niveau“.

Handlungsempfehlungen  
zur Mobilität

Mit Blick auf das Thema Mo-
bilität werden u. a. folgende 
Handlungsempfehlungen aus-
gesprochen:
• Aufstockung der bestehenden 
ÖPNV-Fördermittel und Stär-
kung von Kommunen in struk-
turschwachen Gebieten inner-
halb der Förderprogramme
• Erhöhung der Busförderung
• Verkehrs- und Tarifverbün-
de sind landesweit aufzustellen 
bzw. weiter auszubauen.
• Bayernweit ist ein einheitli-
ches Tarifsystem anzustreben.
• Stilllegung und Rückbau von 
Eisenbahnstrecken soll unter-
bunden werden. Zumindest sol-
len die Trassen für die Zukunft 
gesichert werden.
• Unterstützung von Bürgerbus-
systemen und nachbarschaft-
lichen Kooperationen (Carsha-
ring, Mitfahrgelegenheiten, Lie-
ferservices)
• Für eine bessere Vernetzung 
sind die Chancen der Digitalisie-
rung zu nutzen.
• Der SPNV ist um getaktete, re-
gionale Buslinien in Räumen zu 

ergänzen, die nicht vom Schie-
nenverkehr bedient werden. 
• Die Ziele des „Radverkehrs-
programms 2025“ sollen konse-
quent verfolgt und umgesetzt 
werden. 
•  Der Freistaat Bayern setzt sich 
auf Bundesebene für ein Schie-
nenpersonenfernverkehrsge-
setz ein.
• Beschreiten neuer Wege im 
Bereich der E-Mobilitätskonzep-
te und des autonomen Fahrens. 
Dafür sollte die Zusammenar-
beit der Landkreise und For-
schungseinrichtungen/Universi-
täten/Hochschulen vor Ort ge-
stärkt werden.

Keine „digitale Spaltung“ 
zwischen Stadt und Land

Stichwort Breitbandversor-
gung: Damit es nicht zu einer 
„digitalen Spaltung“ zwischen 
Stadt und Land kommt, be-
dürfe es eines flächendecken-
den Glasfaserausbaus FTTB/FT-
TH und nicht nur eines Ausbaus 
bis zu den Verteilerkästen (FT-
TC). Dabei sollten auch entle-
gene Weiler und Höfe erreicht 
werden. Zudem plädiert die En-
quete-Kommission für den Auf-
bau eines flächendeckenden 
Mobilfunknetzes im 5G-Stan-
dard. Auch müsse das Zentrum 
Digitalisierung Bayern um die 
Plattform „Smart City“ erwei-
tert werden. Ferner seien An-
reize zur Schaffung von weite-
ren „eDörfern“ auf der Grundla-
ge der bestehenden Modellpro-
jekte erforderlich.

Beim Thema Energiewen-
de ist der Fokus laut Kommissi-
on auf folgende Maßnahmen zu 
richten:
• Um die Wertschöpfung in der 
Region zu halten, muss der Aus-
bau der erneuerbaren Energien 
in Bayern verstärkt vorangetrie-
ben werden.
• Energieprojektmanager in al-
len Landkreisen und kreisfrei-
en Städten koordinieren Ener-
gieprojekte und entwickeln und 
unterstützen Energie- und Wär-
mekonzepte.
• Um die Akzeptanz vor Ort zu 
verbessern, sollten verstärkt 
Bürgerbeteiligungsmodelle ein-
gesetzt werden.
• Die Verwendung des nach-
wachsenden Naturprodukts Holz 
sollte intensiviert werden, auch 
im Rahmen der Gebäudesanie-
rung.
• Die finanzielle Unterstützung 
des Landes für die energetische 
Sanierung kommunaler Gebäu-
de ist zu verstärken.

Daueraufgabe mit  
Verfassungsrang

Kommissions-Vorsitzender 
Berthold Rüth (CSU) bezeichne-
te die Gewährleistung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse in 
ganz Bayern als „Daueraufga-
be mit Verfassungsrang“. Eines 
der wichtigsten Leitziele bayeri-
scher Politik sei, den Menschen 
in allen Regionen des Freistaats 
bestmögliche Chancen zur Ent-
faltung ihrer Talente zu bieten. 
Daran wolle man  gemeinsam 
mit der Bayerischen Staatsregie-
rung weiterarbeiten. „Mit den 
Handlungsempfehlungen der 
Enquete-Kommission wollen wir 
konstruktive Lösungsansätze an 
die Hand geben“, betonte Rüth. 

Laut stellvertretendem Vor-
sitzenden Dr. Christoph Raben-
stein (SPD) steht im Mittelpunkt 
des Berichts die Forderung nach 
räumlicher Gerechtigkeit, was 
als Grundlage dafür dienen soll, 
dass sich auch strukturschwa-

che Regionen gut entwickeln. 
Daraus leiteten sich die Hand-
lungsempfehlungen ab, die kon-
kret aufzeigen, wie sich Bayern 
künftig in allen Teilregionen po-
sitiv darstellen kann.

Räumliche Gerechtigkeit

Prof. Dr. Holger Magel, Prä-
sident der Bayerischen Akade-
mie Ländlicher Raum e.V., wies 
als externer Sachverständiger 
darauf hin, dass räumliche Ge-
rechtigkeit „Maßstab und Leit-
motiv bayerischer Landespoli-
tik“ sein müsse. Es gelte, Prob-
leme dort zu lösen, wo sie ent-
stehen. Eine zu starke oder gar 
einseitige Zuwendung auf städ-
tische und Ballungsraumproble-
me (Wohnungsproblematik, Ver-
dichtung und steigende Grund-
stückspreise) löse das Prob-
lem der Land-Stadt-Wanderung 
nicht, sondern verstärke diese 
nur. Stattdessen sollten im Sin-
ne räumlicher Gerechtigkeit end-
lich attraktive und vitale ländli-
che Räume mit hohen Lebens-, 
Wohn- und Arbeitsplatzquali-
täten und eine Stadt - Land Ba-
lance  geschaffen und gefördert 
werden. Die Maxime müsse lau-
ten: „Arbeit zu den Menschen im 
ländlichen Raum bringen“.

Zum Abschlussbericht der En-
quetekommission äußerte sich 

Ein Jahresnettogehalt 
für die Baugrube…

Gemeinden sorgen sich um die Entwicklungen  
beim Umgang mit Bodenaushub und Bauschutt

Von Josef Steigenberger, Bürgermeister der Gemeinde Bernried  
und Bezirksvorsitzender des Bayerischen Gemeindetags Oberbayern 
sowie Matthias Simon, Referent beim Bayerischen Gemeindetag

Seit einigen Monaten häufen sie sich: Wortmeldungen und Kla-
gen aus der Bauwirtschaft, der Kommunalpolitik und von priva-
ten Häuslebauern, wonach sich beim Wiedereinbau, der Verfül-
lung sowie der Deponierung von Bauschutt und Bodenaushub 
etwas verändert hat im Land. Der vom Bundes- und Landesge-
setzgeber geregelte Umgang mit Bauabfällen und Bodenaushub 
scheint sich demnach mehr und mehr zu einem massiven Baukos-
tentreiber zu entwickeln. 

So stellt sich die Verwertung 
und der Wiedereinbau von Bau-
schutt und Bodenaushub offen-
sichtlich zunehmend schwieri-
ger dar. Nach Angaben von Mit-
telständlern, Gutachtern und 
Gemeinden hat hierbei auch der 
bürokratische Aufwand ein Aus-
maß erreicht, das für Kommu-
nen, Häuslebauer und Bauwirt-
schaft nur noch schwer akzep-
tabel ist. So werden nach Anga-
ben zahlreicher Gemeinden im 
Rahmen der erforderlichen Re-
kultivierung von Sand- und Kies-
gruben etc. mittlerweile fast nur 
noch Verfüllungen mit vollstän-
dig „unbelastetem“ Material ge-
nehmigt. Immer mehr Boden-
aushub muss demnach kosten-
intensiv auf Deponien abgela-
gert werden. Auch der Einbau 
von ausgehobenen Böden bei 
technischen Bauwerken ist – 
scheinbar aus Gründen des Um-
weltrechts – rückläufig.

Kostenintensive Entsorgung

In bestimmten Regionen führt 
das hohe Aufkommen von na-
turbedingt humushaltigem oder 
arsenhaltigem Boden ferner da-
zu, dass sich Grundstückseigen-
tümer Sorgen machen. Denn Bö-
den mit einem hohen Organik- 
oder Arsengehalt sind beson-
ders schwer und kostenintensiv 
zu entsorgen. Diese Einschrän-
kungen haben dazu geführt, dass 
es teilweise auch zu Aufhaldun-
gen des Materials kommt. Für 
Kommunen, Planer, Bauherren 
und Bauunternehmer vor allem 
im südbayerischen Raum führt 
dieser Entsorgungsengpass da-
zu, dass Baustellen, bei denen 
organische Böden ausgehoben 

und entsorgt werden müssen, 
fast nicht mehr plan- und kalku-
lierbar sind.

Als Folge dieses Entsorgungs-
notstandes erhöht sich der 
CO2-Ausstoß durch immer wei-
tere Entfernungen für Abfall-
transportfahrten. Der Umgang 
und die Entsorgung von Boden 
ist darüber hinaus nicht nur im 
Tiefbau, sondern auch bei Neu-
bau und Pflege von Gärten an 
Privathäusern oder mehrge-
schossigen Mietwohnungen von 
praktischer Bedeutung. Dabei 
geht es in der Regel um relativ 
geringe Volumina. Die häufig ge-
forderten Untersuchungen für 
diese Kleinstmengen scheinen 
dabei nicht immer praxisgerecht 
und führen regelmäßig zu einem 
unverhältnismäßig hohen Kos-
ten- und Zeitaufwand.

Zahlreiche Kreisverbände des 
Bayerischen Gemeindetags haben 
sich daher bereits mit einer Reso-
lution an die Politik gewandt. Die 
darin formulierten Forderungen 
lesen sich u.a. wie folgt:
• Die Verfüllungsmöglichkeiten 
für Böden und Bauschutt müs-
sen in Übereinstimmung mit den 
Beschlüssen des Bayerischen 
Landtags vom 18.05.2015 und 
der Wirtschaftsministerkonfe-
renz der Länder vom 8./9. Juni 
2016 aufrechterhalten werden.
• Es sollten regionale Einzelfall-
regelungen ermöglicht und ge-
troffen werden, die Verfüllun-
gen bei Überschreitungen der 
Eluat- und Feststoffgrenzwerte 
ermöglichen, abhängig von den 
örtlichen geologischen und hy-
drologischen Bedingungen.
• Es ist dringend erforderlich, 
praxisgerechte Kleinmengen-
regelungen und Bagatellgren-
zen bei Abfallgemischen einzu-
führen sowie deren Untersu-
chungs- bzw. Beprobungspflich-
ten vereinfachen. 
• Für die Entsorgung anmoo-
riger Böden müssen dringend 
umweltgerechte und praktikab-
le Lösungen gefunden werden.
• Es sollten in Regionen mit be-
sonders hohen geogen beding-
ten Bodenbelastungen im Rah-
men von Pilotvorhaben Erfah-
rungen mit der Ausweisung von 
Bodenplanungsgebieten gesam-
melt werden.
• Die Schadstoff-Grenzwerte 
müssen mit Blick auf das Niveau 
unserer europäischen Nachbar-
staaten angepasst werden. 
• Der Gesetz- und Verordnungs-
geber muss dazu angehalten 
werden, praxisgerecht den na-
turwissenschaftlichen Nachweis 
zu führen, ob spezifische Grenz- 
werte tatsächlich auch spezifi-
sche Schädlichkeits- und Belas-
tungsgrenzen überschreiten.
Das Thema scheint jedoch mitt-
lerweile in Politik und Verwal-
tung angekommen zu sein. So 
sind aus dem Landtag und den 
zuständigen Ministerien positi-
ve Signale zu vernehmen, wo-
nach man sich mit den zu Grun-
de liegenden Vorschriften so-
wie der Vollzugspraxis ausein-
andersetzen wird. Aufgrund der 
Komplexität der Rechtslage so-
wie der Vielschichtigkeit der be-
troffenen Rechtsnormen, sind 
jedoch keine schnellen Lösun-
gen zu erwarten. Es heißt dem-
nach: Vorausschauend Planen 
und Kalkulieren und das Thema 
weiter politisch bearbeiten.  r

unterdessen der Geschäftsfüh-
rer des Bayerischen Städtetags, 
Bernd Buckenhofer, wie folgt: 
„Städte und Gemeinden sind die 
Motoren der Entwicklung des 
Freistaats Bayern. Unabhängig 
davon, ob sie in Ballungsräumen 
oder ländlichen Räumen liegen: 
Die Stärke und Strahlkraft der 
Städte und zentralen Orte be-
stimmen die Entwicklung ganzer 
Regionen. Deshalb bewertet der 
Bayerische Städtetag eine zen-
trale Forderung des Abschluss-
berichts positiv, wonach Städte 
und Gemeinden mehr Geld aus 
den Steuereinnahmen des Frei-
staats erhalten sollen.“

Zielbestimmung der  
Gleichwertigkeit

Der Bayerische Städtetag be-
grüßt, dass die Empfehlungen 
der Enquetekommission die 
Herausforderungen der Städ-
te und Gemeinden in ländlichen 
und urbanen Räumen gleicher-
maßen beleuchten. Buckenho-
fer: „Es geht bei der Zielbestim-
mung der Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse und Arbeits-
bedingungen nicht darum, Kon-
kurrenzdenken zwischen Kom-
munen und einzelnen Landes-
teilen zu schüren, sondern gute 
Lebensverhältnisse und Arbeits-
bedingungen in allen Landestei-
len zu gewährleisten.“ Der Aus-
bau eines flächendeckenden 
Mobilfunknetzes, die Stärkung 
des öffentlichen Nahverkehrs 
und der Ausbau der kommuna-
len Infrastrukturen seien hierfür 
zentrale Elemente.  DK

(Fortsetzung von Seite 1)
ferenziert man nach Übernach-
tungen, führt Oberbayern mit ei-
nem Anteil von knapp 43 % vor 
Franken mit 21,7 %, Ostbayern 
mit 18,4 % und Schwaben mit 
17,2 %. Die Ministerin: „Bayern 
ist ein attraktives Reiseland.“ 

Der Tourismus hat für den 
Freistaat große Bedeutung. Bay-
ern hat an der touristischen 
Wertschöpfung in Deutschland 
einen Anteil von rund 18,5 %. 
Touristen geben jährlich im Frei-
staat mehr als 31 Mrd. Euro aus. 
Vollständig vom Tourismus le-
ben in Bayern etwa 560.000 
Menschen. 

Die Touristen nutzten ein viel-
seitiges Angebot. So nahm der 
Städtetourismus bei den An-
künften um 8 % und bei den 
Übernachtungen um 8,3 % zu. 
Beim Campingtourismus lauten 
die Zuwachsraten 4,5 bzw. 6,6 %, 
in der Hotellerie 5,4 bzw. 4,4 % 
und bei den Heilbädern 1,5, bzw. 
0,4 %. Auch die kleinen Touris-
musorte (unter 100.000 Einwoh-
ner) hätten zulegen können. 

Bayern werde zunehmend at-
traktiver für Gäste aus aller Welt. 
Die Zahl ihrer Ankünfte legte um 
8,7 %, die ihrer Übernachtungen 
um 8,3 % zu. Gemessen an den 
Ankünften, stammten die meis-
ten ausländischen Gäste aus Ös-
terreich, gefolgt von den Nie-
derländern, den US-Amerika-
nern, den Schweizern, den Itali-
enern, den Briten und Chinesen. 

Investitionen in die Qualität

Bei allen Erfolgen müsse man 
aber feststellen, dass Touris-
mus in Bayern kein Selbstläu-
fer sei, denn Konkurrenz gebe 
es nicht nur im Inland, sondern 
in vielen anderen Regionen der 
Welt. Deshalb seien Investitio-
nen in die Qualität unerlässlich. 
Dieser Erkenntnis folgt Bayern 
mit der 2017 gestarteten Pre-
miumoffensive, die Ankervor-
haben mit Signalwirkung im ge-
hobenen und hochwertigen Be-
reich fördert. Weil manche Tou-
rismusorte an die Grenzen ihrer 
Belastung stießen, gelte zuneh-
mend das Motto Qualität vor 
Quantität, „denn hochwertige 
Angebote ziehen neue Gäste an 
und werten eine Tourismusregi-

on insgesamt auf.“ Im digitalen 
Marketing sei Bayerntourismus 
hervorragend aufgestellt. 

Naturverbundenheit  
und Barrierefreiheit

Besonderen Wert misst die 
Staatsregierung dem Naturtou-
rismus bei, den die Gäste „so au-
thentisch wie möglich“ erleben 
sollen. Bei allen Aktivitäten aber 
stehe ein Ziel ganz oben an: die 
Teilhabe aller Menschen am Tou-
rismus durch die Herstellung weit-
gehender Barrierefreiheit in den 
Einrichtungen des Tourismus. 

Klaus Holetschek, Vorsitzen-
der des Bayerischen Heilbäder-
verbandes, wies darauf hin, dass 
es in Bayern 47 prädikatisierte 
Heilbäder und Kurorte gibt. Diese 
generieren durchschnittliche Ta-
gesausgaben pro Gast von 59,20 
Euro. Profiteure sind zu 57,5 % 
das Gastgewerbe, zu 25,3 % 
Dienstleistungserbringer und zu 
17,0 % der Einzelhandel. Inge-
samt bringen es die Heilbäder 
und Kurorte auf einen Bruttoum-
satz von 4,5 Mrd. Euro. Etwas 
mehr als 86.000 Personen bezie-
hen ihr Primäreinkommen durch 
die touristische Nachfrage. 

Leitökonomie 

Der Heilbäderverband sieht 
im Gesundheitstourismus einen 
Wachstumsmarkt. Deshalb wer-
de in die Marke „Gesundes Bay-
ern“ kräftig investiert, von 2014 
bis 2016 mehr als 200 Mio. Eu-
ro. Gemeinsam mit dem Hotel- 
und Gaststättenverband, ver-
treten durch seine Präsidentin 
Angela Inselkammer, forderten 
die beiden Verbände die Schaf-
fung eines Kompetenzzentrums 
für Tourismus und einer Akade-
mie für nachhaltigen Tourismus.  

Ein besonderes Anliegen ha-
ben die beiden Verbände mit 
Blick auf die Kommunen. In vie-
len kommunalen Haushalten kä-
men die Anliegen der Touris-
musbranche immer wieder mit 
dem Hinweis, zunächst gehe es 
um die kommunalen Pflichtauf-
gaben, zu kurz oder fielen ganz 
unter den Tisch. Deshalb müs-
se die Förderung von Tourismus 
als Leitökonomie im ländlichen 
Raum, der wie wenige andere 

Faktoren zu gleichwertigen Le-
bensverhältnissen in ganz Bay-
ern beitrage, zu einer kommu-
nalen Pflichtaufgabe werden, 
weil es kaum Spielraum für frei-
willige Aufgaben wie den Touris-
mus gebe.

Der Hotel- und Gaststätten-
verband kämpft mit Angela In-
selkammer an der Spitze mit Ve-
hemenz um die Zukunft des bay-
erischen Gastgewerbes, das zu 
90 % aus Familienbetrieben be-
steht. Weil in den Jahren 2006 
bis 2015 Bayern fast ein Viertel 
seiner Schankwirtschaften ver-
loren hat und damit auf Rang 
zwei beim Gaststättenrück-
gang in Deutschland steht, hat 
die DEHOGA Bayern eine Ret-
tungskampagne initiiert, die von 
der Staatsregierung unterstützt 
wird, „denn bereits heute be- 
sitzen etwa 500 bayerische Ge-
meinden kein Wirtshaus mehr. 
Wirtshäuser aber hätten nicht 
nur eine lange Tradition, son-
dern auch einen großen sozia-
len, kulturellen und wirtschaftli-
chen Stellenwert, besonders au-
ßerhalb der Ballungszentren.

Deshalb denkt man bei der 
DEHOGA daran, in Gasthäusern 
künftig zusätzliche Dienstleistun-
gen anzubieten, um den Umsatz 
zu steigern. Vorstellen kann man 
sich Shop-im-Wirtshaus-Konzep-
te wie Tante-Emma-Läden, Paket- 
annahme-Dienste, EC-Automa-
ten-Services, Essen-to-Go-Kon-
zepte bis hin zum Angebot von 
Gemeinschaftsverpflegung für 
Kindergärten und Schulen.    dhg.

Der Mythos Bayern ...
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Verabschiedung und  
Stabübergabe an der AKDB-Spitze

Nach 35 Jahren Zugehörigkeit zur AKDB, davon zehn Jahre an der 
Spitze, wurde Vorstandsvorsitzender Alexander Schroth im Rah-
men eines Festakts im Münchner Künstlerhaus verabschiedet. 
Hochrangige Vertreter aus Politik und Wirtschaft sowie zahlrei-
che Weggefährten Schroths zählten zu den über 200 geladenen 
Festgästen. Gleichzeitig wurden der neue Vorstandsvorsitzende 
Rudolf Schleyer und das neue Vorstandsmitglied Gudrun Aschen-
brenner begrüßt. 

„Ein gesundes wirtschaftliches 
Fundament gepaart mit breit ge-
fächerten Fachwissen und dem 
Fleiß der 800 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie Mut zu 
Innovationen“: Das ist nach den 
Worten des bayerischen Innen-
staatssekretärs und Festredners 
Gerhard Eck das Ergebnis einer 
verantwortungsvollen und vor-
ausschauenden Führung, die Al-
exander Schroth während sei-
ner zehnjährigen Vorstandschaft 
an den Tag gelegt habe. Schroth 
habe diese Weitsicht in vorbild-
licher Weise gerade dort unter 
Beweis gestellt, wo es von be-
sonderer Bedeutung ist, nämlich 
in der IT-Branche mit ihren kur-
zen Innovationszyklen. Dies ma-
che die AKDB zu einem starken 
und verlässlichen Partner der 
Kommunen. Eck verabschiedete 
Schroth mit den Worten: „Damit 
geht für die AKDB schon fast ei-
ne Ära zu Ende.“ 

Als besonders erfolgreiche 
und anspruchsvolle Projekte be-
zeichnete Eck den Betrieb des 
zentralen Melderegisters Bayern 
und des Bayerischen Behörden-
informationssystems BayBIS, an 
deren Einführung Schroth maß-
geblich beteiligt war. Die Melde-
datenabrufe in BayBIS sind mitt-
lerweile von rund sechs Millio-
nen im Jahr 2007 auf mehr als 
27,5 Millionen im Jahr 2017 ge-
stiegen.

Als erste Bundesländer ha-
ben Bayern und Brandenburg 
im Dezember 2016 einen Pro-
be-Echt-Betrieb zur länderüber-
greifenden Behördenauskunft 
gestartet. Eck: „Durch das gro-
ße Engagement der AKDB wur-
den die länderübergreifenden 
Behördenauskünfte im letzten 
Jahr auf zwölf weitere Bundes-
länder ausgedehnt und bereits 
rund 550.000 bayerische Melde-
registerdaten abgerufen.“  

Als weiteren Meilenstein un-
ter der Ägide Schroths nannte 
Eck die Einführung eines zent-
ralen elektronischen Personen-
standsregisters in Bayern. Hier-
zu waren alle bayerischen Stan-
desämter verpflichtet worden, 
ihre Personenstandsregister und 
Sicherungsregister an zentraler 
Stelle aufzubauen und dort in ih-
rem Auftrag betreiben zu lassen. 

Die AKDB habe sich als erfahre-
ner Dienstleister der Kommunen 
durchgesetzt und die Herausfor-
derung professionell gemeistert. 
Zum Ende des ersten Halbjah-
res 2013 waren bereits alle rund 
1.300 Standesämter angeschlos-
sen und die Mitarbeiter ent-
sprechend geschult. Eck: „Dass 
die AKDB für dieses Mammut-
projekt der richtige Partner ist, 
zeigt auch, dass der Betrieb seit 
seinem ersten Tag grundsätzlich 
störungsfrei läuft.“

Innovative Neuerungen gab 
es auch im eGovernment-Be-
reich: Schon Mitte 2011 hat die 
Stadt Ingolstadt als Pilotkommu-
ne das Bürgerserviceportal der 
AKDB eingeführt. Der Staatsse-
kretär: „Damals konnten die In-
golstädter zehn Verwaltungs-
vorgänge aus dem Einwohner- 
und Kfz-Wesen über das Inter-
net von zu Hause aus erledigen. 
Zwischenzeitlich ist das Bürger-
service-Portal der AKDB eine 
zentrale eGovernment-Plattform 
für Kommunen, aktuell werden 
mehr als 70 verschiedene On-
line-Dienste für Kommunen an-
geboten und es haben sich bun-
desweit bereits mehr als 1.200 
Kommunen in elf Bundesländern 
für das Bürgerservice-Portal ent-
schieden.“ Die AKDB sei für die 
kommunale Seite seit jeher aber 
auch ein verlässlicher Partner für 
eine datenschutzkonforme und 
sichere Datenverarbeitung.

Mit Leib und Seele 
für die AKDB tätig

In seiner Laudatio für Alexan-
der Schroth philosophierte Ger-
merings Oberbürgermeister und 
Vorsitzender der AKDB-Haupt-
versammlung Andreas Haas 
über den besten Zeitpunkt auf-
zuhören: „Man soll gehen, wenn 
es am schönsten ist.“ Wann aber 
wäre dieser Moment für ei-
ne Person wie Schroth, die „mit 
Leib und Seele für die AKDB ge-
arbeitet hat?“ 

In Anspielung auf Schroths 
wiederentdeckte Leidenschaft, 
das Surfen, meinte Haas: „Un-
ermüdlich haben Sie sich dafür 
eingesetzt, dass aus dem kleinen 
AKDB-Team von einst ein gro-
ßes wurde, mit dem sich auch 

mächtige Wellen nehmen las-
sen und das selbst bei heftigem 
Gegenwind nicht die Segel strei-
chen muss. Sie besitzen Ausdau-
er, Kraft und Disziplin. Einen ein-
mal eingeschlagenen Kurs behal-
ten Sie bei. Zugleich haben sie 
aber auch das sichere Gespür 
für neue Strömungen und unbe-
kannte Gewässer und auch den 
Mut, notfalls waghalsige Halsen 
und Wenden zu fahren. Geübt 
in der Suche nach der perfekten 
Lösung, finden sie als Surfer pro-
blemlos den perfekten Wind, die 
perfekte Welle. Genau dies wün-
sche ich Ihnen für die Zukunft.“   

Abgerundet wurden die offi-
ziellen Festreden von Altöttings 
Landrat Erwin Schneider, der im 
Namen des AKDB-Verwaltungs-
rates Alexander Schroth verab-
schiedete und gleichzeitig den 
neuen Vorstand begrüßte. 

Sportliche Einlage

Für eine besondere Einlage 
wurde Schroth, bekannt als pas-
sionierter Rennradfahrer, sport-
lich gefordert: Mit Projektpart-
nern und Wegbegleitern – dar-
unter Klaus Holub, Präsident des 
Bundesverbands der Deutschen 
Standesbeamtinnen und Stan-
desbeamten e. V., Günter Heim-
rath, Geschäftsführender Direk-
tor vom Bayerischen Kommuna-
len Prüfungsverband  und Refe-
ratsleiter Dr. Christian Bähr vom 
Bayerischen Finanzministerium 
– fuhr Schroth auf Rollentrainern 
jeweils kurze Etappen. Für jeden 
dabei erreichten Meter spende-

te die AKDB einen Euro an die Dr. 
von Haunersche Nachsorgeein-
richtung für Frühgeborene. So 
kamen insgesamt 5.200 Euro zu-
sammen. 

Der scheidende AKDB-Vor-
stand blickte auf einige Statio-
nen seiner Laufbahn zurück und 
bedankte sich bei Weggefähr-
ten, Gremien, Mitarbeitern und 
Partnern für eine gute und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit. 
Auch in Zukunft bleibe die AK-
DB ein verlässlicher Partner der 
Kommunen sowie ein Garant für 
Kontinuität. Die Leitung der AK-
DB sieht Schroth in den Händen 
seiner Nachfolger bestens aufge-
hoben. 

Diese ergriffen abschließend 
das Wort: „Die Grundlage für 
den Erfolg der AKDB haben die 
bisherigen Vorstandsvorsitzen-
den und Vorstandsmitglieder 
zusammen mit den engagier-
ten Führungskräften und Mitar-
beitern der AKDB geschaffen; sie 
haben es verstanden, die Markt-
position auszubauen und die AK-
DB stets in stabilen Fahrwassern 
zu lenken. Darauf können wir 
als künftiger Vorstand aufbau-
en“, freute sich Rudolf Schleyer 
auf die neue Herausforderung. 
„Partnerschaft und Fairness, 
Dienstleistung und Qualität so-
wie Innovation und IT-Sicherheit 
werden weiterhin bestimmend 
für die Ausrichtung der AKDB 
sein.“

Neubesetzung des Vorstands

Schleyer ist bereits seit 2004 
im AKDB-Vorstand tätig. Der ge-
bürtige Straubinger hat nach 
dem Studium der Rechtswis-
senschaften an der Münchener 
Ludwig-Maximilians-Universi-
tät seine berufliche Laufbahn 
im Bayerischen Staatsministe-
rium der Finanzen begonnen. 

Von links: Andreas Haas, Germerings Oberbürgermeister und Vor-
sitzender der AKDB-Hauptversammlung, der neue Vorstandsvorsit-
zende Rudolf Schleyer, sein Vorgänger Alexander Schroth, das neue 
Vorstandsmitglied Gudrun Aschenbrenner und  Erwin Schneider, 
Landrat Altötting und stellvertretender Vorsitzender des AKDB-Ver-
waltungsrats. r

1997 wechselte er in die Ge-
schäftsstelle der CSU-Landtags-
fraktion als Referent für Grund-
satzfragen. Von 1999 bis 2004 
war Schleyer Büroleiter des 
Vorsitzenden der CSU-Fraktion 
im Bayerischen Landtag, Alo-
is Glück, später Joachim Herr-
mann, zuletzt im Rang eines 
Ministerialrats. Seit Oktober 
2004 war Schleyer als Mitglied 
des Vorstands bei der AKDB  
tätig.

Für Gudrun Aschenbrenner 
ist die Neubesetzung des AK-
DB-Vorstands auch ein Signal: 
„Veränderungsbereitschaft im 
IT-Umfeld ist wichtig und zwar 
von der Spitze des Unterneh-
mens her. Diese Veränderungs-
bereitschaft wird auch den künf-
tigen Alltag weiter begleiten. 
Denn ein innovatives Unterneh-
men wie die AKDB kann nur mit 
innovativer Führung und inno-

vativen Mitarbeitern erfolgreich 
sein“, zeigte sich Aschenbrenner 
überzeugt.

Seit Februar 2013 ist die Ju-
ristin Leiterin der AKDB-Abtei-
lung Zentrale Services. 2001 trat 
sie in den Dienst des Freistaats 
Thüringen. Bis 2007 war Aschen-
brenner in der Kommunalabtei-
lung des Thüringer Landesver-
waltungsamts, in der Abteilung 
Staats- und Verwaltungsrecht so-
wie in der Abteilung für zentrale 
Aufgaben des Thüringer Innen-
ministeriums, in der Zentralab-
teilung des Thüringer Ministeri-
ums für Bau und Verkehr sowie 
als Leiterin des Referats Personal 
im Thüringer Landesamt für Ver-
messung und Geoinformation tä-
tig. Ab 2007 war Aschenbrenner 
Leiterin der Personalabteilung an 
der Universität Regensburg, ab 
2009 zusätzlich in der Funktion 
der Vizekanzlerin. DK

Praxisveranstaltung zur DSGVO
 Was bedeutet die Datenschutz-Grundverordnung der EU für 
Kommunen in Bayern? Welche Hürden gilt es zu überwin-
den, welche Maßnahmen müssen ergriffen werden? Und 
was kann die AKDB für Sie tun? Die AKDB, die Verlagsgrup-
pe Hüthig Jehle Rehm und die rehm Datenschutz GmbH in  
Kooperation mit den Spitzenverbänden geben am 19. März 
im Verlagsgebäude des Süddeutschen Verlags in München 
Antworten. 

Am 25. Mai 2018 ist es so weit: Europaweit kommt ein neu-
es Datenschutzrecht zur Anwendung. Viele Kommunen fragen 
sich, was sie tun müssen, um mit den personenbezogenen Da-
ten, die sie im Rahmen ihrer Zuständigkeiten verarbeiten, DS-
GVO-konform umzugehen. Und ob ihre internen Prozesse und 
Fachanwendungen in der Lage sind, die neuen Anforderungen 
überhaupt abzubilden. 

Dr. Eugen Ehmann, Regierungsvizepräsident von Mittelfran-
ken und Experte in Sachen Datenschutz und Datenverarbei-
tung, zeigt anhand eines Schnellchecks, welche Schritte Kom-
munen gehen sollten, um personenbezogene Daten korrekt 
zu bearbeiten. Gudrun Aschenbrenner, Vorstandsmitglied der 
AKDB, erklärt, welche Hilfestellung Sie von der AKDB erwar-
ten können: von Schulungen über Dienstleistungen bis hin zur 
DSGVO-Ausrichtung der Anwendungsverfahren. 

Die Agenda zur Veranstaltung gibt es unter www.akdb.de/ 
f ileadmin/akdb_neu/veranstaltungen/EU_Datenschutz- 
reform_190318.pdf

Für alle AKDB-Kunden gelten Sonderpreise. Die Plätze sind 
begrenzt.  r

https://www.rehm-verlag.de/shop/Verwaltungsrecht/EU-Datenschutzreform-Veranstaltung-Muenchen-19-3-2018-rn.html?redirected=1
https://www.rehm-verlag.de/shop/Verwaltungsrecht/EU-Datenschutzreform-Veranstaltung-Muenchen-19-3-2018-rn.html?redirected=1
https://www.rehm-verlag.de/shop/Verwaltungsrecht/EU-Datenschutzreform-Veranstaltung-Muenchen-19-3-2018-rn.html?redirected=1
http://www.akdb.de
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Auch auf dem Land mit Highspeed 
im Internet unterwegs. 

 ein 
neuer 
  Heimvorteil

breitbandausbau@m-net.de

WhatsApp vom Rathaus: 

Kommunales Marketing via Messenger 
Kommunikationsverantwortliche in Städten und Gemeinden ste-
hen heute vor einer Vielzahl von Aufgaben. Sie müssen nicht nur 
dem gestiegenen Transparenz- und Informationsbedürfnissen der 
Bürger nachkommen, sondern im Rahmen der kommunalen Öf-
fentlichkeitsarbeit über aktuelle Entscheidungen berichten, Ver-
anstaltungshinweise geben und nicht zuletzt: Werbung für Touris-
mus und den heimischen Wirtschaftsstandort betreiben. Immer 
mehr Kommunen setzen dabei erfolgreich auf Messenger wie 
WhatsApp, Facebook Messenger und Co.. 

„Eine zunehmende Anzahl un-
serer Bürger ist heute online 
präsent. Wir möchten daher ei-
nerseits mit gezielt verteilten 
Meldungen die Bürger zeitnah 
über aktuelle Ereignisse infor-
mieren“, sagt Ludwig Wahl, Bür-
germeister der Gemeinde Röt-
tenbach. „Andererseits besteht 
auch zunehmend der Wunsch, 
Behördenangelegenheiten on-
line zu erledigen.“ 

Eigener  
Gemeinde-WhatsApp-Kanal 

Röttenbach ist eine Gemeinde 
im mittelfränkischen Landkreis 
Erlangen-Höchstadt mit rund 
5.000 Einwohnern. 2017 hat die 
Gemeinde eine neue Homepage 
aufgesetzt: Gleich zu Beginn be-
grüßen den Besucher der Web-
seite Live-Bilder aus Röttenbach, 
die interessantesten Neuigkei-
ten finden sich direkt darun-
ter. Auch die Teilnahme an On-
line-Petitionen, das Mitwirken 
an Bürger-Beteiligungsverfah-
ren oder das einfache Melden 
von Schäden ist möglich. Das 
Online-Angebot der Gemein-
de wird seit wenigen Monaten 
durch den WhatsApp-Newslet-
ter der Gemeinde ergänzt.

Hohe Resonanz:  
WhatsApp für Umfragen  
und Abstimmungen 

„Die Gemeinde hat in den ver-
gangenen Monaten Umfragen 
zu Themen aus der Gemeinde 
gestartet. Dabei waren Antwor-
ten per Papier aus einem Ab-
schnitt im Mitteilungsblatt oder 
online Abstimmungen mög-
lich. Dabei zeigte sich, dass am 
Tag der Mitteilung über Whats-
App bereits ca. 30 Prozent der 
Abstimmungen erfolgt sind“, so 

Bürgermeister Wahl. „Der größ-
te Teil der Abstimmungen, un-
gefähr 85 Prozent, erfolgt online 
über einen Link auf der Home-
page. Damit erreichen wir einen 
Bekanntheitsgrad der Home-
page, der anders nie erzielt wer-
den kann.“

Einer der Gründe für den Er-
folg von Messengern als Me-
dium der kommunalen Öffent-
lichkeitsarbeit: Die Nutzerschaft 
von Messaging Apps wie Whats-
App, Facebook Messenger, Te-
legram und Co. wächst kontinu-
ierlich – in allen Altersklassen. 

55 Prozent nutzen  
WhatsApp täglich 

„Rund 55 Prozent der Bundes-
bürger nutzen täglich Whats-
App“, sagt Marketingexperte 
Matthias Mehner. Mehner ist 
Vice President Strategy and In-
novation bei WhatsBroadcast, 
einem weltweit führenden An-
bieter von Messenger-Services. 
Zu den Kunden von Whats- 
Broadcast gehören neben der 
Gemeinde Röttenbach internati-
onale Konzerne ebenso wie Mit-
telständler, Verbände, Sportver-
eine und Parteien. So verkünde-
te der SPD-Parteivorstand den 
erfolgreichen Abschluss der Ko-
alitionsverhandlungen zuerst via 
WhatsApp. Die Nachricht brach-

te es sogar bis in die „tages-
schau“.

Augsburg, Wien,  
Stuttgart, Rügen 

Nicht nur Gemeinden wie Röt-
tenbach, sondern auch größe-
re Städte und Kommunen ver-
wenden zunehmend Messenger 
Dienste, um mit ihrer Zielgrup-
pe in Dialog zu treten (siehe Kas-
ten „Nachrichten aus dem Rat-
haus“). Neben Augsburg, Stutt-
gart und Wien setzen auch die 
Insel Rügen oder das Büger-
portal Bergisch-Gladbach auf 
WhatsApp, Facebook Messen-
ger und Co., um mit Bürgern und 
Touristen schnell und direkt zu 
kommunizieren. WhatsBroad-
cast-Experte Matthias Mehner: 
„Bis zu 90 Prozent der Nachrich-
ten, die eine Stadt oder Kommu-
ne verschickt, werden von den 
Empfängern innerhalb von 15 
Minuten gelesen.“ 

Höhere Akzeptanz  
kommunalpolitischer  
Entscheidungen 

Bürgermeister Wahl vertraut 
zudem auf das demokratische 
Potenzial von Messengern. „Mit 
der Bürgerbeteiligung können 
wir dem Gemeinderat anhand 
des Umfrageergebnisses den 
Wunsch der Bürger aufzeigen 
und dadurch eine Entscheidung 
erleichtern. Über die Onlinepeti-
tion können unsere Bürgerinnen 
und Bürger Ideen und Vorschläge 
direkt zur Abstimmung stellen. 
Wir glauben, damit eine höhe-
re Akzeptanz für getroffene Ent-
scheidungen zu erreichen.“ r

•  Die Baden-Württembergische Landeshaupt-
stadt Stuttgart setzt auf WhatsApp, um ihre 
Bürger bei Feinstaubalarm zeitnah und direkt 
zu informieren. 
•  Die Stadt Augsburg nutzt WhatsApp für ei-
nen täglichen Newsletter mit den wichtigs-
ten Nachrichten aus der Stadtverwaltung. Da-
bei handelt es sich um Bekanntmachungen der 
Stadt, aktuelle Informationen zur Veranstal-
tungen oder die wichtigsten Kultur-News. Das 
Feedback der Bürger ist via Chat möglich. 
•  Die Stadt Wien nutzt WhatsApp für das 
Stadtmarketing-Projekt “1000 things to do in 
Vienna” in Form eines täglichen Newsletters, 
der Veranstaltungshinweise, Restaurantemp-
fehlungen und Tipps und Fakt des Tages liefert. 
•  Mit RügenZeit gibt die Ostseeinsel Rügen 
im Newsletter jeden Morgen verschiedenste 
Tipps für Veranstaltungen und Unternehmun-
gen. Der Service richtet sich dabei an die un-
terschiedlichsten Zielgruppen, mit Bildern ge-
staltete Newsletter geben Veranstaltungshin-
weise für Einwohner und Interessierte, Aus-
flugstipps mit kleinen Geschichten rund um 
die Insel für Urlauber, aber auch Veranstal-
tungsprogramme für Kinder auf der Insel wer-
den bekannt gemacht. 
•  Das Bürgerportal Bergisch Gladbach nutzt 

WhatsApp als Nachrichten- und Infoservice 
der Gemeinde. Dabei erhalten interessierte 
Bürger tägliche Newsletter aus unterschiedli-
chen Kategorien. Unter anderem können diese 
eine Zusammenfassung der regionalen Presse-
schau, “Blaulicht Eilmeldungen” und Verkehrs-
meldungen oder die Jugendnachrichten “Jung 
in GL” enthalten. Auch hier ist Feedback der 
Bürger via Chat möglich und willkommen. 
•  Die Schweizer Gemeinde Saas-Fee nutzt Whats-
App für tägliche Push-Nachrichten durch die Ver-
waltung. Das beinhaltet die Bekanntmachung 
von Baugesuchen, Updates zur Müllabfuhr oder 
Veranstaltungshinweise. Das Feedback der Bür-
ger ist via Chat möglich und willkommen. 
•  Das Bistum Essen, jüngstes unter deutsch-
landweit 27 Bistümern, ist zuständig für das 
Ruhrgebiet und Teile des Sauerlands. Um der 
immer pluralistischer werdenden Gesellschaft 
zeitgemäß zu begegnen, geht das Bistum neue 
Wege in seiner Kommunikationsarbeit – bei-
spielsweise seit einigen Jahren mit besonde-
ren Aktionen auf WhatsApp. Nach Oster- und 
Weihnachtsgeschichten auf WhatsApp stellt 
das Bistum Essen dieses Jahr den Nikolaus vor: 
Rund 30 WhatsApp Nachrichten direkt vom Ni-
kolaus ließen mehrere hundert Nutzer an den 
Vorbereitungen zum Festtag teilhaben.  r

„Nachricht aus dem Rathaus“ 
Anwendungsbeispiele:  Messenger in der kommunalen Öffentlichkeitsarbeit 

Per Glasfaser in die Galaxis
M-net realisiert für das Wendelstein Observatorium  

den höchsten Glasfaser-Anschluss Deutschlands
M-net, der führende Glasfaseranbieter Bayerns, hat zum Jah-
reswechsel den höchsten Glasfaser-Geschäftskundenanschluss 
Deutschlands in Betrieb genommen: Für das Wendelstein Obser-
vatorium des Instituts für Astronomie und Astrophysik der Lud-
wig-Maximilians-Universität München (LMU) wurde auf dem 
Berggipfel in 1.838 Metern Höhe ein M-net Connect 1 Gbit/s 
Highspeed-Glasfaseranschluss geschalten. Damit verfügt die 
Sternwarte nun über ausreichend Bandbreite zur Übertragung ih-
rer großen Bilddaten. Die Anbindung wurde in Zusammenarbeit 
mit LEW TelNet, einem Tochterunternehmen der Lechwerke, als 
Infrastrukturpartner realisiert; Auftraggeber ist das Deutsche For-
schungsnetz, das von der Wissenschaft selbst organisierte Kom-
munikationsnetz für Wissenschaft und Forschung in Deutschland.

Das Wendelstein Observato-
rium bietet Studenten die Mög-
lichkeit, Geräte wie das 2-Me-
ter-Fraunhofer-Spiegelteleskop 
vor Ort zu nutzen, und ist so-
mit eine der wichtigsten Aus-
bildungsstätten in Deutschland. 
Hier werden Beobachtungen 
durchgeführt, die mit Langzeit-
belichtungen und Mehrfach-
aufnahmen – teils über mehre-
re Stunden, teils über mehrere 
Nächte – erfolgen. 

Viele Stunden werden  
zu wenigen Minuten

Dabei werden Bilddateien un-
terschiedlichster Größe gesam-
melt und in einer klaren Nacht 
Daten von durchschnittlich 80 
GB produziert. Um auf astrono-
mische Phänomene zeitnah re-
agieren zu können, gehört es 
außerdem zur Aufgabe der Be-
obachter, astronomische Ver-
gleichsdaten zu recherchieren. 
Für all diese Anforderungen ist 
die LMU München auf eine sta-

bile und schnelle Datenauto-
bahn bis zum Gipfel des Wen-
delsteins angewiesen.

Die gesammelten Daten kön-
nen vor Ort nur begrenzt zwi-

übertragen werden. In der Ver-
gangenheit nutzte das Observa-
torium eine instabile und wet-
teranfällige Richtfunkanbindung 
von ca. 70 Mbit/s Nutzbandbrei-
te, die aber nicht ausreichte, um 
die umfangreichen Bilddaten 
aus dem All des 2-Meter-Teles-
kops zeitnah vom Wendelstein 
zur Universität zu übertragen. 
Bei längeren Ausfällen der Ver-
bindung stießen die Zwischen-
speichermöglichkeiten am Ob-
servatorium bisweilen auch an 
ihr Limit. Umso erfreulicher war 
der Leistungssprung, den M-net 
für die beteiligten Projektpartei-
en über seine Glasfasertechno-

ter und Besucher die Sternwar-
te erreichen.

Glasfaseranschlüsse von 
M-net: Keine Hürde zu hoch

„M-net hat es sich zur Aufga-
be gemacht, sowohl Privat- als 
auch Geschäftskunden mit der 
modernen und leistungsfähigen 
Glasfasertechnologie auszustat-
ten. Gemeinsam mit unseren 
starken Infrastrukturpartnern, 
wie in diesem Fall LEW TelNet, 

ist uns auch ein Anschluss auf 
dem 1.838 Meter hohen Gipfel 
des Wendelsteins nicht zu hoch“, 
sagt Dorit Bode, die Sprecherin 
der M-net Geschäftsführung. 

Das Glasfaserinternet bietet 
hohe sowie stabile Bandbreiten 
und ist besonders für die Nut-
zung von datenintensiven An-
wendungen geeignet. Die Vor-
teile dieser Art des Datentrans-
fers liegen hauptsächlich in der 
geringen Signaldämpfung und 
der großen Entfernung, die Da-

ten in Form von Lichtsignalen 
zurücklegen können. Zudem er-
weist sich die Glasfaser als un-
empfindlich gegenüber elektro- 
magnetischen Störungen, wie 
sie beispielsweise von tech-
nischen Geräten oder Gewit-
tern erzeugt werden. Die Glas-
faser-Technologie gilt daher als 
absolut zukunftssicher, weniger 
störanfällig und ist ein Garant 
für die Bereitstellung der kom-
pletten Bandbreite, die der Kun-
de beim Anbieter einkauft.  r

schengespeichert und müssen 
möglichst schnell und zuverläs-
sig zur weiteren Auswertung auf 
die Server der LMU München 

V. l.: Peter Sandgathe (M-net), Rudolf Gabler (Leibniz-Rechen-
zentrum), Dr. Ulrich Hopp (Direktor Observatorium), Hans Michel 
(M-net). Bild: foto-al.de

logie möglich machte: Der neue 
M-net Connect 1 Gbit/s Glasfa-
seranschluss konnte rechtzei-
tig zu Beginn des neuen Jahres 
2018 erfolgreich in Betrieb ge-
nommen werden. Er bietet dem 
Observatorium nun mit seinen 
symmetrischen 1 Gbit/s im Up- 
sowie Download ausreichend 
Bandbreite zur Übertragung der 
großen Bilddaten aus dem Welt-
raum. Ein großer Vorteil ist, dass 
die fest verlegte Glasfaserlei-
tung viel zuverlässiger arbeitet 
als die Richtfunkanbindung. Vor 
allem aber konnte die Übertra-
gungszeit der Daten aus einer 
Nacht im Vergleich zum vorheri-
gen Anschluss von teils mehre-
ren Stunden auf nur zehn Minu-
ten verkürzt werden. 

Die neue Glasfaserleitung 
wurde im Auftrag von M-net 
durch den regionalen Daten-
netzbetreiber LEW TelNet ver-
legt. Auf dem Weg vom Tal bis 
zur Bergstation verläuft das Ka-
bel entlang der Gleise der Wen-
delsteinbahn, von dort aus geht 
es aber nochmal rund 150 Me-
ter weiter nach oben zum Ob-
servatorium. Auf diesem letz-
ten Stück wurde die Leitung 
durch den Fußgängertunnel 
verlegt, durch den die Mitarbei-

Glasfaser-Internet für Gerolfingen
M-net verlegt neue Highspeed-Datenleitungen bis ins Haus 

Superschnelles Surfen im Internet ist bald auch in Gerolfingen 
möglich. Bürgermeister Karl Fickel unterzeichnete einen Vertrag 
mit Bayerns führendem Glasfaseranbieter M-net zur Erschließung 
der Gemeinde mit modernen „Fiber to the Building“-Anschlüs-
sen (FTTB). Sie ermöglichen Telefon- und Internetanschlüsse mit 
Bandbreiten bis zu 300 Megabit pro Sekunde.

Im Rahmen des bayerischen 
Breitbandförderprogramms 
treibt die mittelfränkische Ge-
meinde Gerolfingen den Glasfa-
serausbau voran. Die Kabel wer-
den bis in die einzelnen Gebäu-
dekeller verlegt. Diese Ausbauva-
riante gilt als zukunftssicher und 
ermöglicht die Buchung von In-
ternetanschlüssen mit sehr ho-
hen und stabilen Bandbreiten. 

Um weiteren Haushalten Glas- 
faseranschlüsse anbieten zu 
können, wird derzeit die Nut-
zung von bestehenden Leerroh-
ren der Nahwärmegenossen-
schaft geprüft. 

Mit Bandbreiten bis zu 300 
Mbit/s sind die neuen M-net 
Glasfaseranschlüsse besonders 
für die Nutzung von dateninten-

siven Anwendungen geeignet. 
Dazu zählen vor allem Video- 
streaming und Online-Gaming, 
aber auch Cloud-Computing 
und die Einrichtung professio-
neller Heimarbeitsplätze. 

M-net Kunden können ei-
nen vollwertigen TV-Anschluss 
mit über 100 Sendern und vie-
len Extra-Funktionen über die 
neue Glasfaserleitung bestellen. 
M-net TVplus bietet neben zeit-
versetztem Fernsehen und dem 
Aufzeichnen von Sendungen die 
Möglichkeit, Programme gleich-
zeitig auf dem Fernsehgerät, 
Handy und Tablet zu anzuschau-
en. Neben den Surf&Fon-Flat 
Tarifen für Privatkunden bietet 
M-net spezielle Geschäftskun-
denprodukte und -dienste an. r 

mailto:breitbandausbau%40m-net.de?subject=Bayerische%20GemeidneZeitung%2004/2018
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Bayerns Kommunen stehen vor großen Herausforderungen. Als Förder-
bank für Bayern finanzieren wir Investitionen in den Ausbau der Breitband-
technologie genauso wie klassische kommunale Projekte. Gerne beraten 
wir Sie, wie Sie mit unseren zinsgünstigen Darlehen Ihre Region fit für die 
Zukunft machen. Tel. 0800 - 21 24 24 0

WIR FÖRDERN 
GLAS UND KLAR

die drei Gewerbegebiete Nord, 
Ost und Süd über zukunftssi-
chere Anbindungen für digitale 
Dienste.

Stärkung des 
Wirtschaftsstandorts

„Das neue Glasfasernetz stärkt 
den Wirtschaftsstandort Schwab-
münchen: Durch die Erweiterung 
unserer Breitbandinfrastruktur 
können die dort ansässigen Un-
ternehmen ab sofort die Chan-
cen der Digitalisierung in vollem 
Umfang nutzen“, sagte Lorenz 
Müller, Erster Bürgermeister der 
Stadt Schwabmünchen.

Zukunftssichere Lösung

„Wir sind auf dem Weg in  
die Gigabit-Gesellschaft. Stabile 
und leistungsstarke Breitband- 
anschlüsse sind für Unterneh-
men und Betriebe deshalb un-
verzichtbar. Ein Kommunikati-
onsnetz auf Basis von Glasfaser 
ist hier die zukunftssichere Lö-
sung“, betonte LEW-Vorstands-
mitglied Dr. Markus Litpher. 
„So treiben wir den Ausbau der 
Breitbandnetze in der Region 
weiter voran.“

Verlässliche Anschlüsse

smart-DSL Geschäftsführer Mar-
tin Naber erklärte: „Über das 
neue Breitbandnetz bieten wir 
den angeschlossenen Teilneh-
mern sehr verlässliche Internet- 
anschlüsse ohne Mindestver-
tragslaufzeit. smartONE Kunden 
profitieren dabei nicht nur von ei-
ner echten Flatrate für Internet 
und Telefonie zum Festpreis – oh-
ne Volumen oder Zeitbeschrän-
kungen – sondern auch von der 
Flexibilität, jeweils zum Monats-
wechsel in einen passenden Tarif  
wechseln zu können.“ r
�

Schwabmünchner Betriebe 
schalten Breitbandturbo ein

LEW TelNet und smart-DSL setzten Projekt gemeinsam um
Die Unternehmen und Betriebe in den Gewerbegebieten Nord, 
Ost und Süd in Schwabmünchen können ab sofort einen leistungs-
starken und zukunftssicheren Zugang zum Internet nutzen. Vor 
Ort bei der Schreinerei Lehle nahm Bürgermeister Lorenz Müller 
gemeinsam mit Dr. Markus Litpher, Vorstandsmitglied der Lech-
werke AG (LEW), LEW TelNet Geschäftsführer Johannes Stepper-
ger und Martin Naber, Geschäftsführer der smart-DSL GmbH (die 
inzwischen ein Unternehmen der inexio-Gruppe ist), das neue 
Glasfasernetz für die drei Gewerbegebiete offiziell in Betrieb. 

Verwaltung und öffentlicher Raum:

Digitalisierungsstrategie 
für Bayern

Bayern will die Digitalisierung der Verwaltung vorantreiben. 
In der „Verwaltung der Zukunft“ sollen laut Finanzminister Mar-
kus Söder mehr Behördendienste digital zu erledigen sein. Söder: 
„Unser Ziel ist ein Rathaus, das rund um die Uhr erreichbar ist – 
von zu Hause aus und mobil. Das bereits 2015 eingeführte „Bay-
ern Portal“ soll die Grundlage bilden. Rund 1.700 der 2.056 bay-
erischen Kommunen haben dieses Angebot bereits wahrgenom-
men. Söder sagte, das Ziel sei nun, die digitalen Verwaltungspro-
zesse in den Kommunen zu optimieren.

Zusätzlich will der Freistaat den öffentlichen Internetzugang in 
den bayerischen Kommunen ausbauen. Im Rahmen eines kom-
munalen Förderprogramms sollen bayernweit 20.000 „Bayern-
WLAN“-Hotspots bis zum Jahr 2020 eingerichtet werden. 10.800 
gebe es bereits in rund 750 Kommunen. Darüber hinaus sollen 
in Schulen, Universitäten und Krankenhäusern 20.000 weitere 
Hotspots eingerichtet werden. Mit einem zusätzlichen Unterstüt-
zungsprogramm für alle Landkreise und kreisfreien Städte sowie 
einem Förderprogramm für Regionalzüge und S-Bahnen soll der 
öffentliche Nahverkehr auch mit BayernWLAN ausgerüstet wer-
den. Das BayernWLAN ist kostenfrei, rund um die Uhr und ohne 
Begrenzung verfügbar. Es sind keine Passwörter und keine An-
meldedaten erforderlich, eine Registrierung ist nicht nötig und 
der Jugendschutz ist durch Filter garantiert. r

Inbetriebnahme:

Zentrale Stelle für Hauskoordinaten, 
Hausumringe und 3D-Gebäudemodelle 
Mit dem Jahreswechsel 2017/18 ging der Betrieb der „Zentralen 
Stelle Hauskoordinaten und Hausumringe“ (ZSHH) von der Be-
zirksregierung Köln an das Landesamt für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung (LDBV) über. Ausgewählte Folgeproduk-
te auf der Grundlage des Liegenschaftskatasters sind nun dort 
deutschlandweit in einheitlichen Formaten und zu einheitlichen 
Lizenzbedingungen erhältlich. 

Bei der ZSHH am LDBV können 
für ganz Deutschland Amtliche 
Hauskoordinaten (HK-DE), Haus- 
umringe (HU-DE) und 3D-Gebäu-
dedaten im Level of Detail 1 (LoD1-
DE) bezogen werden. Sobald Kun-
den länderübergreifend einen 
dieser Datenbestände beziehen 
möchten, steht die ZSHH als An-
sprechpartner zur Verfügung. 

Die Amtlichen Hauskoordinaten 
sind für viele Anwendungen von 
erheblicher Bedeutung, beispiels-
weise für die Fahrzeug- und Fuß-
gänger-Navigation, für das Geo-
marketing (Geocodierung, Markt-
analysen, Fachdatenkombination), 
Interdienste und Apps (z.B. zur Ad-
ressnavigation) oder für Verlage 
zur Zustelloptimierung und Auf-
tragsplanung. Durch die Anreiche-
rung von postalischen Informati-
onen durch die Deutsche Post Di-
rekt GmbH (z.B. Postleitzahlen), 
enthalten die Hauskoordinaten zu-
sätzliche wertvolle Attribute.

Die Amtlichen Hausumringe eig-
nen sich unter anderem als hoch-
wertige Ergänzung von Navigati-
onsdaten und amtlichen Geoba-
sisdaten, für eine einfach zu in-
terpretierende Stadtplanoptik, als 
Grundlage zur Ableitung von Folge-
produkten (z.B. Grundrissflächen 
oder Versiegelungsgrade) oder als 
Basis für 3D-Visualisierungen.

Die Amtlichen 3D-Gebäude-
daten stellen beispielsweise eine 
Grundlage für präzise 3D-Stadt-
modelle und –Visualisierungen 

dar. Sie können zudem als Basis 
für Lärmwirkungsstudien verwen-
det werden. Außerdem ermög-
licht eine Verschneidung mit wei-
teren Daten/Informationen die 
Ableitung einer Vielzahl von Folge-
produkten (z.B. Gebäudevolumen, 
Gebäudetyp, Geschossanzahl). Vo-
raussichtlich ab Mitte 2019 wer-
den auch 3D-Gebäudemodelle im 
Level of Detail 2 (LoD2-DE) zur Li-
zenzierung bereitstehen.

Aktualisierte Datenbestände

Um die hohen Anforderungen 
von Kundenseite an deutsch-
landweit einheitliche, vollständi-
ge, aktuelle und qualitativ hoch-
wertige Datenbestände zu erfül-
len, führt die ZSHH jährlich aktu-
alisierte Datenbestände aller 16 
Bundesländer auf der Grundla-
ge einheitlicher Datenformatbe-
schreibungen zusammen. 

Vor der Bereitstellung an die 
Kunden durchlaufen diese Daten 
Qualitätssicherungsprozesse, die 
kontinuierlich optimiert und wei-
terentwickelt werden. Erst da-
nach werden die Daten den Kun-
den zu einheitlichen Lizenz- und 
Gebührenmodellen bereitge-
stellt. Jede Lizenzierung erfolgt 
dabei auf der Grundlage der ak-
tuellsten Version der Gebühren-
richtlinie und der Musterlizenz-
vereinbarungen der Arbeitsge-
meinschaft der Vermessungsver-
waltungen (AdV). r

Die Schreinerei Lehle nutzt 
dort als einer der ersten einen 
direkten Glasfaseranschluss. 
Darüber freut sich Firmenin-
haber Christof Lehle: „Insbe-
sondere in den Bereichen Ar-
beitsvorbereitung und Verkauf 
arbeiten wir mit externen Da-
tenbanken, hier sind wir auf 
schnelles Internet angewiesen. 
Der größte Vorteil für uns als 
Familienbetrieb ist jedoch die 
Familienfreundlichkeit und die 
Vereinbarkeit von Familie und 
Arbeit. Durch direkte Glasfa-
seranbindung können nun ver-
nünftige Remote-Lösungen für 
Home-Office-Plätze – auch im 

CAD-Bereich – angeboten wer-
den.“

Glasfaserdirektanschlüsse

Die Telekommunikationsun- 
ternehmen LEW TelNet, ein Toch-
terunternehmen der Lechwerke, 
und smart-DSL, mit seinem Ge-
schäftsbereich smartONE, haben 
den Breitbandausbau in Schwab-
münchen gemeinsam umgesetzt. 
Die Gewerbegebiete Ost und Süd 
hat LEW TelNet über Glasfaser 
direkt bis in jedes Gebäude ver-
netzt und so an die aktive Tech-
nik von smartONE angebunden. 
Die an den mehr als 30 Gewer-
begrundstücken ansässigen Fir-
men profitieren so von Glasfaser-
direktanschlüssen mit einer zu-
kunftssicheren Bandbreite von 
bis zu 200 Mbit/s und mehr. 

Gewerbegebiet Nord

Im Gewerbegebiet Nord ver-
legte LEW TelNet Glasfaser bis 
zu einer neuen Mini-Vermitt-
lungsstelle von smart-DSL, die 
ihrerseits den Kabelverzweiger 
des bestehenden Telefonnet-
zes an das neue Hochgeschwin-
digkeitsdatennetz anbindet. Die 
rund 60 Unternehmen können 
mit dieser Ausbaulösung leis-
tungsfähige smartONE-Inter- 
netanschlüsse mit aktuell bis zu 
60 Mbit/s nutzen. Das Ausbau-
projekt wurde von LEW TelNet 
und smart-DSL mit Unterstüt-
zung des laufenden bayerischen 
Breitbandförderprogramms und 
der Stadt Schwabmünchen fi-
nanziert.

Verlängertes Netz

Als Grundlage für die neue 
Breitbandinfrastruktur hat LEW 
TelNet ihr bisheriges Glasfaser-
netz in Schwabmünchen noch-

Per Glasfaser ins Internet: Vor Ort bei der Schreinerei Lehle nah-
men Dr. Markus Litpher, Vorstandsmitglied der Lechwerke AG 
(LEW), Christof Lehle, Bürgermeister Lorenz Müller, gemeinsam mit 
LEW TelNet Geschäftsführer Johannes Stepperger und Martin Na-
ber, Geschäftsführer der smart-DSL GmbH, das neue Glasfasernetz 
offiziell in Betrieb. Bild: LEW/Bleier

mals um 1,9 Kilometer verlän-
gert.

Rund 1.500 Haushalte 
werden versorgt

Im Rahmen eines früheren 
Breitbandprojekts hatte LEW 
TelNet im Stadtgebiet Schwab-
münchens bereits ein leistungs-
fähiges Breitbandnetz aufge-
baut. Seit Januar 2016 versorgt 
smart-DSL über diese Infrastruk-
tur rund 1.500 Haushalte der 
Stadt mit schnellem Internet. 
Durch die aktuelle Erweiterung 
des Schwabmünchner Glasfa-
sernetzes verfügen nun auch Der Countdown zur DSGVO läuft: 

So starten Unternehmen 
sicher in 2018

Das Jahr 2018 markiert einen Neuanfang für die Datensicherheit. 
Grund dafür ist die EU-weite Datenschutzgrundverordnung DSG-
VO, die am 25. Mai 2018 in Kraft treten wird. Sie übernimmt die 
Aufgaben der EU-Datenschutzrichtlinie, die im Jahr 1995, also vor 
mehr als 20 Jahren, ins Leben gerufen worden war. 

Diese Richtlinie 95/46/EG re-
gelte den EU-weiten Umgang mit 
personenbezogenen Daten. Sie 
bestimmte bereits, dass grund-
sätzlich keine sensiblen persön-
lichen Daten gesammelt oder 
verarbeitet werden dürfen es 
sei denn, die betroffene Person 
stimmt deren Verwendung aus-
drücklich zu. Mit der DSGVO wer-
den diese Regelungen entschei-
dend erweitert und ergänzt. Ver-
stöße werden mit enormen fi-
nanziellen Strafen geahndet. „Die 
DSGVO tritt mit allen Konsequen-
zen Ende Mai 2018 in Kraft. Un-
ternehmen bleiben also nur noch 
wenige Wochen, um den neuen 
Anforderungen entsprechen zu 
können“, warnt Detlef Schmuck, 
Geschäftsführer der TeamDrive 
Systems GmbH. 

Datensicherheit liegt 
künftig auf allen Schultern

Mit den neuen Regelungen 
der DSGVO ändern sich vergli-
chen zur Richtlinie 95/46/EG 
gleich mehrere Punkte. So sind 
beispielsweise die Vorschriften 
direkt EU-weit verbindlich. Die 
bisherige Richtlinie musste noch 
auf die jeweilige nationale Ge-
setzgebung angepasst werden. 
Doch nicht nur formell, auch in-
haltlich sind Änderungen vorge-
sehen, die technischen Weiter-
entwicklungen Rechnung tra- 
gen sollen. 

„Mit der DSGVO wird die Ver-
antwortung für den Datenschutz 
auf mehrere Schultern verteilt. 
Unternehmen müssen beispiels-
weise einen Datenschutzbeauf-
tragten verpflichten, anstatt Ver-
antwortung etwa an Dienstleis-
ter abzuschieben. Dazu wurde 
der Bußgeldrahmen bis hin zu 20 
Millionen Euro erhöht. Diese Buß-
gelder werden etwa fällig, wenn 
Datenlecks nicht rechtzeitig an 
die zuständige Aufsichtsbehör-
de gemeldet werden“, erläutert 
Schmuck. Auf diese Art soll ei-
ne klare Struktur der Datensiche-
rung entstehen, die sich neben 
dem unternehmenseigenen Per-
sonal auch auf Dienstleister und 
Lieferanten erstreckt. Unkontrol-
lierter Datenwildwuchs wird da-
mit vermieden, wodurch die Si-
cherheit personenbezogener Da-
ten entscheidend gestärkt wird.

Unternehmen, die   testen  möch- 
ten, ob ihre bisherigen Maß-
nahmen zum Schutz persönli-

cher Daten alle Vorschriften und 
Herausforderungen bereits er-
füllen, oder ob hier noch Nach-
arbeit erforderlich ist, können 
unter info@teamdrive.com ei-
nen Beratungstermin für einen 
Quick-Check vereinbaren. r
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Datenaustausch

e-Vergabe

Mit ORCA AVA 22 bereit für die 
zunehmende Digitalisierung

Ob bei der Kommunikation, dem Datenaustausch oder bei Pla-
nungsprozessen – die Digitalisierung ist auch im Bauwesen auf 
dem Vormarsch. ORCA AVA, das Komplettprogramm zur Aus-
schreibung, Vergabe, Abrechnung und Kostenmanagement, bie-
tet alle Funktionen, um an diesen Prozessen teilzunehmen.

Die Grundlage für fachüber-
greifende Zusammenarbeit und 
elektronische Kommunikation ist 
der korrekte Datenaustausch. 
Als gängiges und von allen ak-
zeptiertes Format hat sich inzwi-
schen GAEB etabliert. Im Laufe 
der Jahre wurden verschiede-
ne GAEB-Formate entwickelt. 
Zum korrekten Datenaustausch 
ist eine einheitliche LV-Struktur 
erforderlich, die über die Ord-
nungszahl-Maske (kurz OZ-Mas-
ke) definiert wird. Sie bestimmt 
die Gliederungsstruktur und 
den Aufbau der Leistungsver-
zeichnisse und Angebote. 

In ORCA AVA ermittelt ein 
Gliederungs-Assistent die je-
weiligen Einstellungen, z.B. für 
die e-Vergabe oder die Men-
genermittlung nach REB DA 11. 
Dies kann für das gesamte Pro-
jekt oder auch für einzelne Leis-
tungsverzeichnisse geschehen. 
In den fertigen Leistungsver-
zeichnissen kann überprüft wer-
den, ob die gewählten Einstel-
lungen eingehalten wurden. Ab-
weichungen werden in einem 
Prüfprotokoll ausgewiesen, in 
dem Tooltipps die Art des Fehlers 
erläutern und detaillierte Hilfe-
stellung zur Korrektur geben. 

Stets nachvollziehbarer 
Schriftverkehr direkt  
in ORCA AVA 

Den begleitenden Schriftver-
kehr kann der Anwender di-
rekt komplett im Projekt ab- 
wickeln und dokumentieren. Der 
Texteditor in ORCA AVA orien- 
tiert sich in Funktionsweise 
und Darstellung an den gängi-
gen Windows-Texteditoren und 
ist damit intuitiv und komforta-
bel zu bedienen. Zusätzlich kön-
nen bei der Erstellung von Doku-

menten Daten aus den verschie-
denen Projekttabellen integriert 
werden, Textfelder als Platzhal-
ter fungieren und Grafiken, Ta-
bellen und Hyperlinks eingefügt 
werden. Damit ist auch die Dar-
stellung des eigenen Corporate 
Design möglich. 

Mithilfe der Serienbrieffunkti-
on lassen sich Dokumente auch 
für eine größere Anzahl von Ad-
ressaten schnell und komfor-
tabel erstellen und versenden. 
Immer wieder verwendete Do-
kumente, wie z.B. die Ange-
botsaufforderung, kann der An-
wender als Dokumentvorlagen 
in einer projektübergreifenden 
Bibliothek anlegen.

3D-Visualisierung  
für IFC-Daten 

Mit der ORCA IFC Mengen-
übernahme können Daten aus 
allen Anwendungen übernom-
men werden, die IFC-Dateien 
erzeugen können, z.B. CAD Pro-
gramme. Damit ist die Grundla-
ge gelegt für die Teilnahme an 
der Planungsmethode Building 
Information Modeling (BIM). In 
ORCA AVA 22 sind die IFC-Da-
ten mit einer dreidimensiona-
len Darstellung und kontextbe-
zogenen Übernahmetabellen 
verknüpft. Die 3D-Visualisierung 
zeigt das Projekt als grafisches 
dreidimensionales Konstrukti-
onsmodell zur einfachen räum-
lichen Zuordnung und Orien-
tierung. Die 3D-Visualisierung 
ist mit den Übernahmetabel-
len verknüpft, so dass eine Mar-
kierung im Modell schnell und 
einfach zum zugehörigen Ein-
trag führt. Auch der umgekehr-
te Weg ist möglich. In den Über-
nahmetabellen sind die IFC-Da-
ten nach unterschiedlichen Ord- 
nungskriterien sortiert. 

Raumgeometrie ist eine räum- 
lich-/geschoss-orientierte Dar-
stellung mit allen raumgeomet-
rischen Maßen wie Fläche, Um-
fang, Höhe und Volumen. Alle 
im Projekt enthaltenen Fenster- 
und Türtypen werden in einer 
eigenen Übernahmetabelle ge-
listet. In weiteren Übernahme-
tabellen sind alle Bauteile ent-
sprechend der IFC-Systematik 
gruppiert, z.B. Balken, Funda-
mente oder Treppen. In allen 
Übernahmetabellen können die 
Anzeigen individuell konfiguriert 
werden, um die aktuell benötig-
ten Daten in den Fokus zu stel-
len. Dabei unterstützt zusätzlich 
eine umfangreiche Suche.

Fazit: ORCA AVA ist ein soli-
des Werkzeug für alle AVA-Pro-
zesse. Entsprechend dem Fort-
schritt in Technik und Gesetzge-
bung wird das Programm stän-
dig weiterentwickelt. ORCA AVA 
wird in Kommunen und städ-
tischen Einrichtungen wie z.B. 
Bauhof oder Stadtwerke einge-
setzt und kann gemäß der EVB 
IT erworben werden. r

Deutscher Landkreistag:

Für wirksamen  
E-Government-TÜV 

Das DLT-Präsidium hat einen schnelleren Ausbau der digitalen 
Verwaltung beschlossen. Aus Sicht von Vizepräsident Landrat  
Joachim Walter „hat Deutschland bei der Digitalisierung teilweise 
noch erheblichen Nachholbedarf“.  Es bedürfe konsequenter An-
strengungen und passender Rahmenbedingungen. 

Datenschutzbeauftragter Petri 
zum „Safer Internet Day“

Der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz, Prof. 
Dr. Thomas Petri, rät: „Lassen Sie sich nicht in die Karten schau-
en. Beim Versand sensibler Daten per Post nutzen Sie auch kei-
ne Postkarten, sondern Briefe. In der digitalen Welt sollten Sie 
ebenfalls möglichst geschützt kommunizieren, also verschlüsselt. 
Dies gilt für Datenübertragungen von und zu Web-Portalen, aber 
auch für E-Mails. Informieren Sie sich außerdem darüber, wozu 
und wie ein Anbieter Ihre Daten weiter nutzt, bevor Sie sich mög-
licherweise für dessen Angebot entscheiden.“ 

Der „Safer Internet Day“ fand 
heuer am 6. Februar statt. Er be-
ruht unter anderem auf einer Ini- 
tiative der Europäischen Union 
für mehr Sicherheit im Internet. 
Im Zentrum steht dabei die Auf-
klärung von Kindern und Jugend-
lichen. 

Viele der sogenannten Digital 
Natives sind zwar schon in jungen 
Jahren wahre Meister am Smart-
phone und am Rechner. Dabei 
machen sie sich aber häufig we-
nig Gedanken darüber, dass sie im 
Internet Anbietern mit ganz eige-
nen wirtschaftlichen Interessen 
viel über sich offenbaren. Daten-
schutzerklärungen und Geschäfts-
bedingungen werden oft gar nicht 
erst gelesen, sensible Daten wer-
den auch unverschlüsselt über-
tragen. 

Petri: „Das Internet ist aus dem 
heutigen Alltag kaum noch weg-
zudenken. Natürlich nutze ich es 
auch – dienstlich und privat. Wer 
sich im Internet bewegt, sollte 
aber einige Grundregeln kennen 

und beachten, um sich und seine 
Privatsphäre zu schützen. 

Dies beginnt damit, zunächst 
einmal die Datenschutzerklärung 
und die Geschäftsbedingungen 
eines Anbieters zu lesen, bevor 
ich mich möglicherweise für den 
Dienst entscheide. Ein wichtiger 
Aspekt ist auch der verschlüssel-
te Transport und die verschlüssel-
te Speicherung von Daten.“

Im Zeitalter der tendenziell un-
begrenzten und kaum kontrollier-
ten Überwachung der weltweiten 
elektronischen Kommunikation 
sollten Petri zufolge auch Erwach-
sene insbesondere auf folgende 
Punkte achten: „Nutzen Sie nur si-
chere und vertrauenswürdige In-
ternetangebote, die Verschlüsse-
lung (SSL) und Zertifikate von ver-
trauenswürdigen Ausstellern an-
bieten. Nutzen Sie den Einsatz von 
Ende-zu-Ende Verschlüsselung 
dort, wo sie angeboten wird. Und: 
Nutzen Sie die Möglichkeiten zur 
sicheren Konfiguration von Smart-
phones.“ r

„Die Digitale Verwaltung muss 
endlich konsequent von den Bür-
gern und der Wirtschaft her ge-
dacht werden“ heißt es im DLT-Be-
schluss. Die Nutzungshürden seien 
vielfach zu hoch: So können auch 
sechs Jahre nach Einführung des 
neuen Personalausweises nur 4 % 
der Internetnutzer diesen vollum-
fänglich mit allen Funktionen nut-
zen. Benötigt würden Lösungen, 
die mit geringen Einstiegshürden 
für die breite Bevölkerung nutz-
bar sind. Elektronische Identifizie-
rung und Signatur müssten deshalb 
mittels mobiler Endgeräte (Smart-
phones) nutzbar sein. Bayern habe 
jüngst als erstes Bundesland das im 
Rahmen der elektronischen Steu-
ererklärung millionenfach bewähr-
te Authentifizierungsverfahren als 
Grundlage für einen neuen Schrift-
formersatz zugelassen.

Der Deutsche Landkreistag er-
wartet, dass auch der Bund Lö-
sungen aufzeigt, wie beispielswei-
se eine mobile Nutzung des neu-
en Personalausweises oder die im 
Rahmen der elektronischen Steu-
ererklärung ausgegebenen Zerti-
fikate allgemein und flächende-
ckend für E-Government-Anwen-
dungen genutzt werden können.

Um Bürger und Unternehmen zu 
entlasten, müsse es endlich mög-
lich werden, bei der öffentlichen 
Hand einmal vorhandene Daten flä-
chendeckend nutzen zu können. So 
können Angaben in Anträgen und 
Anzeigen vorausgefüllt und ständi-
ge Neueingaben und Wiederholun-
gen vermieden werden. Zudem sei 
in bestimmten Verfahren wie dem 
Kindergeld ganz auf eine Antrag-
stellung zu verzichten. Dazu muss 
aus Sicht des Kommunalverbandes 
zum einen das Datenschutzrecht 
einen solchen Austausch zwischen 
den Verwaltungen von Bund, Län-
dern und Kommunen ermöglichen, 
zum anderen müssten die bestehen-
den Register beispielsweise im Mel-
de- und Personenstandswesen, bei 
der Finanzverwaltung, im Auslän-
derrecht wie im Wirtschafts- und 
Handelsrecht für berechtigte Zugrif-
fe der jeweiligen (Fach-)Verwaltun-
gen geöffnet werden. 

„Nur so lässt sich, wie z. B. in 
Österreich, ein ‚Once-Only‘-Prin-
zip umsetzen, nachdem die Behör-
den verpflichtet sind, auf vorhan-
dene Daten des Betroffenen aus 
elektronischen Registern zurück-
zugreifen.“  Nicht mehr der Bürger 
oder das Unternehmen müsse be-
stimmte Daten (Geburtsurkunden, 
Meldenachweise oder Handels-
registereinträge) vorlegen, son-

dern die Behörde fragt diese di-
rekt bei einem elektronischen Re-
gister ab. „Wir erwarten, dass der 
Bund rechtliche und technische  
Voraussetzungen für das „On-
ce-Only“- Prinzip schafft“, so der 
Landkreistag.

Mit dem Onlinezugangsgesetz 
hat der Bund nach Auffassung des 
DLT weitreichende Befugnisse er-
langt, die auf die Digitalisierung 
von Verwaltungsleistungen durch 
die Vorgabe einheitlicher Anwen-
dungen, Standards und IT-Sicher-
heitsanforderungen einzuwirken  
vermögen. Bürger- und Wirt-
schaftsnähe sowie kommuna-
le Selbstverwaltung dürften dabei 
nicht auf der Strecke bleiben. Die 
Kommunen seien und blieben ers-
te Anlaufstelle für Bürger und Un-
ternehmen. Die Eigenständigkeit 
kommunaler Portale müsse daher 
zwingend gewahrt bleiben.

Erwartet wird, „dass der Bund 
mögliche Verpflichtungen auf das 
für den Portalverbund wie auch 
den Einsatz von sog. Nutzerkonten 
auf das unbedingt erforderliche 
Mindestmaß beschränkt. Sofern 
die Verpflichtungen und Standards 
auch die Kommunen betreffen, 
müssen die daraus resultierenden 
Kosten ausgeglichen werden.“

Portale, so der Deutsche Land-
kreistag, entfalteten ihre volle 
Wirksamkeit oftmals erst durch die 
Anbindung an die jeweiligen Fach-
verfahren. Alleine ermöglichten sie 
keine durchgängige medienbruch-
freie Abwicklung von Verwaltungs-
verfahren. Dazu bedürfe es einer 
Verknüpfung mit den auf kommu-
naler Ebene eingesetzten Fachver-
fahren.

Zahllose Schriftformerfordernis-
se im Verwaltungsrecht, insbeson-
dere des Bundes, behindern laut 
DLT E-Government. Begrüßt wer-
den daher die bisherigen Initiati-
ven, diese Schriftformerfordernis-
se abzubauen. „Damit allerdings 
nicht neue Hürden aufgebaut wer-
den, fordern wir einen wirksamen 
‚E-Government-TÜV‘. Dieser muss 
rechtliche Hindernisse für die di-
gitale Verwaltung von vornherein 
verhindern und dafür sorgen, dass 
neue Rechtsvorschriften konse-
quent E-Government-konform aus-
gestaltet werden.“

Plädiert wird dafür, die Einstiegs- 
und Nutzungshürden für Bürger 
und Unternehmen spürbar abzu-
bauen. Eine solche Rolle könnte bei 
entsprechender Anpassung seines 
Auftrages auch der Nationale Nor-
menkontrollrat übernehmen, so 
das DLT-Präsidium. DK

Breitbandmessung der Bundesnetzagentur: 

Luft nach oben
Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache: In ihrem Jahresbe-
richt zur Breitbandmessung weist die Bundesnetzagentur darauf 
hin, dass die vertraglich vereinbarten Datenraten von Breitban-
danbietern meist nicht eingehalten werden. Dem Bericht zufol-
ge erhielten nur 71,6 Prozent der Nutzer mindestens die Hälfte 
der vertraglich vereinbarten maximalen Datenübertragungsrate 
im Festnetz. Nur bei zwölf Prozent der Nutzer wurde diese voll 
erreicht oder überschritten. Im Zeitraum vom 1. Oktober 2016 
bis zum 30. September 2017 hatte die Bundesnetzagentur annä-
hernd 440.000 Messungen ausgewertet.

In den einzelnen Bandbrei-
teklassen fielen die einzelnen 
Bandbreiteklassen wieder recht 
unterschiedlich aus. Während 
23,3 Prozent der Anschlüsse mit 
mehr als 200 Mbit/s die zugesi-
cherte Geschwindigkeit erreich-
ten, war dies nur bei 4,6 Pro-
zent der Anschlüsse mit 8 bis 18 
Mbit/s der Fall. Im Vergleich der 
Ergebnisse zwischen den Bun-
desländern zeigte sich, dass vor 
allem Stadtstaaten in bestimm-
ten Bandbreiteklassen deutlich 
bessere Ergebnisse vorweisen.

Erhebliche Schwankungen las-
sen sich auch im Tagesverlauf 
feststellen. Dies ist insbesonde-
re bei schnellen Breitbandan-
schlüsse mit mehr als 100 Mbit/s 
der Fall. Hier sank die Übertra-
gungsrate in den Abendstunden 
um nahezu 40 Prozent gegen-
über den Werten am Morgen. 
Die ermittelte Kundenzufrieden-
heit lag dennoch bei 64,2 Pro-
zent.

Im Upload lag das generelle 
Niveau des prozentualen Ver-
hältnisses von ermittelter zu 
vertraglich vereinbarter maxi-
maler Datenübertragungsrate 
wieder über dem entsprechen-
den Niveau im Download.

Bei mobilen Breitbandan-
schlüssen lag das generelle Ni-
veau auch im aktuellen Berichts-
zeitraum deutlich unter dem 
von stationären Breitbandan-
schlüssen. Über alle Bandbrei-
teklassen und Anbieter hinweg 
erhielten im Download 18,6 % 
der Nutzer mindestens die Hälf-
te der vertraglich vereinbarten 
maximalen Datenübertragungs-
rate; bei 1,6 % der Nutzer wur-
de diese voll erreicht oder über-
schritten.  

Gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum sind insgesamt deut-
lich geringere prozentuale Da-
tenübertragungsraten gemes-
sen worden (2015/2016: 27,6 % 
der Nutzer erhielten mindestens 

die Hälfte, 3,4 % die volle verein-
barte maximale Datenübertra-
gungsrate und mehr). 

Die Spanne, bezogen auf min-
destens 100 % der vertraglich 
vereinbarten maximalen Da-
tenübertragungsrate, reichte in 
den Bandbreiteklassen von 0 % 
bis 9,1 % der Endkunden. 

Wie im Festnetz ist auch im 
Mobilfunk die Zahl der einzeln 
betrachteten Anbieter deutlich 
von 13 (2015/2016) auf 28 im 
aktuellen Berichtszeitraum ge-
stiegen. Die Endkunden bewer-
teten die Anbieter erneut weit 
überwiegend mit Noten von  
1 bis 3 (76,6 %).  Im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum ist 
der Anteil jedoch rückläufig 
(2015/2016: 82,8%). 

Generell wurden bei mobi-
len Breitbandanschlüssen hö-
here Laufzeiten als bei statio-
nären Breitbandanschlüssen er-
mittelt. Eine Laufzeit von 40 ms 
oder weniger wurde im aktuel-
len Berichtszeitraum nur von 3,1 
% der Nutzer bei mobilen Breit-
bandanschlüssen erreicht.

Im Jahresvergleich zeigt sich 
jedoch, dass die gemessenen 
Laufzeiten im aktuellen Be-
richtszeitraum deutlich un-
ter denen aus dem Vorjahres-
zeitraum lagen. Laufzeiten von 
100 ms oder weniger wurden in 
2016/2017 von 75,2 % der Nut-
zer gemessen, gegenüber 54,9 
% der Nutzer in 2015/2016.

„Über alle Bandbreiteklassen 
und Anbieter hinweg erreichen 
Kunden nach wie vor oft nicht 
die maximale Geschwindigkeit, 
die ihnen die Anbieter in Aus-
sicht gestellt haben“, betonte  
Jochen Homann, Präsident der 
Bundesnetzagentur. „Obwohl 
die Ergebnisse bei einzelnen 
Bandbreiten und zwischen den 
Anbietern unterschiedlich aus-
fallen, zeigen sie insgesamt wei-
terhin Handlungsbedarf bei den 
Breitbandanbietern.“ DK

Ifc-Raumgeometrie. r

https://www.orca-software.com/service/fachinformationen/e-vergabe/?pk_campaign=portal&pk_kwd=2018-BGZ%0D
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Sanitär, Heizung, Klima,
Erneuerbare Energien

Dienstag – Freitag

10. – 13. April 2018
Messezentrum Nürnberg
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Innovative Heiztechnik
Badkonzepte

Hochkarätige Vorträge

Geführter Messerundgang

Digitale Vernetzung

Energieeffizienz

Deutschlands wichtigste  
SHK-Messe in 2018.
Treffen Sie die Besten für Ihre  
Planung und Bewirtschaftung! 

DStGB und Bitkom:

Handlungsvorschläge zur  
Legislaturperiode 2017-2021

Die Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft wird das zentra-
le Thema der kommenden Legislaturperiode. Allerdings fällt nach 
Ansicht von DStGB und Bitkom der öffentliche Sektor gegenüber 
der Privatwirtschaft beim Einsatz digitaler Lösungen seit Jahren 
immer weiter zurück. Um mit den globalen Entwicklungen Schritt 
zu halten, stünden die Kommunen vor der Herausforderung einer 
strategischen Stadt- und Regionalentwicklung auf Basis einer mo-
dernen Breitbandinfrastruktur. Für die kommende Legislaturperio-
de 2017-2021 fordern die Verbände daher ein umfangreiches kom-
munales Digitalprogramm der nächsten Bundesregierung.

Laut DStGB und Bitkom muss 
die digitale Transformation der 
Städte und Regionen deutlich 
stärker in das Bewusstsein und 
die Prioritäten der Politik und 
Verwaltung rücken. Anders lässt 
sich ein globaler Spitzenplatz im 
Standortwettbewerb der Digi-
talisierung nicht erreichen. Hier 
braucht es einen durchsetzungs-
starken und klar formulierten 
politischen Willen. Es bedarf 
einer Erweiterung der Digita-
len Agenda um ein eigenständi-
ges Handlungsfeld „Intelligente 
Vernetzung in Städten und Re-
gionen“ als Strategie zum bun-
desweiten Auf- und Ausbau von 
Smart Cities und Smart Regions. 
Die Kommunen dürfen hierbei 
nicht allein gelassen werden. 

Innovationsplattformen

„Lokale und regionale Inno-
vationsplattformen tragen we-
sentlich dazu bei, die Digitali-
sierung in Deutschland flächen-
deckend umzusetzen“, heißt es 
weiter. Seitens des Bundes be-
dürfe es hierfür einer umfang-
reichen Förderung übertrag-
barer und skalierbarer digitaler 
Modellregionen. Um die kom-
munale digitale Transformati-
on noch rechtzeitig einzuleiten, 
müssten bisherige Programme 
weiterentwickelt und finanzi-
ell deutlich aufgestockt werden. 
Darüber hinaus müssten durch 
den Bund zusätzliche Förder-
mittel in Höhe von mindestens 
500 Millionen Euro pro Jahr in 
der kommenden Legislaturperi-
ode für kommunale Digitalisie-
rungsinitiativen bereitgestellt 
werden. Eine ergänzende Kofi-
nanzierung durch die Länder sei 
anzustreben. Zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen sei ein 
koordiniertes Vorgehen not-
wendig, um regional vernetzte 
Innovationsplattformen zu for-
cieren, lokale Potenziale zu he-
ben und die Digitalisierung für 
die Menschen vor Ort erlebbar 
zu gestalten. 

Um die Kräfte der Kommunen 
zu bündeln, müssten sich die 
Modellregionen austauschen. 
Mit dieser Hilfestellung des Bun-
des könne Digitalisierung zum 
Ziel gleichwertiger Lebensver-

hältnisse auch in ländlichen Re-
gionen beitragen. 

Um die flächendeckende Um-
setzung der kommunalen digita-
len Transformation zu beschleu-
nigen, muss aus Verbandssicht 
zudem das Zusammenwirken 
der Akteure verbessert werden: 
„Es bedarf neuer kooperativer 
Steuerungsprozesse zwischen 
öffentlichem Sektor, Wirtschaft, 
Wissenschaft, Bürgerinnen und 
Bürgern. Verwaltung und Poli-
tik sind gefordert, schneller zu 
handeln, interdisziplinäres Den-
ken zu fördern und die strategi-
sche ressortübergreifende Zu-
sammenarbeit über alle födera-
len Ebenen hinweg zu forcieren. 
Konsultationsverfahren mit Bür-
gerinnen und Bürgern sowie lo-
kaler Wirtschaft müssen dauer-
haft etabliert werden, um nach-
haltige Effekte vor Ort entste-
hen zu lassen.“

Rechtsrahmen prüfen

Die Digitalisierung des Le-
bens und Arbeitens sei geprägt 
durch die Nutzung von Internet 
und Smartphone, internationa-
le Plattformen und freien Wett-
bewerb. Die für Städte und Re-
gionen elementare Digitalisie-
rung der Infrastruktursektoren 
Energie, Mobilität und Gesund-
heit sowie der Bildung und Ver-
waltung sei hingegen in einen 
stark national reglementierten 
Rahmen eingefasst. Technisch 
mögliche Innovationen könnten 
nicht ohne Weiteres mit freien 
Marktkräften umgesetzt wer-
den. „Der bestehende Rechts-
rahmen aus vordigitalen Zeiten 
muss zügiger auf Zweckhaftig-
keit und bremsende Nebenef-
fekte für innovative Geschäfts-
modelle geprüft und angepasst 
werden“, so die Forderung von 
DStGB und Bitkom. 

Anwendungsbeispiele

Beispiele, die eine Anpassung 
des Rechtsrahmens erfordern, 
seien das autonome Fahren, die 
medizinische Fernbehandlung 
oder die Aggregatorenrolle im 
Energiemarkt. Alle vorzuneh-
menden Veränderungen hätten 
den Interessen der Wirtschaft 

und der Kommunen Rechnung 
zu tragen und sollten sich an 
den Interessen der Bürgerinnen 
und Bürger ausrichten. 

Kompetenzzentrum aufbauen

Viele Kommunen arbeite-
ten bereits an Konzepten einer 
nachhaltig und digital gepräg-
ten Stadt- und Regionalentwick-
lung. Jedoch sei die kommuna-
le digitale Transformation ei-
ne enorme Herausforderung, 
auch vor dem Hintergrund be-
grenzter finanzieller Handlungs-
spielräume in vielen Regionen 
Deutschlands. Um die Kom-
munen auf dem Weg zu intelli-
gent vernetzten Städten und Re- 
gionen zu beraten und zu unter-
stützen, sei der Aufbau eines bun-
desweit agierenden Kompetenz-

zentrums notwendig. Dieses soll-
te unter enger Begleitung der 
kommunalen Spitzenverbände 
und der Digitalwirtschaft ent-
stehen. Analog zum Breitband-
büro des Bundes sollte das Kom-
petenzzentrum die Kommunen 
an die Hand nehmen, umfassen-
de Kontakte zu allen relevan-
ten Akteuren halten und diese 
untereinander vernetzen, Lö-
sungsansätze identifizieren so-
wie Best Practices und Synergi-
en aufzeigen. 

Den Städten und Gemeinden 
kann anbieterneutral die not-
wendige Entscheidungskompe-
tenz zur Bewertung von Lösun-
gen zur kommunalen digitalen 
Transformation vermittelt wer-
den. „Durch gezielte Unterstüt-
zung zur Weiterqualifizierung 
ihrer Mitarbeiter, zur Moder-
nisierung ihrer Organisations-
strukturen und zur Entwicklung 
tragfähiger Geschäftsmodel-
le für digitale Dienste können 
die Entwicklungsperspektiven 
der Kommunen verbessert wer-
den“, zeigen sich DStGB und Bit-
kom überzeugt. DK

Neu von Langmatz: 

System für aktive 
Unterflurentwärmung

Garmisch-Partenkirchen. Sie liegen für das Auge unsichtbar unter 
der Erde, unterhalb von Straßen und Plätzen. Sie befinden sich an 
prominenten Orten wie der Fanmeile in Berlin, dem Brandenburger 
Tor und dem Roten Platz in Moskau genauso wie in tausenden wei-
teren großen und kleinen Gemeinden weltweit. Die Rede ist von 
Unterflurverteilern aus der TechnicBox-Serie der Langmatz GmbH. 

Der Systemlieferant von Infra-
strukturprodukten für Telekom-
munikation, Energie- und Ver-
kehrstechnik aus Garmisch-Par-
tenkirchen hat jetzt für die 
Aufnahme von aktiven Kompo-
nenten ein Schutzsystem entwi-
ckelt, welches die Entwärmung 
dieser Bauteile in Unterflurver-
teilern sicherstellt.

Geschützte Kabelschächte

Werden Kabelschächte aus 
Kunststoff von Langmatz als Un-
terflurverteiler eingesetzt, sind 
diese grundsätzlich durch ein 
Tauchhauben-Prinzip vor ein-
dringendem Wasser geschützt. 
Für die Entwärmung von Unter-
flursystemen, als Vorbeugung 
gegen die Überhitzung relevan-
ter Bauteile,  bietet  das Garmi-
scher Unternehmen neuerdings 
unter den Produktbezeichnun-
gen EK 880 beziehungsweise EK 
890 verschiedene Systeme an. 

So sind bei der Entwärmung 
nach dem Prinzip „Luftumwäl-
zung“ Lüfter in einem geschlos-
senen Schachtsystem verbaut, 
welche die Innentemperatur 
homogenisieren. Entstehende 
Hitze wird in diesem Fall durch 
Wärmeleitung und erzwunge-
ne Konvektion von den Bautei-
len aus dem Schachtraum abge-
führt. 

Mit Hilfe der vorinstallierten 
Lüfter werden bei diesem nach 
außen offenen System hohe 
Verlustleistungen, beziehungs-
weise Wärme, mittels Luftmas-
senaustausch von den Bautei-
len über die Grenze des Systems 
abgeleitet. Frischluft wird durch 
das Rohrsystem von außen über 
die Lüfter angesaugt, intelligent 
gefiltert und umströmt die in-
stallierten aktiven Module. Im 
Anschluss wird die erwärmte 
Luft über die Öffnungen in der 
Abdeckung aus dem Schacht 
ausgeleitet. 

Leistungsmerkmale

Ein Blick auf die Leistungs-
merkmale zeigt, dass Systeme 
mit Verlustleistungen von bis 
zu 500 Watt bei 38 Grad Celsi-
us Umgebungstemperatur si-
cher in dem Unterflurverteiler 
betrieben werden können. Das 
System verfügt über eine re-
dundante Luftkühlung, welche 
bei Störung ein Alarmsignal an 
eine Leitstelle abgeben kann. 

Die Schachtabdeckung (D 400) 
ist verriegelbar und besitzt inte-
grierte Lüftungsschlitze. Die Au-
ßenmaße des Schachts sind ty-
pisch, circa 80 Zentimeter  Brei-
te, 140 Zentimeter Länge und 
100 Zentimeter Tiefe. Je nach 
Anwendungsfall sind auch klei-
nere Ausführungen möglich.

Grundsätzlich ist bei den Lang- 
matz Unterflurverteilern im Be-
trieb mit geringeren Verlust-
leistungen auch eine rein passi-
ve Entwärmung möglich. In die-
sem Falle sind – beim selbstver-
ständlich jederzeit zugänglichen 
Schacht – keine zusätzlichen 
Komponenten nötig. Die Wärme 
wird sowohl durch Wärmelei-
tung als auch freie Konvektion 
sowie Wärmestrahlung von den 
Bauteilen abgeführt.

Grundsätzliche Vorteile  
von Unterflurverteilern

Typische Beispiele für den Ein-
satz der Unterflurverteiler von 
Langmatz sind Verteilungen für 
moderne Glasfasernetze, Strom-
verteilungen für Marktplätze 
und die Aufnahme von Kompo-
nenten der Mobilfunktechnik 
(Basisstationen). Im Gegensatz 
zu einem üblichen unter der Er-
de verbauten Verteilerschacht 
für Strom, Wasser und Telekom-
munikation, haben Unterflur-
verteiler einen entscheidenden 
Vorteil. 

Ohne das Stadtbild durch ober-
irdische Gehäuse oder Schränke 
zu beeinträchtigen oder Denk-
malschutzvorschriften zu ver-
letzen, werden diese einfach 
im Boden versenkt. Maßgeblich 
ist ferner, dass sie auf Grund ih-
rer Funktionalität jederzeit für 
autorisierte Personen zugäng-
lich sind. Sie sind mit Schacht-
abdeckungen aus Guss, Beton 
oder mit auspflasterbarem De-
ckel ausgestattet und lassen sich 
so in jedes Ortsbild harmonisch 
integrieren. Zudem sind sie vor 
den Gefahren durch Überflu-
tung, Schmutz und unbefugtem 
Zugriff, beziehungsweise Vanda-
lismus, perfekt geschützt. 

Unterflurverteiler sind die 
ideale Lösung für kreative Stadt-
planung und Marktplatzgestal-
tung. Mit dem neuartigen, ak-
tiven Entwärmungssystem von 
Langmatz ist ein weiterer Vor-
teil hinzugekommen: Der beson-
dere Schutz vor Überhitzung ak-
tiver Bauteile. r

Erfolgreiche Aktion von AKDB und SVB:

Über 100 Kommunen 
entscheiden sich für paydirekt 

Großer Erfolg für die gemeinsame Aktion der AKDB und des Spar-
kassenverbandes Bayern: Kommunen, die sich zwischen Septem-
ber und November 2017 für paydirekt als eine Bezahlart bei ge-
bührenpflichtigen Diensten im Bürgerservice-Portal entschieden 
haben, sparten bares Geld bei der Einrichtung. 

„Insgesamt haben 103 Kom-
munen im Aktionszeitraum ihr 
Bürgerservice-Portal um die 
Online-Bezahlfunktion ergänzt 
oder erstmalig E-Payment über 
das Bürgerservice-Portal an-
geboten“, zeigte sich der neue 
AKDB-Vorstandsvorsitzende 
Rudolf Schleyer zufrieden. So 
könnten die neue Bezahlart pay-
direkt und das E-Payment im 
Bürgerservice-Portal möglichst 
vielen Nutzern zur Verfügung 
gestellt werden. 

Sicherer Bezahldienst

Paydirekt wurde 2016 von 
der deutschen Kreditwirt-
schaft eingeführt und unter-
liegt den deutschen Daten-
schutzgesetzen. Es ist somit 
ein besonders sicherer Bezahl-
dienst. Im Mai 2017 wurde pay-
direkt mit dem kundenbasier-
ten und unabhängigen Ban-
kingCheck Award in der Kate-
gorie „Bester Paymentdienst 
2017“ ausgezeichnet. Das Be-
wertungsportal der Finanz- 
und Versicherungsbranche lob-
te paydirekt für die einfache 
Handhabung für den Kunden. 
Im modernen Bürgerservice 
spielt die Möglichkeit, Verwal-
tungsdienstleistungen online be- 
zahlen zu können, eine zentra-
le Rolle. Sie bietet Bürgern mehr 

Komfort und Zeitersparnis und 
stellt für Kommunen eine große 
Entlastung dar. Bei der Verlei-
hung der „eGovernment Awards 
2017“ in Berlin wurde paydirekt 
in der Kategorie „ePayment“ auf 
Anhieb mit „Gold“ ausgezeich-
net. Als besonders lobenswert 
wurde u.a. die Datensicherheit 
erachtet.

S-Finanzgruppe mit  
attraktiven Lösungen

„Die Sparkassen sind und 
bleiben auch in Zukunft Dreh-
scheibe des Zahlungsverkehrs 
der Kommunen“, unterstrich 
der Vizepräsident des Sparkas-
senverbandes Bayern, Roland 
Schmautz. Die Digitalisierung 
nannte er „eine Herausforde-
rung, die wir aufgreifen, denn 
wir wollen die Position der Spar-
kassen als Qualitäts- und Markt-
führer ausbauen“. 

Mit den ePayment-Möglich-
keiten der Sparkassen-Finanz-
gruppe würden attraktive Lö-
sungen zur sicheren Abwick-
lung von Online-Diensten der 
Kommunen angeboten. Mit der  
AKDB als Teil der kommunalen 
Familie fühlten sich die öffent-
lich-rechtlichen Sparkassen in 
ganz besonderer Weise part-
nerschaftlich verbunden, fügte 
Schmautz hinzu. DK

https://www.ifh-intherm.de/
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dbb Jahrestagung in Köln:

Aufruf zu einem 
Pakt für Digitalisierung

Leitlinien für die Modernisierung des öffentlichen Dienstes wur-
den bei der Jahrestagung des dbb in Köln erörtert. Dabei rief der 
dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach zu einem Pakt für Digi-
talisierung auf. Die Bayerische Finanzgewerkschaft bfg nutzte die 
unter dem Motto „Deutschland hat gewählt - Was nun?“ stehen-
de Tagung zum Austausch mit Vertretern aus Politik, Verwaltung 
und Verbänden.

„Für eine wirklich sichere, 
ganzheitliche digitale Strategie 
muss es ein Zusammenspiel von 
Bund, Ländern und Gemeinden 
geben“, erklärte Vorsitzender 
Silberbach in seiner Grundsatz-
rede. „Derzeit hängt Deutsch-
land im Zeitalter der digitalen 
Kleinstaaterei fest. Das wider-
spricht dem Gedanken der Ver-
netzung. Es gibt zwar vielver-
sprechende regionale IT-Initiati-
ven, aber eben keinen verbind-
lichen nationalen Masterplan.“ 
Dabei gehe es nicht nur um 
grundlegende technische Not-
wendigkeiten wie den Breit-
bandausbau, sondern um eine 
seriöse Planung des personel-
len, organisatorischen und fi-
nanziellen Aufwandes.

Investitionsbedarf bei  
der Qualifizierung

„Gerade in der kritischen Um-
stellungsphase auf digitalisierte 
Prozesse steigt die ohnehin ho-
he Arbeitsbelastung, daher ist 
eher mehr als weniger Perso-
nal erforderlich. Zudem müssen 
die Beschäftigten entsprechend 
qualifiziert werden“, hob Silber-
bach hervor. Für Fortbildungen 
gebe die öffentliche Hand aller-
dings nur ein bis drei Prozent 
des Personalbudgets aus, in der 
Privatwirtschaft sei es das Drei- 
bis Vierfache. „Ohne die Erfah-
rung der Praktiker kann die Digi-
talisierung aber nicht gelingen. 
Wir gehen daher von einem mit-
telfristigen Investitionsbedarf 
für Hard- und Software sowie 
Qualifizierung im zweistelligen 
Milliardenbereich aus“, so der 
dbb-Chef.

Bei der Digitalisierung staat-
licher Dienstleistungen müss-
ten auch die veränderten Ar-
beitsbedingungen berücksich-
tigt werden, mahnte er. Wenn 
Arbeit immer und überall ver-
fügbar sei, ermögliche das vie-
le Freiheiten, um sie beispiels-
weise familienfreundlicher zu 
gestalten. „Das birgt aber auch 
die Gefahr der Entgrenzung, der 
mangelnden Trennung von Ar-
beit und Privatleben“, warn-
te Silberbach. „Deshalb müssen 
Personal- und Betriebsräte über 
die Einhaltung adäquater Spiel-
regeln wachen können. Auch 
dabei ist die Politik gefordert, 
etwa durch die grundlegende 
Modernisierung der Mitbestim-

mung im öffentlichen Dienst.“
Vor dem Hintergrund der 

langwierigen Regierungsbildung 
auf Bundesebene betonte Sil-
berbach zudem erneut die Be-
deutung der Verwaltung: „Der 
öffentliche Dienst ist die unver-
rückbare Konstante eines Staa-
tes, verlässlich, korrekt und en-
gagiert.“ Doch sei dessen Funk-
tionsfähigkeit zunehmend ge-
fährdet. „Die Menschen warten 
monatelang auf einen Termin 
beim Bürger- oder Standesamt. 
Eltern finden keinen Kita-Platz 
für ihre Kinder. Straßen wer-
den nicht gebaut, weil Ingenieu-
re fehlen. Die Justiz muss Ver-
fahren wegen Personalmangel 
einstellen. Da ist Gefahr im Ver-
zug“, mahnte der Vorsitzende. 
Diese Fälle zeigten auch, dass 
nicht alle Probleme mit mo-
derner IT gelöst werden könn-
ten, sondern angemessene Per-
sonalausstattung und gute Ar-
beitsbedingungen immer noch 
die Basis für staatliche Ordnung 
seien. 

Vernetzung ist das A und O

„Das Land ist stabil“, stellte 
BMI-Staatssekretär Hans-Ge-
org Engelke in Vertretung für 
Bundesinnenminister Thomas 
de Maizière fest, „und das liegt 
auch an den vielen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern in den 
Verwaltungen.“ Als Stabilisato-
ren leisteten sie zuverlässig, ge-
wissenhaft, verantwortungsvoll, 
unaufgeregt und geräuschlos ih-
ren Dienst. „Unsere Staatsbe-
diensteten sind eine verlässliche 
Bank“, so der Staatssekretär. Al-
lerdings müsse sich der öffent-
liche Dienst ständig weiterent-
wickeln. Es gelte, sich im Sin-
ne einer funktionierenden Zu-
sammenarbeit stärker als zuvor 
zu vernetzen: „Vertikal wie ho-
rizontal. Zwischen den Fachbe-
hörden des Bundes genauso wie 
zwischen allen drei Ebenen von 
Bund, Ländern und Kommunen. 
Quasi eine ‚Verwaltung 2020‘.“ 

Besonderes Augenmerk müs-
se auf die Digitalisierung ge-
legt werden. Als wegweisen-
des Beispiel nannte Engelke 
das gemeinsam von Bund, Län-
dern und Kommunen auf den 
Weg gebrachte Bürgerportal, 
auf dem alle Verwaltungsleis-
tungen zentral elektronisch ab-
rufbar sein sollen. Eine weitere 

wichtige Aufgabe ist aus Sicht 
des Bundesinnenministeriums 
die Nachwuchs- und Fachkräfte-
gewinnung für den öffentlichen 
Dienst. „Die Bezahlung muss 
stimmen“, und damit werde 
man sich in der im März starten-
den Tarifrunde für die Beschäf-
tigten von Bund und Kommunen 
befassen. 

„Die Gestaltung der Digita-
lisierung in Deutschland ist ei-
ne nationale Aufgabe, die in 
gemeinsamer Verantwortung 
von Staat, Wirtschaft und Ge-
sellschaft geschultert werden 
muss“, forderte Arne Schön-
bohm, Präsident des Bundes-
amts für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI). Informa-
tions- und Cyber-Sicherheit sei 
eine unverzichtbare Vorausset-
zung für das Gelingen der Digi-
talisierung in Deutschland“, er-
klärte Schönbohm in seinem 
Vortrag über die Anforderungen 
an eine smarte und sichere digi-
tale Gesellschaft. 

Zwei Seiten einer Medaille

Digitalisierung bedeute mehr 
Möglichkeiten, „auf die Deutsch-
land nicht verzichten kann und 
soll“, aber eben auch mehr Ge-
fahren, „auf die Deutschland 
vorbereitet sein muss“. Täglich 
gebe es 280.000 neue Schad-
programm-Varianten, allein auf 
die Netze des Bundes seien täg-
lich zwischen 2.000 und 3.000 
Angriffe zu verzeichnen, darun-
ter drei bis fünf gezielte, berich-
tete der BSI-Präsident. Werk-
zeuge für Cyber-Angriffe kos-
teten nur fünf US-Dollar pro 
Stunde. Auch die Fallzahlen für 
Online-Betrugsmaschen und ge-
zielte Cyber-Spionage stiegen 
von Jahr zu Jahr.

Vor diesem Hintergrund plä-
dierte Schönbohm dafür, die 
gesetzlichen Grundlagen an  
die Bedrohungslage anzupassen 
und den digitalen Selbstschutz 
zu fördern. „Der Staat ist nicht 
wehrlos gegenüber Cyber-Kri-
minalität“, stellte er klar. Man 
müsse ihn allerdings mit den 
entsprechenden Ressourcen aus-
statten und länderübergreifen-
de Vernetzung ermöglichen und 

ausbauen, um handlungsfähig 
zu bleiben.

Christoph Verenkotte, Präsi-
dent des Bundesverwaltungs-
amtes (BVA), forderte deutlich 
mehr Investitionen in die Digi-
talisierung der öffentlichen Ver-
waltung und Dienstleistungen: 
„Der Standortvorteil, den wir mit 
unserem stabilen und leistungs-
fähigen öffentlichen Dienst über 
Jahrzehnte verlässlich bieten 
konnten, ist in Gefahr“, warn-
te der BVA-Chef.  „Wir müs-
sen uns von der lange gepfleg-
ten Vorstellung verabschieden, 
dass e-Government ein Luxus 
ist. Es handelt sich auch nicht 
um einen ‚IT-Hype‘, der sich ir-
gendwann wieder abflachen 
wird.“ Die Digitalisierung sei fak-
tisch zwingend, und insbesonde-
re der öffentliche Dienst komme 
schlicht nicht an ihr vorbei.

„Zur Digitalisierung gehört von 
Beginn an auch ein professionel-
les Prozess- und Projektmanage-
ment“, fuhr Verenkotte fort. Im 
Zuge der Digitalisierung müss-
ten möglichst schon auf Ebene 
der politischen Entscheidungs-
findung alle fachlich und tech-
nisch Beteiligten einbezogen 
werden.

Lebenslanges Lernen

Laut Uwe Lübking, Beigeord-
neter des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes, muss im Zu-
ge der Digitalisierung noch mehr 
in entsprechende Qualifikatio-
nen investiert werden. „Auch in 
den Verwaltungen müssen wir 
lebenslanges Lernen verinnerli-
chen“, so Lübking. Größere Kom-
munen könnten zudem beispiels-
weise über Vereinbarungen mit 
Universitäten ein duales Studium 
anbieten, um Fachkräfte auszu-
bilden. Kleinere Gemeinden wie-
derum könnten im Feld der Aus- 
und Fortbildung zudem die in-
terkommunale Zusammenarbeit 
stärken.

Auch die Kooperation zwi-
schen den verschiedenen Ge-
bietskörperschaften ist aus Lüb-
kings Sicht zu stärken – aller-
dings auf Augenhöhe. Die Kom-
munen befürchteten, dass etwa 
beim geplanten Portalverbund 
des Bundes die unterschiedli-
chen regionalen Belange nicht 
ausreichend berücksichtigt wer-
den. „Das lässt sich nicht so ein-
fach standardisieren. Kommu-
nalverwaltung ist auch in Zu-
kunft in erster Linie Arbeit mit 
und am Menschen.“ DK

Wenn das Museum 
zum Film wird

Was passiert, wenn man Jugendliche mit Tablets und Smartphones 
bewaffnet ins Museum schickt? Bei „mobil im museum“ vor allem 
eins: Viel Kreativität. Die Abschlussveranstaltung in Augsburg stell-
te 14 digitale Produktionen von bayerischen Schülern vor. 

Drei Tage am Stück wird ge-
filmt, geschnitten, geschauspie-
lert. So erkunden Jugendliche 
ab 12 Jahren auf ihre ganz eige-
ne Weise Bayerns nichtstaatli-
che Museen. Die Ausstellungs-
stücke werden in Form von kur-
zen Filmen zu Geschichten, er-
stellt mit Werkzeugen, die den 
Jugendlichen aus dem Alltag 
vertraut sind: Smartphones und 
Tablets. 2017 beteiligten sich 
vierzehn Museen an dem Pro-
jekt „mobil im museum“ und 
führten jeweils einen dieser 
Workshops durch.

Die entstandenen Ergebnis-
se sind so vielfältig wie die Mu-
seen selbst. Im Stadtmuseum 
Amberg versetzten sich die Teil-
nehmer durch ihre Videos zu-
rück in die Vergangenheit: Der 
Zahnarztbesuch eher schmerz-
haft, der Besuch in der Apothe-
ke wie in einer Wundermisch-
kammer. In Schwabach ließen 
sich die jungen Filmemacher von 
einer Reportage zu den gefähr-
lichsten Schulwegen der Welt 
inspirieren und filmten kurzer-
hand ihre eigenen Stationen auf 
dem Weg in die Schule. In Augs-
burg waren Schüler der Interna-
tionalen Schule und eine Grup-

pe geflüchteter Jugendlicher ge-
meinsam zum Thema Heimat 
am Werk: Was hier zu den The-
men Religion und Essen enstan-
den ist, wird bei der Abschluss-
veranstaltung im Zeughaus erst-
mals präsentiert.

„mobil im museum“

Bei „mobil im museum“ arbei-
ten nicht nur die teilnehmenden 
Jugendlichen als Team, auch hin-
ter den Kulissen haben sich vier 
Partner zusammengeschlossen, 
um die Umsetzung zu ermögli-
chen: Initiiert wurde das Projekt 
durch das JFF Institut für Me- 
dienpädagogik München, wei-
tere Unterstützung kommt von 
der Landesstelle für die nicht-
staatlichen Museen in Bayern, 
dem Bayerischen Jugendring so-
wie der Bayerischen Sparkas-
senstiftung. Die Abschlussver-
anstaltung wurde von der Stadt-
sparkasse Augsburg gefördert.

Damit die Werke der Jugend-
lichen auch ihren verdienten 
Platz im jeweiligen Museum fin-
den, werden die Filme nach ih-
rer Fertigstellung in einen Bil-
derrahmen gesteckt. Wie das 
geht? Digital natürlich. r

„Analog bis digital -  
Der Freistaat in Karten“

Wanderausstellung der Vermessungsverwaltung  
zum Jubiläumsjahr „Wir feiern Bayern“

„Wir feiern in diesem Jahr 100 Jahre Freistaat und 200 Jahre Ver-
fassungsstaat Bayern. Unser Heimatministerium in Nürnberg ist 
daher der perfekte Ort für den Auftakt unserer Wanderausstel-
lung „Analog bis Digital – der Freistaat in Karten“, stellte Finanz- 
und Heimatstaatssekretär Albert Füracker bei der Eröffnung der 
Ausstellung in Nürnberg fest. 

„Karten und Luftbilder sind 
nicht nur Zeitzeugen, sie doku-
mentieren objektiv und anschau-
lich die Entwicklung unserer Hei-
mat“, so Füracker weiter. Anhand 
von 24 Schautafeln, historischen 
Ausstellungsstücken, analogen 
und digitalen Anschauungsobjek-
ten und interaktiven Mediensta-
tionen der Bayerischen Vermes-
sungsverwaltung kann die Ent-
wicklung des Freistaats Bayern in 
den letzten 200 Jahren nachvoll-
zogen werden. 

Begonnen bei der ältesten 
Gesetzessammlung der Baju-
waren, der „Lex Baiuvariorum“, 
die bereits Grenzstreitigkei-
ten regelte, über das Feldge-
schworenenwesen und die ers-
te topographische und Kataster-
aufnahme des Landes bis zum 
heutigen Bayern, wird die Ge-
schichte des Freistaats Bayern 
aus dem Blickwinkel von Ver-
messung und Kartographie be-
leuchtet. Luftbild- und Karten-

zeitreihen zeigen anschaulich 
die Entwicklung der Städte und 
Regionen im Freistaat. „Luftbild-
aufnahmen von 1956 bis 2017 
zeigen sehr einprägsam die Ent-
wicklung des Altstadtgebiets 
Nürnberg“, erläuterte Füra-
cker. Gleichzeitig werden tech-
nische Einblicke in die amtliche 
Kartenherstellung und Luftbild-
fotografie gezeigt. Abgerundet 
wird die Ausstellung mit aktu-
ellen Anwendungen zur moder-
nen Geodatennutzung und Digi-
talisierung, zum Beispiel mit ei-
nem 3D-Druck des Stadtgebiets 
Nürnberg. 

Zugpferd der Digitalisierung

„Unsere Bayerische Vermes-
sungsverwaltung ist zum ei-
nen Traditionsverwaltung und 
gleichzeitig Zugpferd der Di-
gitalisierung im Freistaat Bay-
ern – das zeigt sich in der mo-
dernen Ausgestaltung der Wan-

derausstellung“, freute sich Für- 
acker. So wird der Besucher wäh-
rend der Ausstellung durch ein 
interaktives Besucherinforma- 
tionssystem digital begleitet. 
Dadurch erhält er zusätzliche 
Texte, Bilder, Videos zu den Ex-
ponaten für sein Smartphone, 
Tablet, ohne Installation einer 
zusätzlichen App. 

Die Ausstellung im Heimatmi-
nisterium ist noch bis 16. Feb- 
ruar zu besichtigen. Die Wander-
ausstellung wird in allen sieben 
Regierungsbezirken zu sehen 
sein. Die weiteren Ausstellungs-
orte sind Marktoberdorf, Lands-
hut, Schweinfurt, Neumarkt 
i.d.Opf., Hof und München.

Weitere Informationen unter: 
www.ldbv.bayern.de r

Landesamt für  
IT-Sicherheit eröffnet

„Bayern eröffnet als erstes Bundesland ein eigenes Landesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik. Wir wollen Bayerns IT noch 
sicherer machen – insbesondere auch unseren BayernServer und 
das bayerische Behördennetz. Gleichzeitig wird das neue Landes-
amt Kommunen und Bürger aktiv beraten und unterstützen“, sag-
te Finanz- und Heimatminister Dr. Markus Söder bei der Eröff-
nungsveranstaltung des neuen Landesamts in Nürnberg. 

„Wir beginnen mit rund 30 
Mitarbeitern, bis Ende 2020 sol-
len 200 IT-Sicherheitsexperten in 
Nürnberg und in den Außenstel-
len in Würzburg und Bad Neustadt 
a.d.Saale tätig sein. Damit reagie-
ren wir vorausschauend und effi-
zient auf die immer neuen Bedro-
hungen und Angriffe aus dem In-
ternet“, so Söder, der auch CIO 
des Freistaats Bayern ist, weiter. 

Kernaufgabe des LSI wird der 
Schutz und die aktive Gefahren-
abwehr für staatliche IT-Systeme, 
den BayernServer und Bayern-
Netz, sein. „Bayerns Netze wer-
den bereits heute massiv ange-
griffen. Über 99 Prozent der An-
griffe prallen vollautomatisch an 
unseren Sicherheitsmaßnahmen 
ab, der Rest wird durch unsere Ex-
perten gelöst“, bilanzierte Söder. 
Hierfür gibt es bereits seit über 
10 Jahren eine eigene Anti-Ha-
cker-Einheit, das BayernCERT, das 
als Keimzelle in das LSI aufgenom-
men wurde. „Die Bürger müssen 
darauf vertrauen können, dass ih-
re Daten bei uns sicher sind. Das 
LSI ist die Instanz für IT-Sicherheit 
im öffentlichen Bereich für Staats-

verwaltung, Kommunen und öf-
fentliche Unternehmen. Das LSI 
dient als Cyber-SEK, als Spezial-
einsatzkommando bei konkreten 
IT-Bedrohungen der öffentlichen 
IT-Infrastruktur. Und es ist Bera-
ter für Bürger und Kommunen in 
Fragen der IT-Sicherheit“, teilte 
Söder mit.

Gleichzeitig wird das LSI mit 
IT-Forensik und Profiling-Teams 
neue Bedrohungen analysieren, 
Gegenmaßnahmen entwickeln 
und bestehende Sicherheitsmaß-
nahmen laufend fortentwickeln. 
Durch Informationsveranstaltun-
gen und anlassbezogene Bera-
tung wird das LSI Bürger, Kommu-
nen und Behörden für Risiken in 
Cyberraum sensibilisieren. Fer-
ner werden Schulungsangebote 
vor Ort angeboten, die gemein-
sam mit den BayernLabs über 
ganz Bayern verteilt, ausgebaut 
werden. Das LSI wird eng in IT-Si-
cherheitsallianzen mit dem Bun-
desamt BSI und anderen Bundes-
ländern eingebunden sein und 
hier eine sehr aktive Rolle spielen. 
„Wir versuchen stets, den Hackern 
einen Schritt voraus zu sein – un-
ser IT-Labor ist dabei ein wesentli-
cher Schlüssel“, sagte Söder.

Gegründet wurde das LSI mit 
Inkrafttreten des Errichtungsge-
setzes am 1.12.2017, seit Mitte Ja-
nuar läuft der Einzug. Die Räum-
lichkeiten werden derzeit noch 
etappenweise entsprechend des 
Personalzuwachses umgebaut. 
Die ersten Mitarbeiter arbeiten 
bereits vor Ort. So ist beispiels-
weise das Herzstück des LSI, das 
Lagezentrum, bereits fertig um-
gebaut. Hier überwachen IT-Spe-
zialisten die Netze, reagieren auf 
Angriffe und sprechen Warnun-
gen aus. Kommissarisch wird das 
neue Landesamt vom bisherigen 
Leiter des Aufbaustabs, Minis-
terialrat Daniel Kleffel, geleitet. 
Er führt im Heimatministerium 
das Referat für IT-Sicherheit und 
IT-Infrastruktur. r

http://www.ldbv.bayern.de
http://www.casamazzoni.it
mailto:info%40casamazzoni.it?subject=
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13. Landshuter Umweltmesse:

Attraktive  
Leistungsschau

Von 9. bis 11. März 2018 werden der Messepark sowie die Flä-
chen in und um die Sparkassenarena wieder zum attraktiven 
Schauplatz für Produkte, Dienstleistungen und Innovationen. 
Zum 13. Mal bereits haben die Besucher auf der Landshuter Um-
weltmesse Gelegenheit, innovative Produkte und Dienstleistun-
gen mit den Schwerpunkten Natur und Technik, Bauen & Woh-
nen, Energie und Mobilität sowie Gesundheit und Ernährung zu 
bestaunen. Über 200 Unternehmen werden ihre Produkte und 
Dienstleistungen präsentieren. 

Wie die Organisatoren um 
den LUM-Geschäftsführer Ru-
dolf Schnur im Rahmen einer 
Pressekonferenz erläuterten, 
will die Landshuter Umweltmes-
se eine Plattform zum gegensei-
tigen Kennenlernen und Erfah-
rungsaustausch sowie zum Er-
leben der E-Mobilität in seinen 
vielen Facetten bieten. Interes-
sierte E-Mobilisten seien erneut 
dazu eingeladen, die Messe im 
Zuge einer Sternfahrt mit dem 
eigenen Elektro- oder Hybrid-
fahrzeug zu besuchen. Kosten-
losen Ladestrom gibt es an über 
40 Anschlussmöglichkeiten. Zu-
dem finden Besucher Antwor-
ten zu Fragen des Energiema-
nagements in einem „smarten“ 
Zuhause.

Pilgern und Wandern

Nach dem überaus erfolgrei-
chen Start im vergangenen Jahr 
wird auch wieder die „Messe in 
der Messe“ zum Thema Pilgern 
und Wandern mit dabei sein. 
Neben Vorträgen über Pilger- 
und Wandertouren wird unter 
dem Motto „Pilgern-to-go“ ei-
ne Schnupperpilgertour auf der 
Messe veranstaltet. Als Ausstel-
ler werden sich sowohl Wan-
der- und Pilgervereine als auch 
Anbieter von Wanderschuhen, 
Wanderreiseveranstalter und 
Vertreter attraktiver Wander-
gebiete auf der Messe präsen-
tieren.

Als Kontakt- und Informati-
onsplattform für Wissenschaft, 
Wirtschaft, Politik & Verbrau-
cher macht es sich die Lands-
huter Umweltmesse auch zur 
Aufgabe, ihre Besucher durch 
entsprechende Angebote nä-
her über ausgewählte umwelt-
relevante Themen zu informie-
ren. Das Thema „Licht im öffent-
lichen Raum – Schwerpunkt: 
LED-Beleuchtung im Sport“ 

wird von der Firma Hörmann 
Kommunikation & Netze GmbH 
vertreten, die  im öffentlichen 
Raum (Innenstädte, Straßenbe-
leuchtung, Sportstätten) her-
kömmliche Beleuchtung auf LED 
umbaut.

Umweltbildung für Schulen

Vielfältig ist auch heuer wie-
der das Umweltbildungspro-
gramm für Schulen: Für Grund-
schulen werden die Modu-
le „Abfallwirtschaft“ durch den 
Zweckverband Müllverwertung 
Schwandorf (ZMS) und „Tiere 
erleben / Naturmaterialien ver-
arbeiten“ (Alpakahof Holzner) 
angeboten.  Das Bildungsange-
bot für mittlere Jahrgangsstufen 
besteht wiederum aus einem 
Elektromobilitäts-Quiz und der 
Fahrt auf einem eigens für Kin-
der auf dem Freigelände ange-
legten Parcours. 

Neben Ausstellung, Vorträ-
gen und Vorführungen beinhal-
tet das vielfältige Rahmenpro-
gramm Kunst- und Kulturbeiträ-
ge. Ein breites Angebot an öko-
logischen Schmankerln aus der 
Region und eine unentgeltliche 
umweltpädagogische Kinderbe-
treuung runden das Programm 
ab. Der Eintritt ist frei.

Messe-Schirmherr Oberbür-
germeister Alexander Putz be-
tonte, die Landshuter Umwelt-
messe sei aus dem Veranstal-
tungskalender der Stadt nicht 
mehr wegzudenken. Zum einen 
sei das Messegelände belegt 
und zum anderen könne die Ver-
anstaltung als Leistungsschau 
der heimischen Wirtschaft be-
trachtet werden. Bei derartigen 
Veranstaltungen zeige sich im-
mer deutlicher, dass nachhalti-
ger Lebensstil auch zum Lifesty-
le gehören kann. Der Praxisbe-
zug spiele hier eine enorme Rol-
le, so der Landshuter OB. DK 

Thomas Nieborowsky (KUMAS e. V.), Lena Kostyurets (SKM Augs-
burg), Dr. Matthias Köppel (IHK Schwaben) und Heinz Mergel (MVV 
Industriepark Gersthofen) im Schulungsraum des Zukunftskollegs 
(ZuKo) in Augsburg.  Bild: Annette Zoepf

Ressourceneffizienz  
für den guten Zweck 

KUMAS-Mitglieder statten das „Zukunftskolleg“ des  
SKM Augsburg mit EDV-Geräten aus

Die KUMAS-Mitglieder MVV Industriepark Gersthofen und  
IHK Schwaben haben gebrauchte EDV-Geräte – sieben PCs und 
sieben Laptops - für das Zukunftskolleg (ZuKo) gespendet. ZuKo 
– eine von mehreren Maßnahmen für Arbeitslose des SKM Augs-
burg - nutzt die PC’s für Schulungen, um die Chancen der Teil-
nehmerInnen auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern. Dank dieser 
Sachspende konnten ZuKo-TeilnehmerInnen, die privat über kein 
EDV-Gerät verfügen, mit den gespendeten Laptops ausgestattet 
werden, um auch von zuhause aus Stellen zu suchen und Bewer-
bungen zu schreiben. 

Die Innovationszyklen bei PCs 
und Laptops werden immer kür-
zer und die zu verarbeitenden 
Datenmengen nehmen in ra-
santem Tempo zu. Unterneh-
men müssen deshalb oft schon 
nach wenigen Jahren ihre Hard-
ware austauschen, obwohl die 
Geräte noch lange ihren Dienst 
versehen könnten. Eine echte 
Verschwendung von Rohstof-
fen und Energie, die für die Pro-
duktion von EDV-Geräten einge-
setzt werden. 

Neues Leben für PC und Laptop

Mit der ReUSe-Aktion zeigt 
KUMAS, dass EDV-Geräten wie 
PC oder Laptop neues Leben 
eingehaucht werden kann. Um-
weltschutz und soziales Engage-
ment gehen in der Kooperati-
on von KUMAS und SKM Augs-
burg / Kath. Verband für sozia-
le Dienste e. V., gut zusammen.

KUMAS-Geschäftsführer Tho-
mas Nieborowsky, Heinz Mer-
gel von der Industriepark Gerst-
hofen GmbH und Dr. Matthias 
Köppel von der IHK Schwaben 
erkundigten sich nun vor Ort 
über den Einsatz der gespende-
ten Geräte und über die weite-
ren Aktivitäten des Projektes 
ZuKo. Dr. Pia Haertinger, Lena 
Kostyurets und Richard Wildeg-
ger vom ZuKo erläuterten auch 
andere Leistungen und Angebo-
te der Sozialeinrichtung wie die 
Wärmestube, die Kleiderkam-
mer oder den besonderen Floh-
marktladen collage.

Als Leiterin des Zukunftskol-
legs freut sich Olena Kostyurets, 
mit den PCs des Industriepark 
Gersthofen und den Laptops der 
IHK Schwaben Bedürftigen die 
einmalige Möglichkeit geben zu 
können, an technisch einwand-
freien Geräten EDV-Kenntnisse zu 
erwerben und zu vertiefen. r

UBA-Auswertung zur Luftqualität 2017: 

Weniger  
Grenzwertüberschreitungen 

in Kommunen 
Die Auswertung vorläufiger Messdaten der Länder und des Um-
weltbundesamtes (UBA) zeigt: Im Vergleich zu 2016 ist die Belas-
tung der Luft mit Stickstoffdioxid (NO2) 2017 zurückgegangen. 
Die Zahl der Kommunen mit Grenzwertüberschreitungen nahm 
nach erster Schätzung von 90 auf 70 ab. Die höchste Belastung 
mit Stickstoffdioxid (NO2) gab es in München, Stuttgart und Köln.

An rund 46 Prozent der ver-
kehrsnahen Messstationen wur-
de der Grenzwert von 40 Mik-
rogramm NO2 pro Kubikmeter 
Luft im Jahresmittel überschrit-
ten, an zwei Drittel dieser Statio-
nen mit Werten von mehr als 45 
µg/m3 sogar deutlich. In Mün-
chen wurden im Jahresmittel 78 
Mikrogramm gemessen.

Laut UBA-Präsidentin Ma-
ria Krautzberger „werden die 
Maßnahmen des Diesel-Gip-
fels mit Software-Updates und 
Umtauschprämien nicht ausrei-
chen, um die Luft in den Städten 
so zu verbessern, dass die Grenz- 
werte überall eingehalten wer-
den“. Dringend benötigt würden 
die Hardware-Nachrüstung der 
Autos und leichten Nutzfahr-
zeuge. Nur so seien die Gesund-
heitsbelastungen durch Stick-
stoffoxide schnell und vor allem 
dauerhaft zu senken.

Stickstoffdioxidbelastung

Das Umweltbundesamt wer-
tet den Rückgang der mittle-
ren Stickstoffdioxidbelastung an 
verkehrsnahen Messstationen 
im Jahr 2017 um zirka zwei Mi-
krogramm pro Kubikmeter im 
Jahresmittel als Indiz dafür, dass 
die durch die Dieseldebatte an-
gestoßenen Maßnahmen in den 
Städten anfangen zu wirken. So 
wurden beispielsweise örtlich 
Tempolimits eingeführt sowie 
durch Straßenverengung der 
Verkehr reduziert, zudem wur-
den öffentliche Verkehre geför-
dert und Busse nachgerüstet.

Fahrzeugflotte

Bundesweit wurden Autos mit 
hohen Realemissionen durch 
Software-Updates hinsichtlich 

ihrer NOx-Emission leicht ver-
bessert. Außerdem erneuerte 
und veränderte sich die Fahr-
zeugflotte hin zu weniger Die-
seln: Das Kraftfahrbundesamt 
(KBA) zeigt in seinen Neuzu-
lassungszahlen 2017 eine Ver-
schiebung hin zu benzinbetrie-
benen PKW. Ihr Anteil steigt 
um über elf Prozent gegenüber 
2016, Diesel verlieren über 15 
Prozent.

Feinstaubbelastung

Neben Stickstoffoxid werden 
in der Jahresauswertung auch 
Feinstaub und Ozon betrachtet. 
Im Vergleich zum Zeitraum 2005 
bis 2016 war die Feinstaubbelas-
tung 2017 geringer. Außer zu Be-
ginn des Jahres blieben beson-
ders feinstaubbegünstigende 
Wetterlagen aus. Das vergange-
ne Jahr gehörte mit den beiden 
Vorjahren zu den am geringsten 
mit Feinstaub belasteten Jahren. 
Nur an der verkehrsnahen Mess-
station am Stuttgarter Neckar-
tor wurde mit 45 Tagen erneut 
der Grenzwert überschritten 
(PM10-Tagesmittelwerte über 
50 µg/m³ an mehr als 35 Tagen 
im Jahr). Allerdings sollen laut 
Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) die Werte an höchstens 
drei Tagen pro Jahr über 50 µg/
m³ liegen. Dieses Ziel überschrei-
ten 87 % aller Messstationen in 
Deutschland. 

Ozonbildung

Niedrig waren die Ozonkon-
zentrationen 2017 im Vergleich 
zu den vergangenen 20 Jah-
ren. Anders als der Hitzesom-
mer 2015 war der Sommer 2017 
eher wechselhaft und es traten 
keine lang anhaltenden Schön-
wetterperioden auf, die die 
Ozonbildung hätten begünsti-
gen können. Dennoch kam es 
an 17 Prozent aller Messstatio-
nen zu Zielwert-Überschreitun-
gen (der maximale Ozon-8-Stun-
den-Wert eines Tages darf an 
höchstens 25 Tagen pro Kalen-
derjahr – gemittelt über 3 Jah-
re – den Wert von 120 µg/m3 
überschreiten).

Wie Helmut Dedy, Haupt-
geschäftsführer des Deutschen 
Städtetages, gegenüber der 
„Rheinischen Post“ darlegte, 
zeigten die Zahlen des Umwelt-
bundesamtes für das Jahr 2017, 
dass es keinerlei Grund zur 
Entwarnung gebe. Zwar gin-
gen die Stickstoffdioxid-Werte 
in Städten leicht zurück, doch 
komme die Stunde der Wahr-
heit, wenn Gerichte entschei-
den, ob ausreicht, was bisher 
passiert ist. 

Plädoyer für Masterplan

Dedy zufolge „wollen die 
Städte keine Fahrverbote, aber 
wir müssen befürchten, dass 
Gerichte solche Verbote für 
einzelne Städte anordnen. Der 
Bund sollte einen Masterplan 
vorlegen, damit mehr geschieht, 
als bisher bei den Diesel-Gipfeln 
verabredet wurde. Die zentra-
le Aufgabe kommt der Automo-
bilindustrie zu, denn im Verkehr 
in der Stadt verursachen Die-
sel-PKW bis zu drei Viertel der 
Stickoxide. Die Automobilindus-
trie muss endlich beantworten, 
was die Software-Updates brin-
gen und wenn das nicht reicht, 
muss es eine Hardware-Nach-
rüstung geben.“ DK

Hochwasserschutz am Bildschirm, 
Käuferrechte in der virtuellen Welt

Die Vorteile der digitalen Welt für die Bürger und die bayerische 
Heimat werden 2018 ein Schwerpunktthema des Bayerischen 
Umwelt- und Verbraucherschutzministeriums sein. Das bekräftig-
te Ministerin Ulrike Scharf in München: „Die Digitalisierung wird 
eines unserer Top-Themen für 2018. Wir haben einen digitalen 
Werkzeugkasten für Mensch, Natur und Heimat entwickelt. Damit 
stellen wir uns für die Herausforderungen der virtuellen Welt breit 
auf. Bayern soll von den digitalen Möglichkeiten profitieren.“ 

Insbesondere zum Schutz der 
Bevölkerung vor Naturkatastro-
phen werden neue technische Vo-
raussetzungen geschaffen. Ziel ist 
es, zukünftig Krisenszenarien wie 
große Hochwässer zu modellie-
ren, um im Vorfeld die Wirkung 
von Vorsorgemaßnahmen zu si-
mulieren. Große Hochwässer kön-
nen mit dem Klimawandel ver-
stärkt auftreten. Auf diese Weise 
werden erstmals überregionale 
und sogar bayernweite Lösungs-
ansätze auf dem Bildschirm dar-
stellbar. 

Virtuelles Verstehen

Scharf: „Wir schaffen die Mög-
lichkeiten für virtuelles Verste-
hen. Das ist ein weiterer Schritt 
auf dem Weg zu noch mehr Si-
cherheit für die Menschen in Bay-
ern. Jeder Blick auf den Bildschirm 
soll Bayern ein Stück sicherer ma-
chen.“ Ergänzend wird ein bayeri-
sches Klima-Informationssystem 
geschaffen, um der Öffentlichkeit 
aktuelle Daten aus über 200 re-
gionalen Klimaprojektionen zur 
Verfügung zu stellen. Die Projek-

te finden in enger Zusammenar-
beit mit dem Leibniz-Rechenzen-
trum der Bayerischen Akademie 
der Wissenschaften und bayeri-
schen Universitäten statt.

Auch im Umwelt- und Natur-
schutz wird die Digitalisierung zu-
künftig eine stärkere Rolle spie-
len. Mit einem „Natur-Explorer“ 
der die Naturschätze Bayerns zu-
sammenfassend darstellt, soll der 
naturnahe Tourismus im Freistaat 
gestärkt werden. Dazu gehören 
auch Tourenvorschläge für Wan-
derungen mit Karten im 3-D-Real-
tity Format.

Bayerische Pläne 

Für die technischen Neuerun-
gen im Alltag hat das Ministe-
rium für 2018 unter dem Mot-
to „Lebensqualität – aber sicher“ 
verschiedene Initiativen geplant. 
Sie haben eine frühzeitige Be-
rücksichtigung der Verbraucher-
belange bei der Entwicklung von 
Produkten und Geschäftsmodel-
len sowie mehr Rechtssicher-
heit im Internet zum Ziel. Scharf: 
„Die Digitalisierung hat den All-

tag längst erobert. Wir reden mit 
Geräten, die Geräte kommunizie-
ren untereinander, wir bekom-
men maßgeschneiderte Produk-
te, wir kaufen online. Damit ste-
hen neue Möglichkeiten offen, 
die das Leben erleichtern und 
bequemer machen sollen. Der 
Verbraucherschutz steht im In-
ternet immer wieder vor neuen 
Herausforderungen. Wir brau-
chen deshalb nicht nur ein Inter-
net der Dinge. Wir brauchen ein 
Internet der Fairness.“ 

Internet der Fairness

In einem ersten Schritt hat sich 
der Freistaat bereits für klare ge-
setzliche Regelungen mit euro-
paweiter Geltung etwa bei Fa-
ke-Shops und manipulativen Fa-
ke-Bewertungen eingesetzt. Da- 
neben hat ein Gutachten Ver-
besserungsbedarf bei Verbrau-
cherrechten im Internet aufzeigt 
– vor allem bei digitalen Ange-
boten wie etwa Apps und Stre-
aming-Diensten. Dabei wurde 
deutlich, dass einige Anbieter im 
Internet mit ihren Vertragsbe-
dingungen sowie Leistungs- und 
Haftungseinschränkungen den 
Vorgaben des deutschen Rechts 
nicht entsprechen.

Im Nachtragshaushalt sind für 
die Maßnahmen zur Digitalisie-
rung insgesamt 2,6 Millionen Eu-
ro sowie 19 neue Stellen vorge-
sehen. r

Start des Bundeswettbewerbs:

„Klimaaktive Kommune 2018“  
Der Bundeswettbewerb „Klimaaktive Kommune 2018“ läuft. 
Kommunen und Regionen sind deutschlandweit aufgerufen, 
sich mit ihren vorbildlichen Projekten zum Klimaschutz und 
zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels zu beteili-
gen. Bewerbungsschluss ist der 6. April 2018. 

250.000 Euro Preisgeld

Für die Auszeichnung der Gewinner stehen insgesamt  
250.000 Euro Preisgeld und damit 25.000 Euro je Preisträger 
zur Verfügung. Denn in diesem Jahr prämiert die Jury zehn 
Gewinnerprojekte. Die gesuchten Klimaprojekte sollen ande-
re Kommunen und Regionen anregen, neue Ideen auf ihre ei-
genen Situationen zu übertragen und zu realisieren.

Initiatoren sind das Bundesumweltministerium und das 
Deutsche Institut für Urbanistik. Kooperationspartner sind 
der Deutsche Städtetag, der Deutsche Landkreistag und der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund. Die Gewinner wer-
den im Rahmen einer öffentlichen Preisverleihung auf der  
11. Kommunalen Klimakonferenz voraussichtlich am 6. De-
zember 2018 in Berlin bekannt gegeben und ausgezeichnet.

Bewerbungen sind in vier Kategorien möglich

Kategorie 1 „Ressourcen- und Energieeffizienz in der Kommune“ 
Kategorie 2 „Klimaanpassung in der Kommune“ 
Kategorie 3 „Kommunale Klimaaktivitäten zum Mitmachen“ 
Sonderpreis „Kommunale Klimaaktivitäten und Ernährung“. 

Bewerbungsformulare sowie detaillierte Informationen zu 
den einzelnen Kategorien stehen unter www.klimaschutz.de/
wettbewerb2018 bereit. 

Teilnahmeberechtigt sind Städte, Gemeinden und Landkrei-
se sowie Regionen. Es gibt keinen Ausschluss für Teilnehmen-
de oder Projekte vorheriger Wettbewerbsrunden. Gewinner-
kommunen der Vorjahre können sich mit neuen Projekten be-
werben.  r

http://www.klimaschutz.de/wettbewerb2018
http://www.klimaschutz.de/wettbewerb2018
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Bayerischer Städtetag / Bezirksversammlung Oberpfalz:

Wohnungsnot lindern
Die Themen Wohnungsbau und Digitalisierung in Schulen stan-
den auf der Agenda der diesjährigen ersten Bezirksversamm-
lung Oberpfalz des Bayerischen Städtetages in Regensburg. Bür-
germeisterin Gertrud Maltz-Schwarzfischer konnte hierzu neben 
dem Geschäftsführer des Bayerischen Städtetags Bernd Bucken-
hofer unter anderem den Weidener Oberbürgermeister Kurt Seg-
gewiß, Bezirksvorsitzender der kreisfreien Verbandsmitglieder in 
der Oberpfalz sowie den Wiesauer Bürgermeister Toni Dutz, Be-
zirksvorsitzender der kreisangehörigen Verbandsmitglieder der 
Oberpfalz, begrüßen.

In vielen Regionen Bayerns sind 
bezahlbare Wohnungen Mangel-
ware – so auch in Regensburg. Wie 
Bürgermeisterin Maltz-Schwarzfi-
scher betonte, stoße die Stadt zu-
nehmend an ihre räumlichen und 
finanziellen Grenzen. Gemessen 
an der Einwohnerzahl sei Regens-
burg zwar derzeit die Kommune 
mit der höchsten Fertigstellungs- 
und Genehmigungsrate für Woh-
nungsbau, laufe aber praktisch im-
mer ihrer Entwicklung hinterher.

Kräfte bündeln

„Bund, Freistaat und Kommu-
nen müssen ihre Kräfte bündeln, 
um Wohnungsnot zu lindern. Der 
Bund muss Anreize schaffen für In-
vestitionen zum Bau neuer Woh-
nungen und zur Sanierung des 
Wohnungsbestandes“, forderte 
deshalb Städtetags-Geschäftsfüh-
rer Bernd Buckenhofer in Vertre-
tung des Städtetagsvorsitzenden 
Dr. Kurt Gribl, der sich zum Sit-
zungszeitpunkt bei den Koalitions-
verhandlungen in Berlin befand.

Aus Sicht des Kommunalver-

bandes muss die staatliche Wohn-
raumförderung weiter intensi-
viert, optimiert und vereinfacht 
werden. Der Bund und besonders 
der Freistaat müssen ihre Mittel 
erhöhen. Die Entflechtungsmit-
tel des Bundes für soziale Wohn-
raumförderung laufen 2019 aus. 
Städte und Wohnungswirtschaft 
brauchen ein klares Signal, wie 
es mit der Förderung weiter geht, 
denn sonst droht ein Stillstand bei 
notwendigen Investitionen. 

Bund muss 
mehr Augenmaß zeigen

Buckenhofer verwies auf ein 
weiteres Problem: „Der Woh-
nungsbau wird teurer wegen der 
hohen Anforderungen an Woh-
nungen bei Barrierefreiheit und 
energetischen Standards – hier 
sollte der Bund mehr Augenmaß 
zeigen.“ Der Bund müsse den 
Kommunen mehr Instrumente an 
die Hand geben, um mehr Bau-
land auszuweisen. Buckenhofer: 
„In den Städten wird der Raum 
knapp: In verdichteten Räumen 

ist die Mobilisierung von Bauland 
schwierig.“ Die Möglichkeiten des 
Baugesetzbuches allein – etwa mit 
der kürzlich neu geschaffenen Ka-
tegorie des „urbanen Mischge-
biets“ – helfen Städten und Ge-
meinden nicht ausreichend, um 
schnell Bauland für Wohnungen 
zu gewinnen. Darum müssen wei-
tere Anreize zur Flächenmobilisie-
rung geschaffen werden.

Buckenhofer zufolge wollen 
Städte bauen, aber die Flächen für 
Bauland fehlen: Städte und Ge-
meinden brauchen Handlungs-
spielräume für eine vorausschau-
ende Bevorratung von Flächen. Sie 
müssen bereits im Vorfeld formel-
ler städtebaulicher Maßnahmen 
ein Vorkaufsrecht für Grundstücke 
auf eigenem Gebiet bekommen, 
um rechtzeitig Baugrund, Tausch-
flächen oder Ausgleichsflächen für 
den Neubau von Wohnungen er-
werben zu können.

Steuerliche Anreize schaffen

Der Bund muss nach Auffassung 
des Städtetags steuerliche Anrei-
ze schaffen, damit brach liegende 
Flächen einer sozialen Nutzung zu-
geführt werden. Der Verkauf von 
landwirtschaftlichen Flächen an 
Kommunen sollte steuerlich be-
günstigt werden, um dort Woh-
nungen zu bauen – samt der dafür 
nötigen Infrastruktur für Verkehr-
serschließung mit Straßen und öf-
fentlichem Nahverkehr, mit Schu-
len und Kitas, mit Einkaufsmög-

lichkeiten für die Nahversorgung. 
Dies könnte über die Einführung 
eines Freibetrags im Einkommen-
steuergesetz bei Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft und Er-
weiterung der Reinvestitionsmög-
lichkeiten auf bewegliche Wirt-
schaftsgüter geschehen. Darüber 
hinaus müsse endlich eine Einigung 
gefunden werden, die degressive 
AfA (Absetzung für Abnutzung) für 
Wohnungsbau wieder einzuführen. 
Hilfsweise könnten Investitionszu-
lagen Private motivieren, Bauland 
für den Wohnungsmarkt zur Verfü-
gung zu stellen.

Auch Bund und Freistaat müss-
ten ihren Grundstücksbestand 
nach geeigneten Bauplätzen 
durchsuchen und Baulücken sys-
tematisch erfassen; dazu gehör-
ten ehemalige Kasernengelände 
und Militärflächen der Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben (BI-
mA) und Flächen der Immobilien 
Freistaat Bayern (IMBY). Wie Bu-
ckenhofer darlegte, „müssen Lie-
genschaften und Freiflächen des 
Bundes bevorzugt und vergüns-
tigt an Kommunen abgegeben 
werden. Der Bund muss seiner 
strukturpolitischen und sozialpo-
litischen Verantwortung gerecht 
werden. Der Bund muss einen 
Rechtsrahmen schaffen, damit die 
BImA bei strukturpolitisch und so-
zial wichtigen Projekten Grundstü-
cke billiger abgeben kann, um dort 
günstige Wohnungen zu bauen.“ 

Städtebauförderung  
dauerhaft sichern

Freie Kasernengelände und ehe-
malige militärische Liegenschaften 
böten Raum für Städtebau und 
Stadtentwicklung, um Wohnun-
gen, Schulen, Kindergärten und 
Infrastruktur zu errichten. Bucken-
hofer: „Die Städtebauförderung 
muss dem Bedarf angepasst wer-
den und muss dauerhaft gesichert 
sein. Nötig ist eine Quartiersent-
wicklung, die für eine ausgewoge-
ne Durchmischung und einen sozi-
alen Austausch in der Stadt sorgt. 
Schieflagen müssen früh erkannt 
werden, um bei Problemen oder 
bei sozialen Spannungen gegenzu-
steuern. Das Baugesetzbuch muss 
ergänzt werden, damit die Städte-
bauförderung auch zur Prävention 
von sozialen Missständen in neu-
en Wohnquartieren eingesetzt 
werden können.“ 

Städte und Gemeinden benö-
tigten in der Städtebauförderung 
verlässliche und dauerhafte Rah-
menbedingungen. Anstatt eine 
Vielzahl an thematischen Einzel-
programmen mit unterschiedli-
chen Laufzeiten zu konzipieren, 
sei eine Konzentration der Städ-
tebauförderung auf ein langfris-
tiges und inhaltlich flexibles Pro-
gramm nötig. Der Bund müsse 
die Mittelausstattung für Städ-
tebauförderung auf hohem Ni-
veau halten, um den Herausfor-
derungen der Stadtentwicklung 
gerecht zu werden.

Digitalisierung der Schulen

Nachholbedarf gibt es auch 
beim Thema Digitalisierung der 
Schulen. Zwar sind zahlreiche  
Lehrgebäude inzwischen tech-
nisch sehr gut ausgestattet, al-
lerdings fehlt es nach Ansicht der 
Städtetagsvertreter an einem ein-
heitlichen Konzept. Laut Kurt Seg-
gewiß, Oberbürgermeister von 
Weiden, benötige Digitalisierung 
Standards: „Wir haben den An-
spruch, dass die Realschule in 
Waldsassen und Realschulen in 
Regensburg den gleichen Standard 
eines ‚digitalisierten Klassenzim-
mers‘ haben.“ Es könne nicht sein, 
dass die Finanzkraft einer Kommu-
ne einen Unterschied macht.

Nach den Worten von Ge-
schäftsführer Buckenhofer muss 
der Freistaat die digitale Infra-
struktur an Schulen mitfinanzie-
ren. Er stehe besonders in der 
Pflicht. Das Bayerische Schulfinan-
zierungsgesetz stamme schließlich 
noch aus dem ‚Kreidezeitalter‘, als 
Kreide und grüne Tafel die Grund-
ausstattung in Schulen waren, so 
Buckenhofer. DK

Familienbildung in Altmühlfranken 
Das Sachgebiet „Jugend und Familie“ und die Zukunftsinitiative alt-
mühlfranken haben gemeinsam mit dem Zentralinstitut für Ehe und 
Familie in der Gesellschaft der Katholischen Universität Eichstätt-In-
golstadt eine groß angelegte Studie über Familienbildungsangebo-
te im Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen durchgeführt. Die Er-
gebnisse der Umfrage wurden nun vorgestellt und sollen künftig als 
Grundlage für Handlungsempfehlungen und Projekte dienen. 

Die Studie bestand aus zwei Tei-
len. Zum einen aus der Bestands-
aufnahme, bei der 112 Träger von 
Familienbildungsangeboten zu ih-
ren jeweiligen Veranstaltungen 
befragt wurden. Zum anderen 
aus einer Bedarfsanalyse, bei der 
4.418 Eltern von Kindern unter 
18 Jahren Fragen über die Inan-
spruchnahme und die Zufrieden-
heit eben dieser Veranstaltungen 
beantwortet haben. 

Im Rahmen der Bestandsauf-
nahme der Träger war das Ziel zu 
erfahren, welche Angebote zur 
Familienbildung bereits beste-
hen, an wen sie sich richten und 
wie sich diese gestalten. Von den 
112 Anbietern gaben 95 an, dass 
sie im Jahr 2016 Veranstaltungen 
angeboten haben. Die Familien-
bildungsangebote richten sich an 
unterschiedliche Familienformen. 
Sie beziehen sich mehrheitlich auf 
Eltern mit Säuglingen und Klein-
kindern (74,2%) sowie auf Eltern 
mit Vorschulkindern (75,3 %). Der 
Fokus der angebotenen Veran-
staltungen liegt auf dem Themen-
bereich „Entwicklung und/oder 
Verhalten des Kindes“. 

Die Befragung der Eltern er-
gab, dass bereits 32% Familienbil-
dungsangebote in Anspruch ge-
nommen haben, 65,9% planen ei-
ne Teilnahme in der Zukunft oder 
ziehen diese in Erwägung. 63,8% 
der befragten Eltern gaben an, 
dass sie bisher an keinen Veran-
staltungen teilgenommen haben, 
da sie über das Angebot nicht in-
formiert waren. Es sollte deshalb 
überlegt werden, wie ein größe-
rer Teil der Elternschaft über die 
Angebote informiert und dafür 
gewonnen werden kann. Die Stu-
die zeigt: Je mehr Eltern an Fami-
lienbildungsangeboten teilneh-
men, desto besser sind sie recht-
zeitig über bevorstehende Ange-
bote informiert. Als wichtigste 
Informationsquelle für Familien- 
und Erziehungsthemen (46,1%) 

dient das Internet. Das Themen-
feld „Schule/Lernen“ ist mit 41,6% 
das wichtigste Themenfeld für die 
Eltern. Darüber hinaus wünschen 
sich viele Eltern ein größeres An-
gebot in den Bereichen „Freizeit“ 
und „Umgang mit Medien“. 

Aus den Ergebnissen leiten sich 
erste Handlungsempfehlungen 
ab: Eine Möglichkeit wäre, dass 
die Veranstaltungen der Bildungs- 
und Betreuungseinrichtungen in 
Absprache mit den Trägern und 
Leitungen für eine größere Ziel-
gruppe geöffnet werden. Außer-
dem sollten Familien mit Migra-
tionshintergrund bei der Planung 
von Familienbildungsangeboten 
besser berücksichtigt werden. 
Dies wäre mit einem höheren Pla-
nungsaufwand verbunden und 
könnte erst innerhalb der nächs-
ten Jahre realisiert werden. Als ei-
ne langfristige Maßnahme wäre 
eine Internetplattform mit allen 
Anbietern von Familienbildungs-
angeboten anzustreben. 

Bayern ist Familienland Nr. 1

„Junge Familien sind der Grund-
pfeiler unserer Zukunft und einer 
gelingenden Gesellschaft. Gu-
te Startbedingungen sind dabei 
wichtig. Hierzu leistet die Fami-
lienbildung einen wichtigen Bei-
trag, in dem sie Eltern informiert, 
unterstützt und begleitet – sofern 
sie es wünschen.“, so Landrat Ger-
hard Wägemann bei der Vorstel-
lung der Evaluationsergebnisse an 
der auch Bayerns Familienstaats-
sekretär Johannes Hintersberger 
teilgenommen hat. Er betonte: 
„Die Familie ist die erste und ur-
sprünglichste Einheit für die sozi-
ale und emotionale Entwicklung 
unserer Kinder. Familien zu un-
terstützen ist uns in Bayern des-
halb ein Herzensanliegen. Bayern 
ist Familienland Nr. 1! Der Land-
kreis Weißenburg-Gunzenhausen 
hat diese Erfolgsgeschichte ganz 

entschieden mitgeschrieben. Denn 
hier werden die Bedürfnisse von 
Familien nicht nur wahrgenommen, 
sondern auch ernst genommen.“ 

Stefan Lahner der Leiter des 
Sachgebietes „Jugend und Fami-
lie“ des Landratsames Weißen-
burg-Gunzenhausen macht deut-
lich, dass die Kinder- und Jugend-
hilfe viel mehr präventiv tätig sein 
muss: „Immer erst als ‚Feuer-
wehr‘ reaktiv auf den Plan zu tre-
ten, wenn es Probleme gibt, ist zu 
wenig und zu spät.“. Die Studie bil-
det für ihn einen Einstieg in einen 
vertieften strategischen Umgang 
mit dem Thema Familienbildung, 
um sich in Zukunft der Gesamt-
verantwortung stellen zu können. 

Die Durchführung und die wis-
senschaftliche Begleitung erfolg-
ten durch das Zentralinstitut für 
Ehe und Familie in der Gesell-
schaft (ZFG) der Katholischen Uni-
versität Eichstätt-Ingolstadt. „Mit 
diesem Projekt wurde der For-
schungsstand im Bereich von Fa-
milienbildung weiter verbessert 
und auf eine breite empirische 
Grundlage gestellt. Gleichzeitig 
gelang durch die Kooperations-
partnerschaft unserer Universi-
tät mit dem Landkreis Weißen-
burg-Gunzenhausen ein anwen-
dungsorientierter Transfer wis-
senschaftlicher Expertise in die 
Praxis“, erklärt ZFG-Direktor Prof. 
Dr. Klaus Stüwe. 

An die Eltern wurden insge-
samt 12.311 Fragebögen ausge-
geben. Davon wurden 4.418 Fra-
gebögen zurückgeschickt und 
ausgewertet. Dies entspricht ei-
ner Rücklaufquote von 35,9 %. An 
die Anbieter wurden 246 Frage-
bögen verschickt. Zurückgesandt 
und ausgewertet wurden 112. Die 
Rücklaufquote von 45,5% ist auch 
hier sehr gut. Die Umfrage ba-
siert damit auf einer sehr aussa-
gekräftigen Datengrundlage und 
liefert für den Landkreis Weißen-
burg-Gunzenhausen repräsenta-
tive Ergebnisse. Es handelt sich in 
diesem Bereich um eine der größ-
ten Studien bayernweit. Dies ist 
vor allem den Eltern und den Trä-
gern von Familienbildungsange-
boten zu verdanken, die eine gro-
ße Bereitschaft zum Ausfüllen der 
Fragebögen gezeigt haben. r

Stadt und Landkreis Regensburg:

Bildungspass für  
Neuzugewanderte

Stadt und Landkreis Regensburg führen mit Beginn des neuen Jah-
res einen „kommunalen Bildungspass für Neuzugewanderte“ ein. 
Dieser wurde von den Bildungskoordinatoren für Neuzugewander-
te, Susanne Unger vom Landkreis Regensburg, und Andreas Alt-
mann von der Stadt  Regensburg, in Zusammenarbeit mit der Stadt 
Amberg und dem Landkreis Amberg-Sulzbach entwickelt. Der Bil-
dungspass ist eine Mappe, in der alle bildungs- und berufsrelevan-
ten Dokumente wie Zeugnisse, Qualifikations-, Weiterbildungs- 
und Praktikumsnachweise gesammelt und strukturiert gebündelt 
werden. Im Bildungspass sind zudem regional relevante Anlaufstel-
len für Beratung, Bildung und Arbeitsmarktintegration aufgelistet.

Bei einem Pressetermin im Re-
gensburger Landratsamt stell-
ten Landrätin Tanja Schweiger 
und Bürgermeisterin Gertrud 
Maltz-Schwarzfischer das Ge-
meinschaftsprojekt von Stadt 
und Landkreis Regensburg vor. 
„Der Bildungspass stellt ein hilf-
reiches Instrument dar, um die 
Integration erfolgreicher und 
den Eintritt in den Arbeitsmarkt 
einfacher zu gestalten. Wir hof-
fen, dass dieses kostenlose An-
gebot gut angenommen wird“, 
sind sich die beiden Spitzen aus 
Stadt und Landkreis einig.

Praktische Integrationshilfe

Der Leiter der Sozialabteilung 
im Landratsamt, Maximilian Sedl- 
maier, und der Referent für Bil-
dung, Sport und Freizeit der Stadt 
Regensburg, Dr. Hermann Hage, 
sind überzeugt, dass mit dem Bil-
dungspass ein niederschwelliges 
Werkzeug geschaffen wurde, mit 
dem ein Bewusstsein für einen 
verantwortungsvollen Umgang 
mit Dokumenten geschult sowie 
praktische Integrationshilfe für 
den deutschen Arbeitsmarkt ge-
leistet werden kann. 

Zielgruppe

Zielgruppe des Passes sind al-
le neuzugewanderten Migrantin-
nen und Migranten. Die Nutzung 
des Passes wird ab einem Alter 
von 16 Jahren empfohlen. Aus- 
gabestelle des Passes sind zu-
nächst die verschiedenen Erstbe-
ratungsstellen, die Berufsschulen 
sowie ausgewählte Bildungsträ-
ger. Er hilft beratenden Stellen, 
einen schnellen und umfassen-
den Überblick über die Bildungs-
historie des Bildungspass-Inha-
bers zu bekommen. Im Idealfall 
wird die Bildungshistorie vor und 
nach der Einreise nach Deutsch-
land vollständig abgebildet. 

„Dies kann als gute Grundlage 
für eine professionelle Vorstel-
lung bei potenziellen Arbeitge-
bern, Bildungsträgern und Prak-
tikumsbetrieben oder für Bera-
tungsgespräche bei der Agentur 
für Arbeit und den Jobcentern 
gesehen werden“, so die Bil-
dungskoordinatoren Susanne 
Unger und Andreas Altmann.

Seit Ende 2016 sind die Bil-
dungskoordinatoren für Neuzu-
gewanderte in Stadt und Land-
kreis tätig. Deren Kernaufgabe 
ist es, Transparenz bei den Bil-
dungsangeboten zu schaffen, 
Handlungsfelder und Bedürfnisse 
zu erkennen und diese sowie ver-

schiedene Bildungsakteure auf-
einander abzustimmen. r

V. l.: Dr. Hermann Hage, Referent für Bildung, Sport und Freizeit der 
Stadt Regensburg; Andreas Altmann, Bildungskoordinator Stadt 
Regensburg; Bürgermeisterin Gertrud Maltz-Schwarzfischer, Lan-
drätin Tanja Schweiger; Maximilian Sedlmaier, Leiter der Sozialab-
teilung im Landratsamt und Susanne Unger, Bildungskoordinatorin 
Landkreis Regensburg. Bild: Stadt Regensburg/Peter Ferstl
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„Wer hätte das gedacht, 
dass ein harmloser Witz auf 
Kosten einer Frau heutzutage 
noch ein solches Ungewitter 
der Gendergöttin auslösen 
würde.“ Nein, mein Chef, der 
Bürgermeister, bezog sich 
nicht auf die Altneihauser 
Feierwehrkapell’n, die in der 
Fränkischen Fastnacht ein 
paar eindeutig-drastische 
Wirtshauswitze über Brigitte 
Macron gerissen hat. 

Die Rede ist von Justin Trudeau, dem Pre-
mierminister von Kanada, der sich selbst als 
Feminist bezeichnet und dessen Land erst kürz-
lich in seiner Nationalhymne den Hinweis auf 
die Söhne des Vaterlandes gestrichen hat, um 
inklusiv zu wirken und auch die Töchter und das 
dritte Geschlecht zu ihrem patriotischen Recht 

kommen zu lassen. Er hat bei einer Diskussi-
on eine Frau dafür gerügt, dass sie den Begriff 
mankind (Menschheit) verwendet hat, in dem 
eben man (Mann) vorkommt. Als alternativen 
Begriff schlug er peoplekind (Menschenheit) 
vor, den es als Begriff nicht gibt und  der na-
türlich nur dazu diente, eine suadernde Funda-
mentalfeministin auf die Rolle zu nehmen.

Hui, da hieß es in Deckung gehen vor all den 
Posts und Kommentaren, die Trudeau entwe-
der selbst einen feministisch gehirnverseuch-
ten Spinner nannten oder – so vielgestaltig ist 
heutzutage die Community der Politikerbelei-
diger – einen ewig gestrigen Betonmacho. Da 
blieb dem nach dem Abgang Barack Obamas 
einzig verbliebenen Sonnyboy der angelsäch-
sischen Politwelt nur die zerknirschte Feststel-
lung, dass ihn das Witzlemachen unter Umge-
hung des Regens direkt in die Traufe der politi-
schen Inkorrektheit befördert hat.

Auch bei uns treibt ja die Frage, wie weit die 
Geschlechterneutralität in der Sprache getrie-
ben werden soll, immer mal wieder das Dis-
kussionsthermometer bis zum Siedepunkt. 
Legendär sind Versuche, die Frage der Ge-
schlechtergerechtigkeit mit einem Federstrich 
zu erledigen, indem Hochschulen zum Beispiel 
anregten, männliches wie weibliches Lehrper-
sonal mit Frau Professor anzureden. Dazu kom-

men ständige Neuerungen in 
dem Bestreben, geschriebe-
ne Texte unlesbar zu machen. 
Berühmt das Binnen-I in Bür-
germeisterIn, das den Begriff 
für weibliche Amtsträgerinnen 
wie männliche Amtsträger 
verwendbar machen sollte, 
ebenso wie das in Kreisen eher 
konservativer Schreiber bis 
heute weit verbreitete Zeichen 
/- wie in Bürgermeister/-in. Da 

nicht nur LBGT-Aktivisten, sondern mittlerweile 
auch das Bundesverfassungsgericht an das drit-
te Geschlecht glaubt, ist aber heutzutage das * 
der politisch korrekte Hit, also Bürgermeister*in 
für alle, die berechtigterweise das größte Amts-
zimmer im Rathaus haben.

Wie oben schon gezeigt, bleibt auch die Dop-
pelung, also Bürgermeisterin und Bürgermeis-
ter, sehr beliebt bei Verfassern von Texten, die 
diese künstlich verlängern wollen. Hier muss 
man nur höllisch aufpassen, nicht in eine ande-
re Form der Genderfalle zu tappen. Und damit 
meine ich nicht die satirische Anführung Tele-
fonhörer und Telefonhörerin, die Spötter ger-
ne benutzten, als man noch mit Zweikompo-
nentengeräten telefonierte. Linguisten haben 
nämlich nachgewiesen, dass meist nur positiv 
oder neutral besetzte Begriffe durchgegendert 
werden. Begriffspaare wie Mörderin und Mör-
der, Diebin und Dieb oder Psychopathinnen 
und Psychopathen findet man praktisch nie in 
geschriebenen oder gesprochenen Texten.

Mein Chef, der Bürgermeister, macht bei sei-
ner Tochter im Übrigen eine interessante Be-
obachtung: Junge Frauen legen immer häufi-
ger gar keinen Wert auf das ewige Gendern. 
Sie sind in eine Welt hineingewachsen, in der 
Gleichberechtigung der Geschlechter akzep-
tierte und – wenngleich nicht durchgehend, 
wenn ich an das gender-pay-gap denke – ge-
lebte Realität ist. Sie fühlen sich nicht mehr so 
im Kampf wie ihre Mütter. 

Zum Schluss noch ein tröstendes Wort von 
Christian Morgenstern für meinen Chef und al-
le politisch tätigen oder ein politisches Amt be-
kleidenden Menschen, denen mal ein Witz miss-
lingt: „Den Charakter eines Menschen erkennt 
man an den Scherzen, die er übel nimmt.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Geschlechterneutralität 
in der Sprache

Deutliches Bekenntnis 
zum ländlichen Raum

Staatssekretär Füracker beim CSU-Jahresempfang in Scheinfeld

„Die Kommunen wissen am besten, was vor Ort wie zu entwi-
ckeln ist“. Mit diesen Worten brach Staatssekretär Albert Füra-
cker beim Jahresempfang der CSU in Scheinfeld eine Lanze für die 
Städte, Gemeinden und  Landkreise und deren Recht auf Selbst-
verwaltung. Dem von einigen Protagonisten immer wieder be-
schriebenen „Flächenfraß“ mit Forderung nach gesetzlichen Be-
grenzungen trat Füracker entgegen: Der Freistaat Bayern habe 
in den letzten 20 Jahren um zwei Millionen Menschen zugenom-
men, „und diese brauchen Straßen, Arbeitsplätze, Wohnungen, 
Kindergärten und Schulen“.

Es sei unredlich, im gleichen 
Atemzug eine Begrenzung des 
Flächenverbrauchs und Wohn-
raum für Flüchtlinge und Groß-
familien zu fordern. Als Alternati-
ve käme ja nur das Bauen in die 
Höhe in Frage, was auch nicht ge-
wollt und zum Beispiel bei Indus-
trieansiedlungen oft nicht reali-
sierbar sei. „Auch um unnötiges 
Pendeln zu verhindern brauchen 
wir Arbeitsplätze nicht nur in den 
großen Städten“.

Der für Finanzen, Landesent-
wicklung und Heimat zustän-
dige Staatssekretär hatte auch 
Zahlen parat: Besiedlungs- und 
Verkehrsflächen umfassten in 
Deutschland 13,7 und in Bay-
ern 11,9 Prozent, „aber inklusi-
ve Hausgärten Parkanlagen und 
Fußballplätzen“. Wirklich zuge-
baut seien 6,1 Prozent. Unabhän-
gig davon sei auch er stark dar-
an interessiert, dass nicht unnö-
tig Flächen verbraucht werden: 
„Aber die Diskussion darüber 
muss ehrlich sein“ und sollte auf 
eine intelligente Flächennutzung 
hinwirken, die Wertschöpfung 
und wirtschaftlichen Erfolg er-
mögliche und gleichzeitig die Na-
tur nachhaltig schütze.

„Problembeschreiber“ und 
„Benachteiligungsgewäsch“

Mit einem Seitenhieb auf die 
politische Konkurrenz meinte Al-
bert Füracker: „Wir brauchen 
Problemlöser und nicht Problem-
beschreiber oder gar Problembe-
schaffer“. Und mit Blick auf die 
Landtagswahl im Herbst: „Wer in 
Berlin vor der Verantwortung da-

vonläuft, den brauchen wir auch 
in Bayern nicht als Partner“. Un-
redlich seien zudem die immer 
wieder von den Freien Wählern 
(„Partei der Nichtpartei“) aufge-
stellten finanzträchtigen Forde-
rungen. „Wir sind nicht der Billi-
ge Jakob“ und es werde verges-
sen, dass der Staat, der alles kos-
tenneutral zur Verfügung stellen 
soll, aus allen Bürgern bestehe.

Für ihn sei die Steuerentlastung 
der bessere Weg. Leistung müs-
se sich auch lohnen und die Staa-
ten müssten endlich lernen, mit 
dem auszukommen, was sie ein-
nehmen. „Der Soli muss weg“ rief 
Füracker aus, denn die Aufgaben-
stellungen in den neuen Ländern 
hätten sich inzwischen erledigt. 

Vehement wandte sich der aus 
der Oberpfalz stammende Staats-
sekretär gegen das „Benach-
teiligungsgewäsch“: Der ländli-
che Raum nehme für die gesam-
te Staatsregierung einen hohen 
Stellenwert ein und werde viel-
fach gefördert, nicht nur mit Mit-
teln für schnelle Leitungen, mit 
Behördenverlagerungen und dem 
Bau von Straßen und Schulen.

„Wir können nicht die ganze 
Welt alleine retten“

Mit Blick auf die vor allem 
durch Flüchtlinge gestiegenen 
Sozialleistungen meinte Füra-
cker: „Wir können nicht die gan-
ze Welt alleine retten“ und wollte 
die Europäische Union als Ganzes 
in die Pflicht genommen wissen. 
Unabhängig davon nehme die 
Staatsregierung ihre Verantwor-
tung für das Soziale ausgespro-

chen ernst. Als Beispiel nannte er 
das eigene Betreuungsgeld, wel-
ches von manchen politischen 
Mitbewerbern als „Herdprämie“ 
diffamiert werde. Für ihn stehe 
die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und Perspektiven für Fami-
lien in jeder Lebensphase im Fo-
kus.

Landkreis profitiert von  
Behördenverlagerung

CSU-Kreisvorsitzender und 
Landtagsabgeordneter Hans He- 
rold, zwischen den Haushalts-
beratungen in München nach 
Scheinfeld geeilt, zeigte sich aus-
gesprochen erfreut über die 
„de facto Vollbeschäftigung“ im 
Landkreis Neustadt a.d. Aisch 
- Bad Windsheim und über die 
von Finanz- und Heimatminister 
Dr. Markus Söder initiierte Be-
hördenverlagerung, von welcher 
„der Landkreis ganz erheblich 
profitiert“. Dass das ‚BayernLab‘ 
nach Neustadt kommt, sei „eine 
großartige strukturelle Entschei-
dung“. Hier würden regionale 
IT-Zentren geschaffen, die Schu-
len und Firmen eine Plattform für 
neue digitale Trends und Produk-
te böten. 

Hans Herold dankte beson-
ders den Staatsministern Joa-
chim Herrmann und Dr. Markus 
Söder wie auch Staatssekretär 
Albert Füracker für die perma-
nente Unterstützung auch am 
Beispiel der „Schlüsselzuweisun-
gen auf Rekordhöhe. Insgesamt 
können wir mit Optimismus die 
Herausforderungen des Jahres 
anpacken“. Dass Herold die In-
teressen der Region  mit Nach-
druck und manchmal auch pe-
netrant vertritt, sei in München 
bekannt. Füracker launig: „Das, 
was zum Beispiel in Neustadt 
geschaffen wird, müsste eigent-
lich ‚Hans-Herold-Behördenzen-
trum‘ benannt werden“.

Landrat Helmut Weiß nutzte 
die Gelegenheit, sich für die viel-
fältigen Förderungen des Frei-
staates zu bedanken, von wel-
chen zum Beispiel auch der Neu-
bau des Gymnasiums in Schein-
feld erheblich profitiere. „So 
können Zukunftschancen ge-
nutzt werden und gemeinsam 
werden wir weiter daran arbei-
ten, attraktive Lebensbedingun-
gen in unserer Heimat zu erhal-
ten und auszubauen“. 

Nachwuchstalente  
vorgestellt

Zahlreiche Repräsentanten 
des Öffentlichen Lebens aus 
Scheinfeld und Umgebung wa-
ren der Einladung des CSU-Kreis-
verbandes und des Ortsverban-
des Scheinfeld zum Jahresemp-
fang gefolgt. Die bereits no-
minierten bzw. designierten 
Kandidaten für die Landtags- und 
Bezirkstagswahlen am 14. Okto-
ber nutzten die Gelegenheit, sich 
kurz vorzustellen: Das „Nach-
wuchstalent“ Bastian Gebhardt 
aus Stein soll einen guten Platz 
auf der Mittelfrankenliste für den 
Bayerischen Landtag bekommen, 
während Thomas Zehmeister aus 
Großhabersdorf als Stimmkreis-
bewerber für den mittelfränki-
schen Bezirkstag bereits nomi-
niert ist, wie auch Hans Herold 
wieder als Landtags-Direktbe-
werber im Stimmkreis Neustadt 
a.d. Aisch – Bad Windsheim / 
Fürth-Land.

CSU-Ortsvorsitzender Martin  
Jendert und die anwesenden 
Mandatsträger nutzten den Jah-
resempfang zur Ehrung langjäh-
riger Mitglieder aus Scheinfeld. 
„Die Treue zur CSU ist ein wichti-
ger Baustein, um unterschiedliche 
Interessen bündeln und gemein-
sam eine gute Zukunft entwickeln 
zu können“. r

Starkes Franken in 
einem starken Bayern

Finanz- und Heimatempfang in Nürnberg

„Deutschland ist so stark wie nie und Bayern noch viel stärker“, so 
skizzierte der designierte Bayerische Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder beim „Finanz- und Heimatempfang“ in Nürnberg die 
Ausgangslage im Jahr 2018. Als noch amtierender Staatsminister 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat schlug er in ei-
ner launigen Rede einen Bogen von Berlin über Bayern nach Fran-
ken: „Ich wünsche mir anders als in Berlin zügig nach der Land-
tags- und Bezirkstagswahl im Herbst eine stabile Regierung in 
Bayern und Franken“.

Die Stärke Bayerns stütze sich 
auf eine Million neuer Arbeits-
plätze, die in den letzten zehn 
Jahren im Freistaat entstanden 
seien. Und dass es auch star-
ke Kommunen gibt, läge unter 
anderem an der im Länderver-
gleich einmaligen Förderung 
der Landkreise, Städte und Ge-
meinden durch den Freistaat: 
„Mit 9,5 Milliarden Euro haben 
wir aktuell den höchsten Finanz- 
ausgleich aller Zeiten.“

Kommunen unterstützen

Die Kommunen, deren Wohl-
ergehen ihm sehr am Herzen lä-
ge, würden auch in Zukunft ver-
stärkt unterstützt. Dazu zähl-
ten die „ausgesprochen erfolg-
reiche Behördenverlagerung“ 
ebenso wie die flächendecken-
de Breitbandversorgung und 
eine weitere Digitalisierung mit 
entsprechender Vernetzung 
auch mit dem Öffentlichen Per-
sonennahverkehr (ÖPNV) sowie 
WLAN in allen öffentlichen Ver-
kehrsmitteln und an Schulen.

„Leistung muss sich lohnen“, 
meinte Dr. Markus Söder. In 
diesem Zusammenhang sprach 
er sich für baldige Steuersen-
kungen und den raschen Ein-
stieg aus dem Ausstieg des „So-
li“ aus: „Diese sachgrundlose 
Befristung gehört abgeschafft“. 
Und er wolle das Eigentum stär-
ken. „Wir brauchen auch mehr 
Wohnungen“; dazu würden 
neben gezielten Fördermaß-
nahmen für Familien zum Bei-
spiel mit dem Baukindergeld 
auch flexiblere Bauverordnun-
gen entwickelt werden. Der 
Zielkonflikt im Zusammenhang 
mit dem Flächenverbrauch sei 
ihm durchaus bewusst, er set-
ze aber mehr auf Anreize statt 
Verbote und die Revitalisierung 
der Ortskerne.

Probleme der Bürger 
im Vordergrund

„Meine Heimatstrategie fußt 
auf dem Miteinander aller po-
litischen Ebenen“ und dem Re-
spekt und der Würde für alle 

Menschen, die auch das Sozia-
le nicht hintanstelle. In diesem 
Zusammenhang wolle er auch 
ein Pflegegeld für diejenigen 
einführen, die sich zu Hause um 
ihre pflegebedürftigen Angehö-
rigen kümmern. „Bayern geht 
es besser als allen anderen, 
aber nicht allen geht es gleich 
gut“, so Söder. Deshalb stehen 
für ihn die Probleme der Men-
schen im Vordergrund: „Wir 
müssen konkrete Lösungen bie-
ten, die klar, langfristig und ver-
lässlich sind“.

Sicherheit als höchstes Gut

Söders Wunsch für 2018: 
„Wir brauchen eine stabile Re-
gierung in Deutschland als 
wichtigstes Land in Europa“. 
Und diese müsse Antworten 
auf die Fragen der Zeit entwi-
ckeln. Dazu zählte er einen star-
ken und durchsetzungsfähigen 
Rechtsstaat: „Die Sicherheit 
ist das höchste Gut“. Er wol-
le die Polizei massiv verstärken 
und für „mehr Präsenz auf der 
Straße“ sorgen. Und es könne 
nicht sein, dass man zwar oh-
ne Pass nach Deutschland rein-
kommt, aber nicht mehr ’raus“. 
Fremden werde in Bayern und 
Deutschland in einem Ausmaß 
geholfen, wie in wohl keinem 
anderen Land: „Dabei darf die 
einheimische Bevölkerung aber 
nicht vergessen werden“. pmw

Fachakademie Krumbach 
wird privatisiert

Nach Zustimmung von Stiftungsvorstand und –beirat der Günzbur-
ger Bürgerstiftung sowie Information der Fraktionsvorsitzenden stell-
te Landrat Hubert Hafner den Beschäftigten und der Öffentlichkeit das 
Konzept für die künftige Entwicklung der Joseph-Bernhart-Fachaka-
demie Krumbach vor. Der Vorschlag beinhaltet, die Schulträgerschaft 
auf eine noch zu gründende Schulträger gGmbH zu übertragen. Dabei 
soll die Bürgerstiftung des Landkreises Günzburg – eine rechtsfähige 
öffentliche Stiftung des bürgerlichen Rechts – Alleingesellschafter der 
Schulträger gGmbH werden. Diese Lösung würde eine Verbesserung 
der finanziellen Rahmenbedingungen für die Fachakademie bedeuten.

Der Landkreis Günzburg als 
kommunaler Träger der Schu-
le erhält im Vergleich zu priva-
ten Schulträgern deutlich gerin-
gere staatliche Zuschüsse. Meh-
rere Vorstöße und konkrete Ände-
rungsvorschläge gegenüber dem 
Bayerischen Kultusministerium 
führten bisher zu keiner Verbes-
serung der Situation. Hafner be-
tonte ausdrücklich, dass der Land-
kreis Günzburg weiterhin zur Fach-
akademie Krumbach steht und de-
ren Fortbestand sichern möchte. 

Vorbehaltlich der Zustimmung 
des Kreistages des Landkreises 
Günzburg soll der Schulträger-
wechsel bereits zum Schuljah-
resbeginn 2018/2019 realisiert 
werden. Hierzu hätte die künfti-
ge Schulträger gGmbH bis Ende 
März einen Antrag auf schulauf-
sichtliche Genehmigung sowie 
einen Antrag auf eine staatliche 
Anerkennung bei der Regierung 
von Schwaben einzureichen. Vor- 
aussetzung für die Antragstel-
lung ist, dass der Kreistag in ei-
ner Sondersitzung am 20. Febru-
ar seine Zustimmung zum Schul-
trägerwechsel in der geplanten 

Form erteilt. Zuvor würden sich 
noch die zuständigen Fachaus-
schüsse des Kreistages mit dem 
Vorhaben befassen. Die Bür-
gerstiftung hat bereits grünes 
Licht gegeben und die Gründung 
einer Schulträgergesellschaft be-
schlossen. 

Der Landkreis Günzburg be-
treibt seit vielen Jahren die Jo-
seph-Bernhart-Fachakademie für 
Sozialpädagogik in Krumbach als 
kommunale Schule. Für den lau-
fenden Betrieb der Fachakademie 
erhält der Landkreis einen staat-
lichen Lehrpersonalzuschuss und 
kommunale Gastschulbeiträge für 
den anteiligen laufenden Schul-
aufwand. Der finanzielle Netto-
aufwand für den Landkreis in Hö-
he von derzeit jährlich ca. 700.000 
Euro ließe sich erheblich verrin-
gern, wenn die Fachakademie in 
private Trägerschaft übergeführt 
würde. Zuvor hatte der Landkreis 
über mehrere Jahre vergeblich 
versucht, eine Gleichstellung der 
staatlichen Zuschüsse für die kom-
munale Schule mit den Zuschüs-
sen für Fachakademie in privater 
Trägerschaft zu erreichen. Hajo
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Vorschau auf GZ 5
In unserer Ausgabe Nr. 5, die am 8. März 2018 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Energiethemen
• Kommunales Verkehrswesen · ÖPNV
• Kommunalfahrzeuge · Städtereinigung
• Dienstfahrzeuge
• Handwerkliche Dienstleistungen
• Ausstattung kommunaler Gebäude
• Kommunale Museen

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt  eine Beilage der Schultz GmbH & Co. 
KG, Wiesbaden bei. Bitte beachten Sie auch deren Online-
shop www.schultz.de  r

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com
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CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.9307­13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307­10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Gebäudedienstleistungen

Schacht­Ausrüstungen

Abzeichen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Energiedienstleistung

Absperrpfosten

Sitzmöbelhersteller

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk GmbH & Co. KG · Daimlerstr. 2 · 35702 Haiger
Telefon:  02773 821256 · Fax: 02773 8212-18
professional@hailo.de · www.hailo-professional.de

Fahnenmaste + Fahnen

Fahnenmaste + Fahnen
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Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

AVA­Software

orca-software.com

Nutzfahrzeuge

www.volkswagen-nutzfahrzeuge.de/kommunen-und-behoerden

Straßenbeleuchtung

transform light to LED

LEDiKIT® Streetlight
Digital LED-Upgrade 
bestehender Straßenleuchten 
mit Verstand und Verantwortung.

T 0861 90992040       www.laternix.de
Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@knoedler.de
Internet: www.knoedler.de

Hydraulik Anbaukomponenten

Hydraulische Generatoren, Hochdruckwasserpumpen, Kompresso-
ren, Schweissgeräte, Magnetanlagen, Straßen- und Rohrreinigungs-
anlagen, Vibrationspumpen, Staubbindungssysteme, Tauchpumpen,
Bohrflüssigkeitspumpen

PT-Hydraulik Vertrieb OHG
Untereggstr. 15 · 86971 Peiting · Tel. +49 88 61/24 69-100

info@pt-dynaset.de · www.pt-dynaset.de
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Landkreise München und Dachau: 

Mehr MINT-Bildung für alle 
Jetzt ist es offiziell: Ende Januar unterzeichneten die Landräte 
Christoph Göbel (München) und Stefan Löwl (Dachau) beim ersten 
MINT-Forum in Anwesenheit von über 100 Gästen im Landratsamt 
München die Kooperationsvereinbarung, die das gemeinschaftli-
che Engagement für die MINT-Region Münchner Umland besiegelt.

 In der Praxis arbeiten die bei-
den Landkreise und 26 Koope-
rationspartner aus dem Schul- 
und Wissenschaftsbereich aber 
schon über mehrere Monate 
intensiv daran, wie man junge 
und erwachsene Menschen für 
Mathematik, Informatik, Na-
turwissenschaft und Technik 
(=MINT) begeistern kann. Im 
April letzten Jahres wurde die 
gemeinsame Bewerbung beim 
Bayerischen Kultusministerium 
um eine von acht MINT-Regi-
onen im Freistaat erfolgreich 
abgeschlossen. Seitdem hat 
sich in den beiden Landkreisen 
schon vieles getan. 

Wer durch den Klostertrakt 
des Landratsamts ging, staun-
te  nicht schlecht, konnte man 

doch dort MINT-Bildung aus 
erster Hand kennenlernen. 

Werkstücke aus  
dem 3-D-Drucker

Von Kindern programmierte 
Rennwagen brausten durch die 
Gänge, man konnte Werkstü-
cke aus dem 3-D-Drucker, Bie-
nenwaben und Honig, Kristalle 
oder eine automatische Seifen-
blasenpustemaschine bestau-
nen, die neue App des Schulla-
bor PhotonLab testen oder sich 
bei Ackerdemia über Gemüse-
bauprojekte informieren las-
sen. Ein echter Hingucker wa-
ren auch die kleinen humanoi-
den NaoRoboter, die sich schon 
mal beklagten, wenn es ihnen 

zu langweilig wurde. Program-
miert wurden sie von der Ro-
boter Gruppe am Gymnasium 
Grünwald. 

Wissen schafft Antworten

„Ohne das Wissen aus den 
MINT-Fächern können wir auf 
wesentliche Herausforderun-
gen für unsere Gesellschaft kei-
ne zukunftsweisenden Antwor-
ten geben und Lösungen fin-
den“, so Landrat Christoph Gö-
bel in seiner Begrüßung. „Wir 
müssen Bewusstsein für die Be-
deutung dieser Themen schaf-
fen, auch vor dem Hintergrund, 
dass es schon heute in gro-
ßem Stil an Fachkräften in den 
technischen Berufen mangelt.“ 
Landrat Stefan Löwl gab seiner 
Freude darüber Ausdruck, dass 
man sich dieses wichtigen The-
mas jetzt gemeinsam annimmt, 
denn dies sei entscheidend 
für die zukünftige Entwicklung 
des Wirtschafts- und Wissen-
schaftsstandorts der gesamten 
Region. 

Nur wer versteht warum, 
wird sein Verhalten ändern 

Der im Kultusministerium zu-
ständige Ministerialrat Wolf-
gang Ellegast bekräftigte die 
Bedeutung der MINT-Förde-
rung außerhalb des schulischen 
Umfelds und der Methoden, 

die nicht zum regulären Unter-
richtswerkzeug gehören. „Wie 
sollen wir uns dem Klimawan-
del stellen? Wie der Globalisie-
rung? Der Ressourcenknapp-
heit? Der Energie- und Mo-
bilitätswende?“ Ohne Kennt-
nisse im MINT-Bereich sei das 
schier unmöglich, so Ellegast. 
„Wenn man nicht nachvollzie-
hen kann, warum man sein Ver-
halten ändern soll, wird man es 
nicht tun“, setzte der Ministe- 
rialrat mit Nachdruck hinzu.

Das MINT-Konzept ziele ganz 
bewusst nicht allein auf die 
Gruppe der Gymnasiasten ab, 
sondern auf Schülerinnen und 
Schüler sämtlicher Schularten. 
Es gehe nicht in erster Linie dar-
um, Nachwuchs für die Wissen-
schaft zu gewinnen, sondern ge-
nauso um den Fachkräftenach-
wuchs im Bereich Naturwissen-
schaften und Technik. 

Integration, Inklusion  
und Gleichstellung

Eine große Chance sieht 
Wolfgang Ellegast in der Nut-
zung von außerschulischen  
Lernorten wie Schülerlaboren 
und Schülerzentren, von denen 
es in der MINT-Region Münch-
ner Umland künftig mehr geben 
sollte. MINT-Bildung berge fer-
ner auch für ausländische Kin-
der, Jugendliche, aber auch Er-
wachsene eine große Chance, 
da hier den sprachlichen Fähig-
keiten eine weniger hohe Be-
deutung zukäme. 

Die MINT-Managerin Renate 
Heese, die das Projekt für bei-

de Landkreise federführend 
steuert, betont: „Wir legen im 
Projekt MINT-Region Münch-
ner Umland einen Schwerpunkt 
auf die Themen Integration, In-
klusion und Gleichstellung.“ 
Frauen seien beispielsweise in  
den naturwissenschaftlich-tech- 
nischen Berufen nach wie vor 
unterrepräsentiert. Hier soll 
in der MINT-Region mit ei-
nem Konzept der Berufsorien- 
tierung und einem Mento-
ring-Programm gegengesteuert 
werden. 

Frühforderung im Fokus

Der Wandel in der Arbeits-
welt eröffnet vielen Zielgrup-
pen Möglichkeiten, sich in Be-
reichen zu engagieren, an die sie 
vorher nie gedacht hätten. Eine 
besondere Bedeutung nimmt 
die Frühförderung ein. Die Be-
geisterung für die MINT-Fächer 
muss so früh wie möglich ge-
weckt werden. Lernen mit Lust, 
vor allem bei Fächern wie Ma-
thematik, ist ein erklärtes Ziel 
der MINT-Initiative, ebenso wie 
die Förderung selbstentdecken-
den und forschenden Lernens 
in Schule und außerschulischen 
Lernorten. Grundlage motivier-
ten Lernens ist eine Orientie-
rung an lebensnahen Proble-

men, so Heese. 
Entsprechend orientiert sich 

die Arbeit im Projekt an Zu-
kunftsclustern wie z. B. Nach-
haltigkeit und Mobilität. Ein 
wichtiger Baustein ist die Cross-
disciplinarity. Entsprechend sol- 
len Projekte gefördert werden, 
die MINT-Bildung mit Kunst, 
Musik und Philosophie ver-
knüpfen und hierüber zur zu-
kunftsorientierten Gestaltung  
der MINT-Bildung und der 
MINT-Region beitragen. 

Neben der Initiierung neuer 
Angebote sollen auch bereits 
bestehende gefördert und ge-
meinsam mit den Kooperati-
onspartnern weiterentwickelt 
werden. Hierzu zählen u. a. 
der Ausbau des MINT-Campus 
Dachau, die Einrichtung weite-
rer Schullabore und Schülerfor-
schungszentren sowie die Ent-
wicklung von Schulprogram-
men oder Unterrichtskonzep-
ten. 

Im Anschluss an die Tagung 
fand die konstituierende Sitzung 
des Fachbeirats mit 22 Mitglie-
dern aus unterschiedlichen Be-
reichen der MINT-Bildung statt. 
Dieser wird die Entwicklung der 
MINT-Region Münchner Um-
land mit seiner vielfältigen Fa-
chexpertise und Erfahrung en-
gagiert begleiten. r

http://www.schultz.de


Möbelproduktion seit 1898

Wir bauen und 
liefern Ihre Möbel 
direkt ab Werk

www.schultz.de

Jetzt bei SCHULTZ.DE bestellen:

Sonderangebot!

 11NB1920 - ForMSchaleNStuhl

stabil, bequem und leicht zu reinigen. Ideal für Pausen- 
und Aufenthaltsräume. Bis 110 kg. 2 Jahre Garantie.

19,20 €

topseller!

 7K - KlapptiSch

unverwüstlich und für jeden Einsatz geeignet. Bis zu 350 kg 
belastbar. TÜV. 10 Jahre Garantie. In vielen Größen und Farben.

ab 225,- €

Frachtfrei ab 300 € Sofort lieferbar Bis zu 10 Jahre Garantie Made in Germany

0611 - 18 55 180 service@schultz.de

12€
Gutscheincode*

 Netto-Angebot (alle Preise zzgl. gesetzl. MwSt.)
* Gültig bis zum 31.05.2018 - einmalige Nutzung

 11KDo - KoNFereNzDrehStuhl

Eleganz und Komfort vereint in einem zeitlosen 
Besprechungsstuhl. Option: Wippmechanik. TÜV. 
Bis 120 kg. 5 Jahre Garantie.

Neuheit!

ab 274,- €

e- e- 
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Aboutyou, AEG, ALDI, Alnatura, Allianz, AOK, AOL, AWO, ASB, Audi, BMW, BASF, Bauknecht, Bayer, Behinderten Werkstätten, Bertelsmann, BfA, 
Bilfinger-Berger, Bosch, BOSS, BP, Brauereien, Braun, BKA, Buena Vista, Bundesbank, Bundesministerium Umwelt und Naturschutz, Bundestag, 
Caritas, Cargolux, Cäsar´s Palace, Charité, CinemaxX, Condor, Continental Reifen, DAG, Degussa, Gewerkschaftsbund, DFB, DHL, DPD, DRK, Dor-
nier, Diakonie, Post, Lufthansa, Dresdner Philharmonie, Egger Industrie, Euronics, Ford, Fraport, Fraunhofer, Fresenius, Fuggerhaus, GreenPeace, 
Goodyear, Hammer, Harley-Davidson, Henkel, Hoechst, IBM, IKEA, Kali & Salz, Kinder u. Jugendheime, KSZE, Kloster Hiddensee, Konsulate, Kühne 
& Nagel, Lebenshilfe, Leipziger Messe, Leitz, Malteser, MAN, Marc O´Polo, Mc Donalds, Media Markt, Mercedes, Metro, NATO, Nikon, Oberfinanz-
direktionen, OBI, Opel, Philipps, Physikalisch-Technische Bundesanstalt, Pioneer, Pirelli, Pixelpark, Pfleiderer, Polizeiämter, Preussag, Pro Natura, 
Raab Karcher, RWE, Schott, Siemens, Stihl, Subway, Swatch, THW, Thyssen, UFA, United Nations, UPS, ver.di, VW, Wiener Staatsoper, Zalando ...

Willkommen bei SCHULTZ,
wir bieten Ihnen solide und praktische Möbel direkt 
ab Werk - made in Germany.

In unserem Familienunternehmen in der vierten 
Generation arbeiten nur geschulte Fachkräfte.

Ein zeitloses Design und die Langlebigkeit unserer 
Produkte prägen unsere Firmenphilosophie seit 1898.

Unser Onlineshop bietet Ihnen hochwertige Möbel 
in den Bereichen: Büro, Betrieb, Schulung, Konferenz, 
Messe, Sozialraum und Unterkunft.

In dieser Broschüre finden Sie eine Auswahl von 
Topsellern, Neuheiten sowie Sonderangeboten.

Suchen Sie eine Sonderanfertigung oder wünschen 
Sie eine umfassende Fachberatung, dann helfen wir 
Ihnen gerne telefonisch weiter.

Ihre SCHULTZ Geschäftsführung

Nicolas Schultz und die 5. Generation

hhhhh Sehr gut 4.80/5.00**

Bestellen Sie sicher und einfach online
Entdecken Sie unser gesamtes Produktprogramm in 
unserem zertifizierten Onlineshop: www.schultz.de

Durchschnittliche Kundenbewertung, ermittelt aus allen Bewer-
tungen innerhalb der letzten 12 Monate (www.trustedshops.de) 
Stand 27.09.2017

**

Seite 2

Über 90.000 Kunden schenken uns Ihr Vertrauen:

Frachtfrei ab 300 €
Ab einem Nettowarenwert von 300,00 € liefern wir 
unsere Produkte frachtfrei/Bordstein. Auf Anfrage 
können Sendungen avisiert und vertragen werden.

Sofort lieferbar
Direkt ab Werk liefern wir innerhalb von 3-10 Werk-
tagen. Sonderanfertigungen benötigen eine Lieferzeit 
von 14 Tagen bis 4 Wochen.

Bis zu 10 Jahre Garantie
Auf die Qualität unserer Produkte geben wir bis zu 
10 Jahre Garantie. Genaue Angaben zur Garantiezeit 
finden Sie am Produkt.

Made in Germany
Seit 1971 fertigen wir unsere Produkte in Neuhof bei 
Fulda (Hessen). Ihre Ansprechpartner für alle Fragen 
freuen sich in Wiesbaden (Sitz) auf Ihren Anruf.

Sicher Einkaufen
Unser Onlineshop ist von Trusted Shops zertifiziert 
und auf über 100 Qualitätsmerkmale hin getestet. 
Alle Daten werden SSL-verschlüsselt gesendet.

Telefonische Fachberatung
Gerne beraten wir Sie kompetent und umfassend, so 
lassen sich auch spezielle Lieferwünsche oder Sonder-
anfertigungen schnell und gut besprechen.

Unsere Qualitäts- & Serviceversprechen

www.schultz.de 0611 - 18 55 180 service@schultz.de

ab 580,- €

 11D247 - eiNSatzDrehStuhl

für die 24 Stundennutzung, 7 Tage in der Woche. 
Option: Lordosenstütze und Sitztiefenverstellung. 
Bis 120 kg. TÜV. 3 Jahre Garantie

231,- €

 11tr - StuhlKarre

universal für alle Stuhlmodelle geeignet. Trag-
bügel stufenlos verstellbar, mit extra breitem 
Radschutz. Bis 250 kg. 2 Jahre Garantie

ab 780,- €

 7e - SchreiBtiSch

elektrisch höhenverstellbar von 64 - 130 cm. Bis 
100 kg. Entlastung für Ihren Nacken, mehr Scho-
nung für Ihren Rücken. TÜV. 5 Jahre Garantie

 S - SchlieSSFächer

mehr Sicherheit für Ihre Mitarbeiter. Türen bis zu 
dreifach stabilisiert. Mit Garderobenschränken 
kombinierbar. 10 Jahre Garantie

ab 538,- €

 holzSchräNKe

für Büros und Archive. Ideal auch als Raumteiler. 
Frei kombinierbare Elemente, bereits fertig zusam-
men gebaut. 10 Jahre Garantie

ab 128,- €

Unserer Neuheiten und Topseller           Netto-Angebot (alle Preise zzgl. gesetzl. MwSt.)

e-

e-

e-

e-
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SchuluNg & KoNFereNz Schultz.De0611 - 18 55 180 service@schultz.de

 11p - polSterStuhl

stabil und bequem. Ideal für Schulungen oder Aufenthaltsräume mit 
wechselndem Publikum. H/B/T: 80 x 54 x 59 cm. Sitzhöhe 46 cm. 
15 Stück stapelbar. Gewicht 6 kg. TÜV. Bis 110 kg. 2 Jahre Garantie.

topseller!

44,- €  11Ft - FreiSchwiNger

geben Sie Ihrer Besprechung noch mehr Schwung und genießen Sie 
den besonderen Komfort des bis 120 kg belastbaren Stuhls. H/B/T: 
84 x 56 x 61 cm. Sitzhöhe 45 cm. 5 Stück stapelbar. TÜV. Bis 120 kg. 
4 Jahre Garantie.

168,- €

Neuheit!

 11paF
arMlehNeNStuhl

für noch entspannteres Sitzen,
mit festen Armlehnen aus Stahl-
rohr (Aufstehhilfe). 
H/B/T: 80 x 54 x 59 cm. Sitzhö-
he 46 cm. 15 Stück stapelbar. 
Gewicht 6,5 kg. TÜV. Bis 110 kg.
2 Jahre Garantie.

 11peN
NetzrücKeNStuhl

mit guter Rückenbelüftung und 
extra dickem Ergositz für langes 
Sitzen. XR-Stoff. 
H/B/T: 80 x 54 x 59 cm. Sitzhö-
he 47 cm. 12 Stück stapelbar. 
Gewicht 6 kg. TÜV. Bis 110 kg.
2 Jahre Garantie.

 11pep
KoNFereNzStuhl

mit gepolstertem Rücken und 
extra dickem Ergositz für langes 
Sitzen. XR-Stoff. 
H/B/T: 80 x 54 x 59 cm. Sitzhö-
he 47 cm. 12 Stück stapelbar. 
Gewicht 6 kg. TÜV. Bis 110 kg. 
2 Jahre Garantie.

 11pepK
KuNStleDerStuhl

Ergositz mit leicht zu reinigen-
dem Kunstleder, beständig 
gegen: Blut, Öl, Speichel, Urin. 
H/B/T: 80 x 54 x 59 cm. Sitzhö-
he 47 cm. 12 Stück stapelbar. 
Gewicht 6 kg. TÜV. Bis 110 kg. 
2 Jahre Garantie.

ab 6   Stück 5%  Rabatt
ab 12  Stück 7%  Rabatt
ab 24  Stück 10%  Rabatt
ab 50  Stück 15%  Rabatt
ab 100  Stück 20%  Rabatt
ab 250  Stück 25%  Rabatt

MeNgeNStaFFel:

65,- € 71,- € 76,- € 78,- €

 11hl
StapelStuhl

der Klassiker im Objektbereich. 
H/B/T: 77 x 47 x 54 cm. Sitzhö-
he 47 cm. 15 Stück stapelbar. 
Gewicht 6 kg. Bis 110 kg.
2 Jahre Garantie.
Verchromt „11HC“ 48,– €  
Sitzkissen 6,– €

 11w
StahlrohrStuhl

mit Stapelsteg für perfektes 
Lagern. Option: Sitz- u. Rücken-
polster Aufpreis 12,- €/Stück.
H/B/T: 84,5 x 50 x 49 cm. Sitz-
höhe 46 cm. 12 Stück stapelbar. 
Gewicht 6 kg. TÜV. Bis 110 kg.
2 Jahre Garantie.

 11Ba
BeSprechuNgSStuhl

mit stark taillierter Rückenlehne 
für eine angenehme Federung. 
H/B/T: 82 x 63 x 52 cm. Sitz-
höhe 46 cm. 4 Stück stapelbar. 
Gewicht 8 kg. TÜV. Bis 110 kg. 
2 Jahre Garantie.
Ohne Arml. B: 50 cm 109,– €

38,- € 86,- € 123,- €
 11cl
BiStroStuhl

mit angenehm federnder 
Buchenschichtholzschale 
und praktischem Griffloch. 
H/B/T: 80 x 51 x 52 cm. Sitz-
höhe 45 cm. 4 Stück stapelbar. 
Gewicht 6 kg. TÜV. Bis 110 kg.
2 Jahre Garantie.

 11ca
KaNtiNeNStuhl

mit formschöner Holzschale, 
ideal für Kantinen, Cafés oder 
Bistros und Besprechungen. 
H/B/T: 85 x 52 x 49 cm. Sitz-
höhe 45 cm. 4 Stück stapelbar. 
Gewicht 6 kg. TÜV. Bis 110 kg.
2 Jahre Garantie.

88,- € 84,- €
 11cB
holzSchaleNzStuhl

der Elefant unter den Stapel-
stühlen, bis 130 kg belastbar.
H/B/T: 90 x 50 x 49 cm. Sitzhö-
he 48 cm. 10 Stück stapelbar. 
Gewicht 6 kg. TÜV. Bis 130 kg. 
5 Jahre Garantie.
Lichtgrau „11SL“ 88,– €

95,- €

 11peF
FreiSchwiNger

ideal für längere Besprechun-
gen, passend zur Serie mit  
extra dickem Ergositz. XR-Stoff. 
H/B/T: 81 x 50 x 55 cm. Sitz-
höhe 48 cm. 4 Stück stapelbar. 
Gewicht 7 kg. TÜV. Bis 110 kg.
2 Jahre Garantie.

96,- €

 11Y
BeSucherStuhl

elegant und stabil, auch mit 
Armlehnen erhältlich.
H/B/T: 83 x 50 x 55 cm. Sitz-
höhe 48 cm. 6 Stück stapelbar. 
Gewicht 6 kg. TÜV. Bis 110 kg. 
2 Jahre Garantie.
Mit Armlehnen „11YA“ 69,– €

59,- €
 11K
KlappStuhl

ästhetischer Beistellstuhl. Stabil 
und praktisch. Stahlrohrgestell 
mit Kunststoffsitz und -rücken.
H/B/T: 81 x 48 x 50 cm. Sitzhö-
he 46 cm. Gewicht 5 kg. 
Bis 100 kg. 2 Jahre Garantie.
Trolley für 10 Stühle 128,– €

94,- €

 11Fo - SchwiNgerStuhl

der optisch anspruchsvolle Konferenzstuhl gewährleistet ein völlig ent-
spanntes Sitzen (passend zum Drehsessel S. 1). H/B/T: 88 x 56 x 59 cm.
 Sitzhöhe 43 cm. 4 Stück stapelbar. TÜV. Bis 120 kg. 5 Jahre Garantie.

208,- €

Neuheit!

Standard-Kunststoffschale mit 
Stapelhilfe (Kunststoff). Neu: 
mit XR Stoff     Aufpreis € 16,–

XR-Stoff: 100.000 Scheuer-
touren, feuersicher nach B1 
und EN 1021/1-2.

12€
Gutscheincode*

Seite 4 Frachtfrei ab 300 € Sofort lieferbar Bis zu 10 Jahre Garantie Sicher Einkaufen Made in Germany Netto-Angebot 2017/        (alle Preise zzgl. gesetzl. MwSt.)
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VeraNStaltuNg & arBeitSplatz

 7K - KlapptiSch

Kurzbeschreibung: stabil, praktisch, unkaputtbar.

Eine Entwicklung aus dem alten Jahrtausend, seit 20 Jahren bewährt, doch im Detail noch verbessert. 
Wenn der schnelle Auf- und Abbau regelmäßig eine Anforderung ist, dann ist das der richtige Tisch. Bis 350 
kg belastbar mit Niveauausgleich und sicherem Klappmechanismus. Das Gestell mit umlaufendem Rahmen 
liefern wir standardmäßig in der Farbe Lichtgrau oder verchromt (auch als 4-Fußgestell s. Abb. oben rechts).

Die Tischplatten sind zigarettenglutfest und in vielen Farben sofort lieferbar. Vulkanschwarz und Merano-
Nachbildung haben einen Aufpreis von 10,- €.

Die Tischhöhe beträgt 75 cm. Tellerfüße mit Filz für Parkett 8,- €/Tisch Aufpreis. TÜV. 10 Jahre Garantie.

topseller!

ab 225,- €

Länge/Breite   Tischhöhe 75 cm Gestell € Grau € Chrom
130 x 50 cm   für 2 Personen 17 kg 225,- 244,-
130 x 65 cm   für 2 Person 18 kg 240,- 259,-
110 x 60 cm   für 1 Person 17 kg 227,- 246,-
120 x 60 cm   für 4 Personen 20 kg 231,- 250,-
110 x 70 cm   für 4 Personen 19 kg 229,- 248,-
140 x 70 cm   für 6 Personen 27 kg 250,- 269,-
150 x 70 cm   für 6 Personen 28 kg 271,- 290,-
120 x 80 cm   für 4 Personen 23 kg 235,- 254,-
140 x 80 cm   für 6 Personen 29 kg 252,- 271,-
160 x 80 cm   für 6 Personen 32 kg 282,- 301,-
180 x 80 cm   für 8 Personen 35 kg 313,- 332,-
200 x 80 cm   für 10 Personen 40 kg 343,- 362,-

 7Sw SchieBegriFFwageN

mit Bügelgriff und Zentralfußbremse, 
Ladefläche 160 x 80 cm. Vollgummi-
bereifung, bis 500 kg belastbar.   € 342,–

 7 - MehrzwecKtiSch

unser Klassiker mit abnehmbaren, eckigen Beinen (rund Typ: „7A“) in Ihrer Wunschhöhe.

Dieses Modell läßt sich wirklich vielseitig einsetzen, ob im Büro, bei einer Veranstaltung, als Packtisch oder 
in der Kantine - er bewährt sich immer und ist mit 350 kg extrem belastbar. Die Beine lassen sich im Hand-
umdrehen befestigen (rund „7A“ Aufpreis 20,- €/Tisch - siehe Abbildung). Das Gestell liefern wir standard-
mäßig in der Farbe Lichtgrau oder verchromt.

Die Tischplatten sind zigarettenglutfest und in vielen Farben sofort lieferbar. Vulkanschwarz und Merano-
Nachbildung haben einen Aufpreis von 10,- €. Die Tischhöhe beträgt 75 cm (Standard).

Zubehör siehe kleine Abbildung: Frontblenden 78,- € |Seitenblenden 62,- € | Thekenaufsatz 208,- € | Kabel-
führung 29,- € | Kabeldurchlass 19,- € | Container wie Abb. 280,- € für Hängeregister (3 x Schubladen 275,- €)

ab 132,- €
Länge/Breite    Tischhöhe 75 cm Gestell € Grau € Chrom

130 x 50 cm    für 2 Personen 21 kg 143,- 162,-
80 x 60 cm    für 1 Person 18 kg 132,- 151,-

110 x 60 cm    für 1 Person 21 kg 145,- 164,-
120 x 60 cm    für 4 Personen 23 kg 147,- 166,-
110 x 70 cm    für 4 Personen 23 kg 151,- 170,-
140 x 70 cm    für 6 Personen 27 kg 153,- 172,-
150 x 70 cm    für 6 Personen 28 kg 160,- 179,-

80 x 80 cm    für 2 Personen 21 kg 139,- 158,-
120 x 80 cm    für 4 Personen 26 kg 158,- 177,-
140 x 80 cm    für 6 Personen 29 kg 170,- 189,-
160 x 80 cm    für 6 Personen 33 kg 183,- 202,-
180 x 80 cm    für 8 Personen 35 kg 217,- 236,-
200 x 80 cm    für 10 Personen 39 kg 233,- 252,-

324,- €

 11lhe - louNgeSeSSel

ein schöner und bequemer Club-
sessel für den Wartebereich oder 
Besprechungen. Vollgepolstert 
mit Drehmechanismus.

 11DwN - DrehStuhl

der Alleskönner mit super anschmiegsamem Netzrücken. Option: 
Sitzneige und -tiefenverstellung. TÜV. Bis 120 kg. 5 Jahre Garantie.

 11DS - BüroDrehStuhl

unser Topseller mit Bandscheibensitz, 
Synchronfederung, extra große Rücken-
lehne. Farben: Schwarz oder Blau. 
TÜV. Bis 110 kg. 3 Jahre Garantie.

160,- €

ab 330,- €

 11Dl - BüroStuhl

ergonomischer Profistuhl mit integrierter 
Lendenwirbelstütze. Option: Sitztiefenver-
stellung. TÜV. Bis 110 kg. 3 Jahre Garantie. 
In vielen Farben.

ab 233,- €
 11DYN - KoNFereNzSeSSel

elegant und komfortabel - auch mit Rollen als Bürodrehstuhl. Mit 
Netzrücken und Wippmechanik. TÜV. Bis 120 kg. 4 Jahre Garantie.

ab 334,- €
 7rc ruNDtiSch

als Beistelltisch. Platte Ø 120 cm: Buche Nachbil-
dung, Lichtgrau oder Weiß. Stahlrohrgestell 80 x 
80 cm, mit abnehmbaren Beinen. Höhe 75 cm. 
Verchromt € 188,– 
Lichtgrau € 169,–

 7tc - trapeztiSch

als Beistelltisch. Gestell 160 x 80 x 80 x 80 cm, 
Platte: Buche Nachbildung, Lichtgrau oder Weiß 
auch mit halbrunder Tischplatte. Höhe 75 cm. 
Verchromt € 279,–
Lichtgrau  € 259,–

12€
Gutscheincode*

Seite 6 Frachtfrei ab 300 € Sofort lieferbar Bis zu 10 Jahre Garantie Sicher Einkaufen Made in Germany Netto-Angebot 2017/        (alle Preise zzgl. gesetzl. MwSt.)

Schultz.De0611 - 18 55 180 service@schultz.de
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Büro & archiV

 h4V
SortierSchraNK

mit fester Mittelwand, je ein 
Fachboden 1/3 und 2/3. 
H/B/T: 772 x 900 x 350 mm. 
Fachmaße H/B/T: 362 x 275/
570 x 330 mm.  € 160,–  
Wie Abbildung € 184,–  

 h2V
KlaSSeNBücher

mit festem Querboden und 
zehn Hochfächern.
H/B/T: 772 x 900 x 350 mm. 
Fachmaße H/B/T: 362 x 862/
79 x 330 mm. € 198,– 
Mit 20 Fächern € 240,–

 h2
orDNerSchraNK

für 20 Ordner, Hängeregister 
oder z.B. Schallplatten. Option: 
Mittelstützwand „HMW“ € 6,- 
H/B/T: 772 x 900 x 350 mm. 
Fachmaße H/B/T: 359 x 862 x 
330 mm. € 143,-

 h4
MaterialSchraNK

mit fester Mittelwand und zwei 
losen Fachböden. Fachbreite 
bis DIN A3.
H/B/T: 772 x 900 x 350 mm. 
Fachmaße H/B/T: 362 x 422 x 
330 mm. € 158,-

 h6
uNiVerSalSchraNK

für 18 Ordner. Zwei feste Mittel-
wände und drei lose Fachböden 
(weitere sind möglich). 
H/B/T: 772 x 900 x 350 mm. 
Fachmaße H/B/T: 362 x 275 x 
330 mm. € 172,-

 h30
FächerSchraNK

ideal für Formulare (DIN A4). 
Inkl. 27 losen Fachböden und 
Bodenträger (sonst wie „H6“). 
H/B/T: 772 x 900 x 350 mm. 
Fachmaße H/B/T: 68 x 275 x 
330 mm. € 223,-

 h1
auFSatzSchraNK

Gesamtmaße H/B/T: 386 x 900
 x 350 mm. Gewicht 11 kg. 
Optional: Wandbefestigungsset. 
Zusätzliche Querböden oder 
Türen sind möglich. € 94,–

 hB 
BeiStellSchraNK

mit losem Querboden. Option: 
mit Tür und Untergestell „HU46“ 
aus Metall, weitere Fachböden 
HFB 1/2 sind möglich. H/B/T: 
772 x 460 x 350 mm. € 96,–

 hS20
wertFachSchraNK

20 Fächer. Klapptüren wahl-
weise mit Einwurfschlitzen, nur 
Lichtgrau. H/B/T: 772 x 900 x 
350 mm. Fachmaße H/B/T: 135 
x 200 x 300 mm. € 512,–

 hcD
MeDieNSchraNK

für mehr als 400 CDs. Fünf Fä-
cher. Fachmaße H/B/T: 132 x 
862 x 120/157 mm. € 128,–
Oder mit drei Fächern für DVDs  
bzw. Blu-Rays € 136,–

 hg
garDeroBeNSchraNK

mit versetzter Mittelwand u. 2 losen Fach-
böden. Eine ausziehbare Kleiderstange. 
H/B/T: 772 x 900 x 350 mm. Fachmaße 
H/B/T: 736 x 275/570 x 330 mm. € 208,–

 hS4
SchlieSSFachSchraNK

vier separat abschließbare Abteile. 
Zusätzliche Fachböden sind möglich.
H/B/T: 772 x 900 x 350 mm. Fachmaße 
H/B/T: 359 x 422 x 330 mm. € 248,–

zuBehör:

 hFB 1/3 FachBoDeN € 2,-
 hFB 1/2 FachBoDeN € 3,-
 hFB 2/3 FachBoDeN € 4,-
 hQB QuerBoDeN € 8,-

 ht türeNpaar (in acht Farben)

zu allen Schrankmodellen passend. Fix und fertig 
montiert. Inkl. Schloss und zwei Schlüsseln. € 55,-
Türdämpferpaar (auch nachrüstbar) € 8,-

 hu - uNtergeStell

für alle Modelle, mit Niveauausgleich. Stahlrohr ver-
chromt. H/B/T: 105 x 900 x 350 mm. € 57,-

 hru - leNKrolleNSatz

für den mobilen Einsatz, bis 280 kg. € 50,-

Türgriffe aus Aluminium, gerun-
det mit Griffmulde € 8,-

Hauptschließanlagen je  Schloss: 
€ 2,-       Hauptschlüssel: € 5,-
Option für mehrer Türen: gleich-
schließende Schlösser

Schlossschild (Nummer) € 5,-

holzSchräNKe iM lego-priNzip
kombinieren Sie frei nach dem Lego-Prinzip die einzelnen Elemente, nebeneinander und übereinander, 
mit oder ohne Türen. Die einzelnen Holzschränke kommen bei Ihnen fertig zusammengebaut an.

Alle Holzschränke haben dieselben Außenmaße H/B/T: 772 x 900 x 350 mm. 

Korpus, Mittelwände und Querboden 18 mm stark, Rückwand und Fachböden 8 mm stark. Rahmen 
und Mittelwände sind miteinander verdübelt und verleimt. Zum verdeckten Verbinden der Schränke 
sind Deckel und Böden gebohrt. Die Rückwand sitzt in einer umlaufenden Nut und ist fest verleimt; sie 
ist einen Zentimeter nach innen eingerückt (Kassettenrückwand - Schallschutz - ideal als Raumteiler). 

Die verwendeten Holzwerkstoffe sind FSC- bzw. PEFC-zertifiziert. Im Bild links: H30, H2 + HT, HU.

Schrank
und Türen:
Weiß

 hrh
häNgeregiStratur

ein Doppelauszug - auf Wunsch bereits 
fertig in den Schränken „H2“ oder „H4“ 
eingebaut - sonst auch nachträglich zur 
Selbstmontage. € 9,–

 7S - StehtiSch

mit oder ohne Rollen in Ihrer Wunschhöhe (zw. 
90 und 142 cm). Ideal zum Arbeiten im Stehen, 
als Rednerpult oder als Transporttisch. Mit einem 
Zwischenboden. Maße: 80 x 60 cm | 110 x 70 cm 
150 x 70 cm | 200 x 80 cm.

 11DYc - BüroDrehStuhl

mit extra großer Rückenlehne und Muldensitz. Option: mit 
Sitztiefenverstellung. TÜV. Bis 120 kg. 4 Jahre Garantie.

ab 248,- €
ab 193,- €

topseller!

12€
Gutscheincode*

Seite 8 Frachtfrei ab 300 € Sofort lieferbar Bis zu 10 Jahre Garantie Sicher Einkaufen Made in Germany Netto-Angebot 2017/        (alle Preise zzgl. gesetzl. MwSt.)

Schultz.De0611 - 18 55 180 service@schultz.de

Nur Türen: 
Merano
Dekor

Chateau
Eiche Dekor

Nussbaum
Aida Dekor

Lichtgrau

Buche
Dekor

Vulkan
Schwarz
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SozialrauM & uNterKuNFt

 K2 - uMKleiDeSchraNK

für zwei Personen. Separat abschließbare Abteile. Hutfach und 
Garderobenfach mit fünf Haken. Option: Hauptschließanlagen für 
bis zu 4.000 verschiedene Schlösser. 

H/B/T: 180 x 60 x 50 cm. Fachmaße H/B/T: 34/144 x 30 x 50 cm. Im 
Bild mit zusätzlicher, flexibler  Trennwand für Berufs- und Privatklei-
dung (€ 33,–) und Wertfach im Sockel (€ 44,–).

 K1 - perSoNalSchraNK

für eine Person (wie „K2“). Beide Abteile sind mit einem Schloss 
gemeinsam verschließbar. Die Arbeits- und Straßenkleidung kann 
getrennt aufbewahrt werden (Trennung von Schwarz/Weiß). 

H/B/T: 180 x 60 x 50 cm. Fachmaße H/B/T: 34/144 x 30 x 50 cm. 
Option: Drehriegel für Vorhängeschlösser.                           € 296,- 

topseller!

303,- €

 g
garDeroBeNSchraNK

mit durchgehendem Hutfach 
und Kleiderstange mit 10 Haken. 
Die Türen sind gemeinsam ver-
schließbar. 
H/B/T: 180 x 60 x 50 cm. Fach-
maße H/B/T: 34/144 x 60 x 50 
cm. 10 Jahre Garantie. € 248,- 

 w
KleiDer-/wäSche

rechts Garderobe mit großem 
Oberfach, links fünf große Fä-
cher. Beide Türen sind gemein-
sam verschließbar.
H/B/T: 180 x 60 x 50 cm. Fach-
maße H/B/T: 34/144 x 30 x 50 
cm. 10 Jahre Garantie. € 301,- 

 Sp
SozialrauMSchraNK

vier separat abschließbare 
Garderobenfächer mit viel Platz 
für Sporttaschen, Kleidung, 
Helme und Schuhe. 
H/B/T: 180 x 60 x 50 cm. Fach-
maße H/B/T: 90 x 30 x 50 cm. 
10 Jahre Garantie. € 380,–

 S 
SchlieSSFächer 

mit 10 doppelwandigen Stahl-
türen, zusätzlich stabilisiert und 
separat abschließbar. Einwurf-
schlitze möglich (Aufpreis).
H/B/T: 180 x 60 x 50 cm. Fach-
maße H/B/T: 34 x 30 x 50 cm.             
10 Jahre Garantie.  € 538,-

 S20
wertFachSchraNK

mit 20 Türen aus schlagfestem 
Kunststoff, nur in Kieselgrau. 
Wahlweise mit Einwurfschlitzen 
3 cm oder 1,5 cm hoch.
 H/B/T: 180 x 60 x 50 cm. Fach-
maße H/B/T: 17 x 30 x 50 cm. 
10 Jahre Garantie.       € 654,-

 M2
MaterialSchraNK

vier verzinkte Eckwinkel im 
42-mm-Raster tragen bis zu 22 
Fachböden (15 kg tragfähig), 
mitgeliefert werden drei verstell-
bare und ein fest eingebauter 
Boden. H/B/T: 180 x 60 x 50 cm. 
10 Jahre Garantie.    € 349,–

 B
putzSchraNK

großer, durchgehender Sockel-
raum (mit Abfluß) für Staubsau-
ger oder Geräte. Aufhängevor-
richtungen und Haken. 
H/B/T: 90 x 60 x 50 cm. Fachma-
ße H/B/T: 34/180 x 30 x 50 cm. 
10 Jahre Garantie.        € 320,–

 BS
BeiStellSchraNK

mit einem festen Fachboden, 
weitere Fachböden sind mög-
lich. Lenkrollenuntersatz „RU” 
€ 46,– Aufpreis (Abbildung 
mit Abdeckplatte € 22,–).
H/B/T: 90 x 60 x 50 cm. 
10 Jahre Garantie.       € 191,–

 aB - arMBaND

Perlon inkl. Verschluss und nummerierter Schlüsselbox. € 5,-

 hSa - hauptSchlieSSaNlage

ideal für große Betriebe, Sportanlagen oder Bibliotheken. Mit einem 
Hauptschlüssel lassen sich bis zu 4.000 Schlösser zentral schließen. 
Aufpreis € 2,– je Schloss, jeder Hauptschlüssel € 5,–/Stück.

 zaS - SchloSSSchilD

50 x 35 mm, nummeriert, eloxiertes Aluminium, inkl. nummeriertem 
Schlüsselanhänger Kunststoff (siehe links). € 4,- 

 a
auFSatzSchräNKe

zur optimalen Raumausnutzung 
über den Schränken. 
H/B/T: 48 x 60 x 50 cm. € 124,–

StahlSchräNKe - Fertig zuSaMMeNgeBaut
mit perfekten Oberflächen. Bereits fix und fertig zusammengebaut, mit absolut gleichmäßiger 
Beschichtung, ohne scharfe Kanten (alle um 180° umgelegt). Mit Niveauausgleich, Thermik-
lüftung, Abfluss und dreifach verstärkten Türen, der Sockel ist voll nutzbar.

Alle Stahlschränke haben die selben Außenmaße H/B/T: 180 x 60 x 50 cm. 

Wir fertigen Stahlschränke seit mehr als 50 Jahren in dem von uns entwickelten Hybridverfahren. 
Dabei werden fertig beschichtete Stahlbleche der Firma ThyssenKrupp über Rollformer zu Seiten- 
und Rückenteilen, Böden, Mittelwänden und Türen verformt, mit zusätzlich stabilisierenden Pro-
filen zusammengenietet und verklebt. 10 Jahre Garantie.

topseller!

 1e - eiNzelBett

mit komfortablen Holzfederleisten (komplett zerlegbar). Mit Adaptern 
auch aufstockbar. H/B/L: 54/64 x 90 x 200 cm. TÜV. 2 Jahre Garantie.
Das komplette Bettenprogramm finden Sie im Onlineshop.

142,- €

 Standardfarbe: Kieselgrau. Die Sonderfarben der Türen haben einen Aufpreis 
von € 9,-/Front. Wir verarbeiten nur ThyssenKrupp COLOR-Feinbleche.

12€
Gutscheincode*
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www.schultz.de

Wir bei SCHULTZ.DE beraten Sie gerne
Schultz GmbH & Co. KG | Rommerzer Straße 42 | 36119 Neuhof

0611 - 18 55 180 service@schultz.de

Sonderangebot!

 11Na2880 - KaNtiNeNStuhl

stabil, bequem und leicht zu reinigen. Ideal 
für Kantinen , Sozial- und Aufenthaltsräume. 
Bis 110 kg. 2 Jahre Garantie.

28,80 €

Bestellen Sie jetzt mit 
diesem Code und
Sie sparen 12 €

Frachtfrei ab 300 € Sofort lieferbar Bis zu 10 Jahre Garantie Made in Germany

 S20 - wertFachSchraNK

mehr Schutz für Wertsachen im Büro, Betrieb, Schule und Messe. 
Praktische Schließfächer in vielen Größen. 10 Jahre Garantie.

654,- €

Möbelproduktion seit 1898
 Netto-Angebot (alle Preise zzgl. gesetzl. MwSt.)
* Gültig bis zum 31.05.2018 - einmalige Nutzung

12€
Gutscheincode*

FAX  0611 - 18 55 185
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